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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
sehr geehrte Damen und Herren,

als dieser Geschäftsbericht erstellt wurde, lag die offizielle Bestätigung über die Verschiebung der 
Eröffnung des Hauptstadtflughafens BER gerade einmal einige Tage zurück. Neben der Blamage für 
die Region und die politischen Verantwortungsträger, die im Aufsichtsrat der Flughafengesellschaft 
offenbar zu sehr allen Beteuerungen der Geschäftsführung vertraut haben, hat sich einmal mehr 
bestätigt, daß öffentlichen Einrichtungen gegenüber privatwirtschaftlichen Unternehmen offenbar 
wesentliches Knowhow fehlt. Es sei an die Mißwirtschaft in diversen Landesbanken, das Großprojekt 
Lausitzring, der Bau des Tempodrom in Berlin erinnert, es ließen sich weitere Beispiele anführen.

Gleichwohl lassen aber die Bemühungen nicht nach, unter dem Deckmantel der Daseinsvorsorge 
wirtschaftliche Tätigkeiten in kommunaler Verantwortung zu zementieren oder in diese zu übernehmen. 
Von derartigen politischen Intentionen, die auch Auswirkungen auf verschiedene Bereiche des 
Verkehrsgewerbes haben, war das Berichtsjahr geprägt: den Diskussionen um die Zulässigkeit privater 
gewerblicher Sammlungen und die angestrebten Überlassungspflichten von Abfällen an die öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträger im Rahmen der Novellierung des Abfallrechts, den Diskussionen 
um die Neugestaltung des Ordnungsrahmens im ÖPNV bei der vorgesehenen Novellierung des 
Personenbeförderungsgesetzes und den Diskussionen um das Brandenburger Gesetz zur Stärkung 
der kommunalen Daseinsvorsorge.

Auf der anderen Seite, in der „großen Politik“, nahmen die Bemühungen um die Eindämmung der 
Staatsschuldenkrise und ihrer Folgen zu, ohne dass im Berichtsjahr tatsächlich nachhaltige Erfolge 
erzielt werden konnten. So setzten sich diese Bemühungen auch im Folgejahr fort, bei Redaktions-
schluss dieses Berichts waren gerade die Brüsseler Vereinbarungen für den Fiskalpakt und den 
dauerhaften europäischen Stabilitätsmechanismus ESM von Bundestag und Bundesrat bestätigt 
worden. Welche Entwicklungen das Europäische Projekt weiter nehmen wird, welche Auswirkungen 
auf die Konjunktur und damit auch auf die Beschäftigungs- und Ertragslage im Verkehrsgewerbe damit 
einhergehen werden, ist noch ungewiss.

Den Innungsbetrieben dennoch Orientierungsmöglichkeiten zu bieten, war und ist Verpflichtung 
für Vorstand und Geschäftsführung der Innung. Von dieser Motivation ausgehend wurden auch 
die Themenschwerpunkte der Verbandsarbeit 2011 definiert. Verschaffen Sie sich mit diesem 
Geschäftsbericht einen Überblick über das vergangene Jahr und nutzen Sie die Lektüre, für Ihre eigene 
betriebliche Praxis Schlussfolgerungen zu ziehen.

Die Innung wird auch weiterhin Ihr vertrauter Partner bleiben und Sie in Ihren betrieblichen Prozessen 
in gewohnter Weise unterstützen.

Berlin im Sommer 2012

Michael Eichen	   Lothar Kastner	 	  Ulrich Schulz	 	            Lieselotte Raunhardt
Vorsitzender	 	   stellv. Vorsitzender	 	  Vorstandsmitglied	            Ehrenvorsitzende

Vorwort
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1. Politische und wirtschaftliche Entwick-
lung 2011

Nach einem schwungvollen Auftakt verlor die 
Weltwirtschaft im weiteren Verlauf des ver-
gangenen Jahres an Dynamik. Zu den Faktoren, 
die die globale Konjunktur bremsten, gehört ins-
besondere ein kräftiger Ölpreisschub, der be-
reits im Herbst 2010 einsetzte und bis ins Früh-
jahr 2011 hinein anhielt. Im Sommer spitzte sich 
zudem die Schuldenkrise einiger EWU-Staaten 
zu. Verstärkte Konsolidierungsanstrengungen, 
Vermögensverluste und eine erhöhte Unsicher-
heit angesichts der Spannungen an den Finanz-
märkten haben die ohnehin verhaltene gesamt-
wirtschaftliche Gangart im Euro-Raum merklich 
gedrückt. 

Auch das Geschehen an den Finanzmärkten 
wurde im Berichtsjahr in zunehmendem Maße 
von der Staatsschuldenkrise im Euro-Raum 
überschattet. So gerieten die Finanzmärkte in 
der zweiten Jahreshälfte zusehends in den Sog 
der erhöhten Unsicherheit über den weiteren 
Fortgang der Schuldenkrise in einigen EWU-
Ländern. In der Folge verstärkte sich die Prä-
ferenz für liquide, erstklassige Anlagen, und die 
Anleiherenditen im Euro-Raum spreizten sich 
weiter. Die von den Staats-und Regierungschefs 
auf den EU-Gipfeln im Juli und Oktober beschlos-
senen Maßnahmen konnten die Investoren nur 
kurzzeitig beruhigen. Immer deutlicher wurde, 
dass die Staatsschuldenkrise über kurzfristige 
Krisenlösungsinstrumente hinaus grundlegende 
Fragen nach dem zukünftigen Ordnungsrahmen 
der Währungsunion aufwirft. Die Regierungs-
wechsel in Italien, Spanien und Griechenland, 
das Sparprogramm der neuen italienischen Re-
gierung und der deutsch-französische Vorschlag 
strikterer Haushaltsregeln trugen schließlich zu 
einer gewissen Beruhigung der Märkte bei. Die 
Lage entspannte sich zudem etwas durch die 
Ende November angekündigten dreijährigen 
Refinanzierungsgeschäfte des Eurosystems.

Für die deutsche Volkswirtschaft stand das Jahr 
2011 aus realwirtschaftlicher Sicht im Zeichen 
eines breit angelegten Aufschwungs, der gegen 

Jahresende durch die Verlangsamung der glo-
balen Konjunkturdynamik und die Zuspitzung 
der europäischen Schuldenkrise jedoch deutlich 
belastet wurde. Im Verlauf des Jahres hat das 
reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) nicht nur den 
Höchststand des vorangegangenen konjunk-
turellen Aufschwungs erreicht, es wurde auch 
die gesamtwirtschaftliche Produktionslücke ge-
schlossen. Während die Auslandsnachfrage 
2011 nicht mehr so stark zulegte wie im Vorjahr, 
hat die sukzessive Verstärkung der binnenwirt-
schaftlichen Antriebskräfte der konjunkturellen 
Grunddynamik eine bemerkenswerte Wider-
standsfähigkeit verliehen. Der Preisanstieg auf 
der Verbraucherstufe hat sich in Deutschland 
vor allem wegen kräftiger Teuerungsimpulse von 
Rohöl spürbar verstärkt.

1.1 Internationales Umfeld

Weltwirtschaft auf steinigem Expansions-
pfad

Nach einem schwungvollen Auftakt verlor die 
Weltwirtschaft im Verlauf des vergangenen Jah-
res an Dynamik. Zu den Faktoren, die die globa-
le Konjunktur bremsten, gehört insbesondere ein 
kräftiger Ölpreisschub, der im Herbst 2010 ein-
setzte und bis ins Frühjahr 2011 hinein anhielt. 
Im Ergebnis schmälerten die höheren Energie-
rechnungen die Kaufkraft der private Haushalte 
und Unternehmen in den Öl importierenden Län-
dern beträchtlich. 

Hinzu kamen schwere Naturkatastrophen in 
Japan und Thailand. Sie führten auch zu tiefen 
Einschnitten in die Wirtschaftsaktivität, die über 
die enge internationale Produktionsvernetzung 
noch jenseits der jeweiligen Landesgrenzen-
deutlich zu spüren waren. Gerade japanische 
Autofirmen mussten in beiden Fällen aufgrund 
von Lieferengpässen Teile ihrer Erzeugung zeit-
weise global einschränken. 

Im Sommer spitzte sich zudem die Schuldenkri-
se einiger EWU-Staaten zu. Verstärkte Konso-
lidierungsanstrengungen, Vermögensverluste 
und eine erhöhte Unsicherheit angesichts der 
Spannungen an den Finanzmärkten haben die 
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ohnehin verhaltene gesamtwirtschaftliche Gang-
art im Euro-Raum merklich gedrückt. 

In den Schwellenländern reduzierte sich das 
konjunkturelle Tempo ebenfalls. Dazu hat nicht 
nur beigetragen, dass die Auslandsnachfrage 
erlahmte. Auch ihre binnenwirtschaftlichen Kräf-
te schwanden unter dem Einfluss einer straf-
feren Geldpolitik. 

Als relativ robust erwies sich die US-Konjunktur, 
die nach einer ausgeprägten Wachstumsschwä-
che im ersten Halbjahr wieder deutlich Fahrt auf-
nahm. Alles in allem startete die Weltwirtschaft 
zwar aus einer recht schwachen Position in das 
Jahr 2012. Erste Indikatoren deuten jedoch an, 
dass der globale Aufschwung im Verlauf dieses 
Jahres allmählich wieder Tritt fassen wird. Für 
das Jahr insgesamt geht der IWF in seiner ak-
tuellen, eher vorsichtigen Prognose vom Janu-
ar von einer Verminderung des globalen BIP-
Wachstums um einen halben Prozentpunkt auf 
3,3% aus.

Besonders deutlich zeigte sich die konjunktu-
relle Verlangsamung 2011 in der Industrie. Die 
annähernde Halbierung ihrer 
Produktionszunahme im Jahres-
durchschnitt auf 5,5% verdeckt 
dabei noch das Ausmaß der 
Tempoverringerung. Die Erzeu-
gung in den fortgeschrittenen 
Volkswirtschaften wurde nach 
dem Erdbeben in Japan sogar 
zeitweise eingeschränkt. Die Pro-
duktionseinbußen des Frühjahrs 
konnten imSommer wieder wett-
gemacht werden, anschließend 
aber ging der Schwung aus. Hin-
zu kam, dass nach einem dyna-
mischen Jahresauftakt die Indus-
trie in den Schwellenländern nur 
noch gebremst expandierte. So 
übertraf die globale Erzeugung 
ihren Vorjahrsstand im Schluss-
quartal gerade um 4%. Zugleich 
geriet auch der Welthandel im 
Verlauf von 2011 ins Stocken. Im 
Jahresdurchschnitt nahm sein 

Volumen um 5,5% gegenüber 2010 zu, als es 
um 15% gewachsen war.

Die geringere Dynamik in der Industrie spie-
gelte sich auch auf den Rohstoffmärkten wider. 
Gemessen am HWWI-Industrieländerindex wa-
ren Industrierohstoffe im Dezember 2011 auf 
US-Dollar-Basis um 12% günstiger als ein Jahr 
zuvor; Nahrungs- und Genussmittel verbilligten 
sich um knapp 9%. Aufgrund der bemerkens-
werten Rally im Winterhalbjahr 2010/2011 muss-
ten die Industrierohstoffe im Jahresdurchschnitt 
gleichwohl einen Preisanstieg um 14½% verbu-
chen. 

Im Gegensatz dazu blieb bei Rohöl eine deut-
liche Verbilligung im weiteren Jahresverlauf aus. 
Im Dezember 2011 kostete ein Fass der Sorte 
Brent mit 108 US-$ noch 17% mehr als Ende 
2010. Obwohl die kurzlebigen Preisspitzen vom 
Sommer 2008 nicht wieder erreicht wurden, er-
klomm Brent im Jahresdurchschnitt aufgrund 
der anhaltenden Preissteigerung ein Rekord-
niveau von 111 US-$ (+ 38%). Im Gegensatz zu 
vorherigen, nachfragebedingten Teuerungsrun-
den stand die Entwicklung diesmal eher im Zu-

Abbildung 1: Entwicklung der globalen Industriekonjunktur zwischen 2008 und 2011.
Quelle: Geschäftsbereicht der Deutschen Bundesbank 2011.
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sammenhang mit einer Verknappung des Ölan-
gebots. Nachdem politische Unruhen in einigen 
Staaten Nordafrikas und des Nahen Ostens in 
den Wintermonaten das Vertrauen in die Ver-
sorgungssicherheit erschüttert hatten, führten 
militärische Auseinandersetzungen in Libyen im 
Sommerhalbjahr zu massiven Produktionsaus-
fällen. Zusätzlich wurden die Engpässe auf der 
Angebotsseite noch durch ungeplante Unter-
brechungen der Förderungen anderenorts ver-
schärft.

Der Kostenschub bei Energieträgern war eine 
wichtige, aber keinesfalls die einzige Ursache 
für den verstärkten Preisauftrieb auf der Ver-
braucherstufe in den Industrieländern. Im Jah-
resdurchschnitt 2011 zogen die Energiepreise 
um 12,3% gegenüber dem Vorjahr an, in dem-
sie bereits um 7,7% zugelegt hatten. Die Teue-
rungsrate insgesamt kletterte um gut einen Pro-
zentpunkt auf 2,7%; ihren Zenit erreichte sie mit 
3,1% im Spätsommer. 

1.2 Wirtschaftliche Entwicklung im Euro-
Währungsgebiet

Staatsschulden-/Finanzkrise

Das Geschehen an den Finanzmärkten wurde 
im Berichtsjahr in zunehmendem Maße von der 
Staatsschuldenkrise im Euro-Raum überschat-
tet. Nachdem die Erholung der Weltkonjunktur 
im ersten Halbjahr stabilisierend gewirkt hatte, 
gerieten die Finanzmärkte in der zweiten Jah-
reshälfte zusehends in den Sog der erhöhten 
Unsicherheit über den weiteren Fortgang der 
Schuldenkrise in einigen EWU-Ländern. Zu-
gleich trübten sich die globalen Wachstumsaus-
sichten ein. Während italienische und spanische 
Staatsanleihen zunächst noch auf einem ver-
gleichsweise stabilen Niveau rentiert hatten, 
verlangten die Marktteilnehmer im zweiten Halb-
jahr angesichts der Unsicherheit über den po-
litischen Konsolidierungswillen und drohender 
Rating-Herabstufungen auch für diese Schuldti-
tel merklich höhere Renditeaufschläge. Die von 
den Staats- und Regierungschefs auf dem EU-
Gipfel im Juli beschlossenen Maßnahmen, zu 
denen eine Lockerung der Kreditkonditionen für 

Programmländer, erweiterte Handlungsmöglich-
keiten der EFSF und ein zweites Hilfspaket für 
Griechenland zählten, konnten die Investoren 
nur kurzzeitig beruhigen. 

Der Stimmungsumschwung unter den Inve-
storen, der sich in stärker wahrgenommenen 
Insolvenzrisiken und höheren Liquiditätsprä-
mien niederschlug, dürfte durch aufgekommene 
Rezessionssorgen verstärkt worden sein. Die 
negativen Wachstumsperspektiven mehrten 
auch die Zweifel der Marktteilnehmer an der 
Schuldentragfähigkeit Griechenlands und Portu-
gals. Dies trug zu deutlichen Kursverlusten der 
Staatsanleihen dieser Länder bei. Der EU-Gipfel 
Ende Oktober, auf dem unter anderem eine er-
höht freiwillige Privatsektorbeteiligung in einem 
noch zu verhandelnden Griechenlandprogramm 
und die Erweiterung des Handlungsspielraums 
der EFSF beschlossen wurde, ließ die Zuver-
sicht unter den Investoren erneut aufkeimen. 
Jedoch schwand ihr Vertrauen mit der Ankün-
digung eines griechischen Referendums und 
wachsender Skepsis über die Umsetzung der 
Beschlüsse. In der Folge stiegen die Renditen 
für Staatsanleihen der Euro-Länder im Novem-
ber auf breiter Front. Auch Anleihen mit erst-
klassigem Rating waren betroffen. Finanzinsti-
tute, die stark in EWU-Staatsanleihen engagiert 
waren, mussten deutlich schlechtere Finanzie-
rungsbedingungen an den Renten- und Aktien-
märkten hinnehmen.

Im Gefolge der zunehmenden Unsicherheit 
verstärkte sich die Präferenz für liquide, erst-
klassige Anlagen, und die Anleiherenditen im 
Euro-Raum spreizten sich daher weiter. Neben 
Bundesanleihen und US-Treasuries waren auch 
Staatsanleihen der Schweiz und Großbritan-
niens besonders gefragt. Die Renditen zehn-
jähriger Bundesanleihen und entsprechender 
US-Titel ermäßigten sich im Jahresverlauf um 
knapp 120 beziehungsweise 143 Basispunkte 
auf 1,7% beziehungsweise 1,9%. Daneben ha-
ben schwächere Konjunkturperspektiven zins-
senkend gewirkt. Zusätzlicher Abwärtsdruck auf 
die Renditen ging in den USA und im Vereinig-
ten Königreich von den Notenbanken aus, die 
ihre Ankaufprogramme von Staatsanleihen im 
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Rahmen ihrer generell expansiv ausgerichteten 
Geldpolitik zur Stützung der Konjunktur fortge-
setzt haben.

Die Regierungswechsel in Italien, Spanien und 
Griechenland, das Sparprogramm der neuen 
italienischen Regierung und der deutsch-fran-
zösische Vorschlag strikterer Haushaltsregeln 
trugen schließlich zu einer gewissen Beruhigun-
der Märkte bei. Die Lage entspannte sich zudem 
etwas durch die Ende November angekündigten 
dreijährigen Refinanzierungsgeschäfte des Eu-
rosystems. Von Spanien verlangten die Inves-
toren zum Jahresende im überjährigen Laufzeit-
bereich Renditen, die unterhalb der Niveaus zu 
Jahresbeginn lagen. Dagegen rentierten italie-
nische Staatstitel in allen Laufzeiten Ende 2011 
zwischen anderthalb und zweieinhalb Prozent-
punkten oberhalb des Renditeniveaus in der er-
sten Jahreshälfte, gingen zuletzt aber auch zu-
rück.

Konjunkturelle Erholung am Jahresende zum 
Stillstand gekommen

Der konjunkturelle Auf-
schwung im Euro-Raum, der 
Mitte 2009 begonnen hatte, 
ist nach einem lebhaften Jah-
resauftakt im Sommerhalb-
jahr 2011 deutlich abgeflacht 
und im letzten Quartal zum 
Stillstand gekommen. Das 
kräftige Wachstum zum Be-
ginn des vergangenen Jahres 
wurde unter anderem durch 
Aufholeffekte nach witterungs-
bedingten Produktionsaus-
fällen in der Industrie und in 
der Bauwirtschaft Ende 2010 
geprägt, die vor allem in den 
mittel- und nordeuropäischen 
EWU-Ländern ins Gewicht 
fielen. Eine maßgebliche Ur-
sache für die schwächere Ex-
pansion im Sommerhalbjahr 
war der starke Anstieg der 
Energiepreise, der bis Ende 
April 2011 anhielt und danach 

nur geringfügig korrigiert wurde. Die Kaufkraft 
der Verbraucher wurde dadurch erheblich be-
lastet. Nachfragedämpfend wirkten auch die 
vermehrten Konsolidierungsanstrengungen 
vor allem der Euro-Länder, die im Zentrum der 
Staatsschuldenkrise stehen. Die Bruttoanlagein-
vestitionen schwenkten nach einem merklichen 
Zuwachs zum Jahresanfang in eine Abwärtsbe-
wegung ein, wobei den zunächst weiter zuneh-
menden Ausgaben für neue Ausrüstungsgüter 
sinkende Bauinvestitionen gegenüber standen. 
Der Rückgang der Binnennachfrage im Frühjahr 
und im Sommer konnte noch durch ansteigende 
Exporte überkompensiert werden. Weil im letz-
ten Quartal von dieser Seite keine Wachstums-
impulse kamen, schrumpfte das reale BIP 
erstmals seit zweieinhalb Jahren um saisonbe-
reinigte 0,25%, wodurch der Rückstand gegen-
über dem Vorkrisenniveau auf 2% gestiegen ist.

Für das Jahr 2011 insgesamt ergibt sich jedoch 
dank eines kräftigen Überhangs aus dem Jahr 
2010 und der lebhaften Entwicklung im ersten 
Quartal noch ein Wachstum von 1,5%. Ange-

Abbildung 2: Reales BIP im Euro-Raum und in ausgewählten Mitgliedsländern. 
Quelle: Geschäftsbereicht der Deutschen Bundesbank 2011.
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sichts eines weiterhin flachen mittelfristigen 
Wachstumspfades ist zwar die Auslastung der 
gesamtwirtschaftlichen Kapazitäten erneut ge-
stiegen, sie blieb aber noch merklich unter ihrem 
Normalniveau.

1.3 Wirtschaftsentwicklung in Deutschland

Deutschland ist Wachstumsmotor im Euro-
Raum

Das Wachstum im Euro-Raum wurde 2011 
wie schon im Vorjahr vor allem von Deutsch-
land getragen. Die Expansionsrate war hier 
rund dreimal so hoch wie im Euro-Raum ohne 
Deutschland (+ 1%). Überdurchschnittlich hohe 
Zuwächse erwirtschafteten auch Österreich, die 
Slowakei und Finnland. Der besonders kräftige 
BIP-Anstieg in Estland um 7,5% ist sowohl auf 
eine dynamische Investitionstätigkeit als auch 
auf eine Steigerung der Exporte in den Nicht-
Euro-Raum zurückzuführen. Unter den größe-
ren Mitgliedsländern übertraf Ende letzten Jah-
res nur das deutsche BIP sein Vorkrisenniveau, 
in Frankreich wurde es bei einem Wachstum von 
1,75% fast erreicht. 

Dagegen blieben Italien und Spanien, deren 
Volkswirtschaften 2011 lediglich um 0,5% bezie-
hungsweise 0,75% wuchsen, noch weit darun-
ter. Von den Krisenländern verzeichnete Irland 
mit einem BIP-Zuwachs von ca. 1% das beste 
Ergebnis. Verantwortlich dafür war die lebhafte 
Ausfuhr, während die Inlandsnachfrage weiter 
schrumpfte. Portugal, dessen eher schwache 
Exportwirtschaft in weit geringerem Umfang ei-
nen Ausgleich für die Abkühlung der Inlandskon-
junktur schaffen konnte, rutschte im Berichtsjahr 
wieder in die Rezession ab, das BIP verringerte 
sich um 1,5%. In Griechenland hat sich die An-
passungsrezession, die Ende 2008 begonnen 
hatte, weiter verschärft. Die Wirtschaftsleistung 
sank um 6,75% und lag Ende des letzten Jahres 
um 15,75% unter dem Stand vom Herbst 2008. 
Die unbefriedigende Wirtschaftsentwicklung in 
den Peripherieländern hängt zum einen mit den 
verstärkten Anstrengungen der Regierungen zur 
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte zu-
sammen, die notwendig geworden sind, um das 

verloren gegangene Vertrauen der Investoren 
an den Finanzmärkten wieder zurückzugewin-
nen. Zum anderen sind die Verluste an preis-
licher Wettbewerbsfähigkeit im vergangenen 
Jahrzehnt – von Irland abgesehen – noch nicht 
nennenswert korrigiert worden. Hinzu kommen 
andauernde strukturelle Anpassungsprozesse, 
die zu einem starken Anstieg der Arbeitslosigkeit 
geführt haben, und eine zunehmende Verunsi-
cherung der Konsumenten und Unternehmen. 

Die erneute Zuspitzung der Staatsschuldenkrise 
im zweiten Halbjahr 2011 hat auch die Banken 
in den betroffenen Ländern stark beschädigt. 
Dadurch verringerte sich deren Kreditvergabe-
bereitschaft. Insgesamt haben sich jedoch die 
Wachstumsunterschiede im Euro-Raum im Ver-
gleich zum Vorjahr nur leicht erhöht. Die kon-
junkturelle Lage des Euro-Raumes hat sich dem-
nach annähernd stabilisiert, von einem starken 
Aufschwung kann jedoch noch keine Rede sein.

Allen Prognosen für den Euro-Raum ist derzeit 
gemeinsam, dass die Abwärtsrisiken deutlich 
höher eingeschätzt werden als die Chancen auf 
eine bessere Entwicklung.

Kräftiger Konjunkturaufschwung

Das Jahr 2011 war aus realwirtschaftlicher 
Sicht geprägt durch einen breit angelegten Auf-
schwung, der gegen Jahresende durch die Ver-
langsamung der globalen Konjunkturdynamik 
und die Zuspitzung der europäischen Schulden-
krise allerdings erkennbar belastet wurde und 
insgesamt stagnierte. 

Die gesamtwirtschaftliche Leistung nahm im 
Jahresdurchschnitt mit 3,0% erneut sehr deut-
lich zu, nach einem ausgesprochen kräftigen 
Erholungstempo im Jahr zuvor(+ 3,7%). Im Ver-
lauf des Berichtsjahres hat das reale BIP nicht 
nur den Höchststand des vorangegangenen 
konjunkturellen Aufschwungs erreicht, es wurde 
auch die gesamtwirtschaftliche Produktionslü-
cke geschlossen. Während die Auslandsnach-
frage 2011 nicht mehr so fulminant zulegte wie 
im Jahr davor, hat die sukzessive Verstärkung 
der binnenwirtschaftlichen Antriebskräfte der 
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konjunkturellen Grunddynamik eine bemer-
kenswerte Widerstandsfähigkeit verliehen. So 
wurden die gewerblichen Investitionen im Kon-
text einer hohen Auslastung, grundsätzlich op-
timistischer Geschäftsaussichten und günstiger 
Finanzierungsbedingungen kräftig ausgeweitet. 
Der Wohnungsbau wies infolge der spürbaren 
Nachfragebelebung auf den Häusermärkten 
ebenfalls ein markantes Plus auf. Außerdem ka-
men vom privaten Konsum deutliche Impulse. 
Die Verbraucher zeigten sich offensichtlich nicht 
nur weitgehend unbeeindruckt von den Störein-
flüssen der Finanzmärkte. Vielmehr profitierte 
die Anschaffungsneigung von der anhaltenden 
Arbeitsmarktbelebung und den teils erheblichen 
Einkommenszuwächsen.

Dämpfende Effekte gingen zwar von der kräfti-
gen Teuerung im Zuge der Rohstoffpreissteige-
rungen aus. Der binnenwirtschaftliche Preisan-
stieg blieb jedoch moderat. Der wirtschaftliche 
Aufschwung wurde im Jahr 2011 erneut maß-
geblich von der Industriekonjunktur getragen. 
Hiervon profitierten auch die Geschäfte des 
Groß- und Außenhandels, des Transportgewer-
bes und der Unternehmensdienstleister.

Die Bauwirtschaft erhöhte im Berichtsjahr ihr 
Aktivitätsniveau ebenfalls deutlich. Der Energie-
sektor erlitt aufgrund der Stilllegung zahlreicher 
Atomkraftwerke hingegen einen substanziellen 
Kapazitätsverlust. Der Einzelhandel und das 
Gastgewerbe verzeichneten infolge der an-
ziehenden Konsumnachfrage ein spürbares 
Umsatzplus, während der öffentliche Dienstlei-
stungssektor lediglich verhalten expandierte.
Hinter der Produktionsausweitung stand 2011 
ein beträchtlicher Anstieg der Ausfuhren von Wa-
ren und Dienstleistungen um insgesamt 8,2%.

Im Zuge des globalen Aufschwungs waren  Pro-
dukte aus deutscher Fertigung weltweit sehr 
begehrt, wenngleich die Auslandsnachfrage 
zum Jahresende etwas abebbte. Dabei kam der 
deutschen Industrie erneut ihr auf hochwertige 
Investitions- und Vorleistungsgüter sowie dau-
erhafte Konsumgüter ausgerichtetes Sortiment 
zugute. Besonders kräftig erhöhten sich preis-
bereinigt die Ausfuhren von Maschinen und 

Kraftfahrzeugen. Die metallerzeugende und 
‑bearbeitende Industrie sowie die Hersteller von 
Informations- und Kommunikationstechnologie 
einschließlich elektrischer Ausrüstungen konn-
ten ihre Ausfuhrvolumina ebenfalls beträcht-
lich steigern. Unterstützt durch eine günstigere 
preisliche Wettbewerbsposition gelang es den 
deutschen Exporteuren dabei, Marktanteile zu 
gewinnen. Stärkste Triebfeder war der Absatz in 
Drittländern. Dabei erwiesen sich weiterhin die 
Lieferungen nach China und in den mittel- und 
osteuropäischen Raum einschließlich Russland 
als Motor des deutschen Exportgeschäfts. Die 
Ausfuhren in das Euro-Währungsgebiet zogen 
ebenfalls deutlich an; der prozentuale Zuwachs 
der Lieferungen in diese für die deutschen Aus-
fuhren wichtigste Region war 2011 in preisberei-
nigter Rechnung aber nicht einmal halb so hoch 
wie das Absatzwachstum auf den Drittmärkten. 

Die Unternehmensinvestitionen sind 2011 mit 
7,2% beträchtlich ausgeweitet worden. Bei den 
Ausrüstungen war der Schwung nicht mehr ganz 
so kräftig wie im Jahr davor. Dazu hat vermut-
lich auch eine technische Gegenbewegung zu 
den Vorzieheffekten im Zusammenhang mit dem 
Auslaufen der verbesserten Abschreibungs-
konditionen am Jahresende 2010 beigetragen. 
Demgegenüber investierten die Unternehmen 
so stark wie seit einem Jahrzehnt nicht mehr 
in neue Bauten. Im Kontext der zunehmenden 
Kapazitätsauslastung und generell günstiger 
Geschäftsaussichten wurden die erneut verbes-
serte Ertragskraft und die ausgesprochen vor-
teilhaften Finanzierungsbedingungen nicht nur 
für Ersatz-, sondern zunehmend auch für Erwei-
terungsinvestitionen genutzt.

Im Jahr 2011 expandierte der Wohnungsbau mit 
6,3% fast doppelt so stark wie im Jahr davor. Im 
Umfeld niedriger Finanzierungskosten und guter 
Einkommensperspektiven stieg die Nachfrage 
der privaten Haushalte nach Eigenheimen. Zu-
dem sind erneut in großer Zahl Kapitalanleger 
auf dem Wohnimmobilienmarkt aktiv geworden, 
was insbesondere den Geschosswohnungsbau 
in begehrten Lagen beförderte. Die staatlichen 
Bauinvestitionen sind 2011 hingegen nur leicht 
gestiegen, nachdem der Hauptimpuls der in der 
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Krise aufgelegten Konjunkturprogramme zur 
Modernisierung der Infrastruktur seine Wirkung 
zuvor entfaltet hatte.

Der private Verbrauch hat sich 2011 mit einem 
Zuwachs um 1,5% erstmals seit Jahren von einer 
stagnativen Grundtendenz spürbar nach oben 
abgesetzt. Zwar dämpften teuerungsbedingte 
Kaufkraftverluste, insbesondere bei Energie, für 
sich genommen den Konsum der privaten Haus-
halte. Dem stand jedoch ein im Zuge der verbes-
serten Arbeitsmarktlage und steigender Effek-
tivverdienste vergrößerter Ausgabenspielraum 
gegenüber. Die verfügbaren Einkommen der pri-
vaten Haushalte erhöhten sich im Berichtsjahr 
um 3,2%. Die trotz ungünstiger Konjunkturaus-
sichten wenig eingetrübten Einkommenserwar-
tungen schlugen sich in einer anhaltend hohen 
Anschaffungsneigung nieder. Davon profitierten 
insbesondere die Hersteller von langlebigen Ge-
brauchsgütern wie Autos, Möbeln und Einrich-
tungsgegenständen. Auch die Rückführung der 
privaten Sparquote auf 11,0% ist als Indiz dafür 
zu werten, dass die Verbraucher den konjunktu-
rellen Dämpfer um die Jahreswende 2011/2012 
als weniger bedeutsam für die mittel- bis lang-
fristige Einkommensentwicklung einschätzen 
könnten.

Die dynamische Entwicklung der Gesamtnach-
frage, vor allem das kräftige Exportwachstum 
und die lebhafte heimische Investitionstätigkeit, 
haben – verstärkt durch die zunehmenden Ver-
flechtungen im internationalen Produktionsver-
bund – die Importe beträchtlich steigen lassen.
Das Plus von 7,4% bei den Einfuhren von Wa-
ren und Dienstleistungen fiel fast ebenso groß 
aus wie bei den Exporten. Kraftfahrzeuge und 
Maschinen standen dabei ganz oben auf der 
Einkaufsliste der deutschen Importeure. Andere 
Waren aus dem Investitions- und Vorleistungs-
güterbereich wie Metalle und Metallprodukte, 
DV-Geräte, elektronische und optische Erzeug-
nisse sowie elektrische Ausrüstungen auslän-
discher Hersteller waren ebenfalls stark gefragt. 
Dabei nahmen die Warenbezüge aus dem Euro-
Währungsgebiet preisbereinigt noch kräftiger 
zu als aus Drittländern. Sie expandierten auch 
deutlich stärker als die Lieferungen in die EWU. 

Dies unterstreicht die Rolle Deutschlands als 
wichtiger Impulsgeber für die Konjunktur im Eu-
ro-Raum. Im Ergebnis wurde für das Jahr 2011 
ein positiver rechnerischer Beitrag der Nettoex-
porte zum BIP verzeichnet.

Die Zahl der im Inland erwerbstätigen Personen 
stieg im Jahresdurchschnitt um 547 000 und da-
mit um 1,3%. Bemerkenswert ist, dass in großem 
Umfang sozialversicherungspflichtige Arbeits-
plätze geschaffen wurden. Im Berichtszeitraum 
waren 682 000 Personen mehr in einem sol-
chen Normalarbeitsverhältnis angestellt als im 
Jahr davor. Mit 2,5% war der Zuwachs sogar 
höher als beispielsweise im Boomjahr 2007. 
Das Plus fiel im Verarbeitenden Gewerbe, bei 
den wirtschaftlichen Dienstleistern (ohne Arbeit-
nehmerüberlassung) sowie im Gesundheits-und 
Sozialwesen am größten aus.

Der in jahresdurchschnittlicher Betrachtung 
ebenfalls starke Anstieg bei den Leiharbeit-
nehmern ist hingegen weitgehend die rechne-
rische Konsequenz des bereits am Jahresende 
2010 erreichten Niveaus, da seit Frühjahr 2011 
in diesem Bereich kaum noch Zugewinne ver-
zeichnet wurden. Dies deutet darauf hin, dass 
der Aufbau der Flexibilitätsreserve, der sich 
vor allem in der Frühphase der konjunkturellen 
Erholung vollzogen hatte, inzwischen weitge-
hend abgeschlossen sein dürfte. Die Zahl der 
Selbständigen ist ebenfalls kräftig gewachsen, 
während andere Beschäftigungsformen wie 
ausschließlich geringfügige Arbeitsverhältnisse 
und vor allem Ein-Euro-Jobs an Bedeutung ver-
loren haben. Außerdem hat sich die Arbeitszeit 
der Beschäftigten weitgehend normalisiert. In 
konjunkturell begünstigten Bereichen kam es 
überdies zum Aufbau von Arbeitszeitguthaben, 
und es wurden wieder vermehrt Überstunden 
geleistet.

Mit der kräftigen Ausweitung der Beschäftigung 
fiel auch die registrierte Arbeitslosigkeit auf 2,98 
Millionen Personen beziehungsweise 7,1% der 
Erwerbspersonen und damit den niedrigsten 
Stand seit 20 Jahren. Die Unterbeschäftigung, 
welche die in arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men geförderten Personen einschließt, nahm 
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Abbildung 3: Fundamentaldaten für Deutschland zwischen 2008 und 2011. 
Quelle: Geschäftsbericht der Deutschen Bundesbank 2011.
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sogar noch stärker ab als die registrierte Arbeits-
losigkeit. Die konjunkturell bedingte Kurzarbeit 
konnte gegenüber dem Vorjahr weiter spürbar 
verringert werden und war zuletzt kaum noch 
höher als vor der Krise.

Die Knappheitstendenzen auf dem Arbeitsmarkt 
dürften zugenommen haben, weil im Vergleich 
zum florierenden Kräftebedarf das Arbeitsange-
bot weiter ins Hintertreffen geriet. Die Erwerbs-
beteiligung erhöhte sich nur wenig. Für eine ge-
wisse Entlastung sorgte hingegen eine regional 
breit angelegte Zuwanderung aus dem europä-
ischen Ausland. Dabei spielte die vollständige 
Gewährung der Arbeitnehmerfreizügigkeit für 
Personen aus acht mittel- und osteuropäischen 
EU-Staaten seit Mai 2011 entgegen mancher 
Erwartung keine dominante Rolle.

Die Preise zogen im Jahr 2011 im Zuge der 
globalen Erholung zunächst auf allen Absatz-
stufen stark an. Im Jahresverlauf flachte sich 
der Preisanstieg infolge des weitgehend abge-
schlossenen wirtschaftlichen Aufholprozesses 
und der weltweiten konjunkturellen Eintrübung 
dann merklich ab. Kräftige Teuerungsimpulse 
gingen vor allem von Rohöl und anderen Roh-
stoffen aus. Allein für eingeführte Energie erhöh-
ten sich die Preise um fast ein Drittel. Andere 
Importgüter verteuerten sich ebenfalls merklich.

Im Jahr 2011 deutlich niedrigeres Staatsdefi-
zit, aber hoher Schuldenstand

Die Defizitquote sank im abgelaufenen Jahr 
deutlich auf 1,0% (nach 4,3% im Jahr 2010). Die 
3%-Grenze wurde damit zwei Jahre vor Ablauf 
der Frist aus dem Defizitverfahren unterschrit-
ten. Zu dem Rückgang leistete die positive Kon-
junkturentwicklung einen wichtigen Beitrag, und 
auch das Niveau der Defizitquote dürfte durch 
die günstige Konjunkturlage gedrückt worden 
sein. Wie in früheren Aufschwungphasen wuch-
sen zudem die Steuereinnahmen besonders dy-
namisch. Des Weiteren schlugen per saldo De-
fizit senkende Maßnahmen zu Buche. Vor allem 
entfielen die sehr hohen Vermögenstransfers zur 
Stützung von Finanzinstituten weitestgehend 
(2010 knapp1½% des BIP). Die Schuldenquo-

te dürfte gegenüber dem Ende 2010 erreichten 
Niveau (83,2%) gesunken sein, allerdings dürfte 
sie Ende 2011 noch über 80% gelegen haben 
und damit den 60%-Referenzwert weiterhin er-
heblich überschreiten. Von Bedeutung für den 
Rückgang waren neben dem relativ niedrigen 
Defizit bei einem recht starken nominalen BIP-
Zuwachs auch der Abbau der zur Finanzmarkt-
stützung in den Staatssektor übernommenen 
Risikoaktiva und der damit verbundenen Ver-
bindlichkeiten sowie die Rückführung von Ei-
genkapitalhilfen. Diese Faktoren überwogendie 
Schuldenerhöhung durch gestiegene Hilfen an 
Euro-Staaten deutlich. 

Die staatliche Einnahmenquote stieg um 1,1 
Prozentpunkte auf 44,7%. Von Bedeutung waren 
dabei Abgabenerhöhungen wie die Anhebung 
der Beitragssätze zur gesetzlichen Krankenver-
sicherung und zur Bundesagenturfür Arbeit (BA) 
sowie die Steuererhöhungen aus dem 2010 ver-
einbarten Konsolidierungspaket des Bundes. 
Außerdem stiegen die Steuereinnahmen im 
Zuge des Aufschwungs spürbar stärker als ihre 
makroökonomischen Bezugsgrößen.

Zudem wuchsen auch die nichtsteuerlichen Ein-
nahmen schneller als das BIP. Insbesondere die 
Zinseinnahmen aus der Finanzmarktstützung 
legten deutlich zu – wobei dem aber gestiegene 
Zinsausgaben für die in diesem Zusammenhang 
übernommenen Verbindlichkeiten gegenüber-
standen. Die Ausgabenquote verringerte sich 
deutlich um 2,2 Prozentpunkte auf 45,6%. Die 
günstige Konjunkturentwicklung senkte die Quo-
te überwiegend durch den Anstieg des BIP im 
Nenner.

Das Defizit der Gebietskörperschaften in der 
haushaltsmäßigen Abgrenzung ist von dem sehr 
hohen Niveau 2010 deutlich gesunken und dürf-
te bei 25 Mrd € gelegen haben. Die Kernhaus-
halte der Länder und Gemeinden schlossen das 
Jahr 2011 insgesamt mit einer Finanzierungslü-
cke von etwas mehr als 10 Mrd € ab, womit das 
Defizit gegenüber demVorjahr etwa halbiert wur-
de. Die Budgetlage des Bundes hat sich sogar 
noch günstiger entwickelt.
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Das Defizit im Kernhaushalt sank auf 17½ Mrd €, 
nach 44½ Mrd € im Vorjahr. Das Haushaltssoll 
von 49 Mrd € wurde damit wiederum erheblich 
unterschritten, was vor allem auf höher als veran-
schlagten Steuererträgen, aber unter anderem 
auch auf niedriger als geplanten arbeitsmarkt-
bedingten Ausgaben sowie Zinsaufwendungen 
gründete. Im Vorjahrsvergleich stieg das Steu-
eraufkommen um 8½%. Die Ausgaben gingen 
dagegen vor allem wegen des entfallenen De-
fizitausgleichs für die Bundesagentur für Arbeit 
deutlich zurück. Nach einem Defizit von 7 Mrd € 
im Vorjahr schlossen die Extrahaushalte des 
Bundes das Jahr 2011 mit einem Überschuss 
von 6 Mrd € ab. Während der zur Überwindung 
der Wirtschaftskrise 2009 gegründete Investi-
tions- und Tilgungsfonds nochmals beträchtliche 
Abflüsse für Investitionen verzeichnete, über-
wog letztlich insbesondere die umfangreiche 
Rückzahlung von zuvor geleisteten Kapitaleinla-
gen für Kreditinstitute an den SoFFin.

In den Sozialversicherungen ergab sich 2011 
ein außergewöhnlich hoher haushaltsmäßiger 
Überschuss von gut 15 Mrd € (nach + 4 Mrd € 

im Jahr 2010). Die wichtigsten Versicherungs-
zweige konnten ihr Ergebnis verbessern, wozu 
die günstige Beschäftigungs- und Entgeltent-
wicklung beitrug. Hinzu kommt, dass bei der ge-
setzlichen Krankenversicherung der allgemeine 
Beitragssatz von 14,9% auf 15,5% angehoben 
worden war, die Ausgabenentwicklung letztlich 
aber deutlich schwächer als befürchtet ausge-
fallen ist. 

In der gesetzlichen Rentenversicherung be-
wirkten insbesondere die Nullanpassung von 
Mitte 2010, aber auch die relativ geringe Erhö-
hung um knapp 1% Mitte 2011, dass die Renten 
langsamer wuchsen als die beitragspflichtigen 
Entgelte. Außerdem ist die Zahl der Renten ins-
besondere aufgrund der aktuell noch dünn be-
setzten Zugangsjahrgänge kaum gestiegen. Die 
Bundesagentur für Arbeit profitierte auf der Aus-
gabenseite vom rückläufigen Bedarf an Lohner-
satzleistungen und geringeren Aufwendungen 
für Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik. 
In der sozialen Pflegeversicherung ergab sich 
ähnlich wie im Vorjahr ein leichter Überschuss.

Abbildung 4: Staatsverschuldung Deutschlands in Prozent des Brutto-Inlandsproduktes 1995 - 2011. 
Quelle: Deutsche Bundesbank, Geschäftsbericht 2011. Eigene Darstellung.
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1.4 Wirtschaftliche Entwicklung in der 
Region Berlin-Brandenburg

Trotz Schuldenkrise im Euroraum erwies sich 
die Realwirtschaft in der Region Berlin-Bran-
denburg als robust. Vor allem zukunftsträchtige 
Wirtschaftsfelder, wie Energietechnik, Verkehrs-
systemtechnik, Medizintechnik, Biotechnik, In-
formations- und Kommunikationstechnologie, 
Medien und Optischen Technologien. Die Inve-
stitionsbank Berlin berichtet, dass die Haupt-
stadt in diesen Bereichen im Vergleich zu an-
deren deutschen Städten bereits längerfristig 
überdurchschnittliches Wachstum verzeichnet. 

Im industriellen Sektor war in 2011 für die ge-
samte Region ein deutlicher Beschäftigungszu-
wachs zu verzeichnen. Dieser betraf die Stamm-
belegschaften und wirkte sich ebenso positiv 
auf die Zahl der Ausbildenden aus. Die Zahl 
der Beschäftigten in Industrieunternehmen mit 
mehr als 50 Beschäftigten betrug in der Region 
für 2011 160.000 und lag damit auf Vorkrisen-
niveau. Insgesamt waren 200.000 Menschen in 
der regionalen Industrie beschäftigt. 

Sorgen bereiten den Unternehmen die zukünf-
tige Entwicklung der Schuldenkrise, insbeson-
dere ihre Auswirkung auf die Finanzmärkte und 
die Kreditvergabe durch Banken. Für die eige-
ne Geschäftstätigkeit sehen viele Unternehmer 
große Risiken vor allem in der zukünftigen Ent-
wicklung der Energie- und Rohstoffpreise.

Sowohl der demographische Wandel als auch 
eine veränderte Einnahmesituation sind zu-
künftige Herausforderungen für die Region 
Berlin-Brandenburg. Die Einführung der Schul-
denbremse ab 2020, die Vorgaben des Stabi-
litätspaktes, das Auslaufen der Mittel aus dem 
Solidarpakt und eine veränderte Förderkulisse 
der EU machen eine zügige Haushaltskonsoli-
dierung und Schuldenabbau notwendig. Allein 
auf Berlin lasten Schulden in dreifacher Höhe 
des Jahreshaushaltes. Die Zinsausgaben fres-
sen mittlerweile zehn Prozent des Gesamtetats 
– Geld, das somit nicht für dringend notwendige 
Investitionen in den Wirtschaftsstandort Berlin-
Brandenburg zur Verfügung steht.

Berlin wurde von der Wirtschaftskrise weniger 
stark getroffen als Deutschland insgesamt und 
hat im Gegensatz zum Bundesdurchschnitt 
bereits 2010 das wirtschaftliche Vorkrisenni-
veau von 2008 übertroffen. Nachdem das reale 
Bruttoinlandsprodukt 2009 um lediglich 0,5 % 
gesunken war, gab es im Folgejahr ein Wachs-
tum von 2,7 %.  Auch 2011 zeichnet sich in der 
Hauptstadt wirtschaftliches Wachstum ab, wofür 
bereits im ersten Halbjahr eine wichtige Grund-
lage geschaffen wurde. Beigetragen haben 
hierzu auch Berlins Industrie und Baugewerbe, 
die in einem günstigen konjunkturellen Umfeld 
bei Umsätzen und Aufträgen deutlich über dem 
Vorjahresniveau lagen. Entsprechend bewegten 
sich Stimmungsindikatoren wie der Geschäfts-
klimaindex auf hohem Niveau. Auch wenn die 
Konjunkturdynamik vom Jahresanfang nicht zu 
halten war, dürfte das reale Bruttoinlandspro-
dukt in Berlin damit 2011 insgesamt um etwa 
2 % zugenommen haben. 

Verbunden mit der gestiegenen Wirtschaftslei-
stung gab es in Berlin einen weiteren Zuwachs 
an Beschäftigten. Dies wird ersichtlich an den 
sozialversicherungspflichtig tätigen Personen, 
deren Zahl bereits im ersten Halbjahr 2011 um 
rund 27.400 über dem Vorjahresstand lag und 
bis September weiter gewachsen ist. Die mei-
sten zusätzlichen Stellen entstanden bei den 
wirtschaftlichen Dienstleistungen, aber auch die 
Berliner Industrie zählte mehr sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte als ein Jahr zuvor. 
Perspektivisch ist von einem weiteren Anstieg 
der Beschäftigtenzahl auszugehen, der wie das 
gesamtwirtschaftliche Wachstum in Berlin je-
doch auf ein moderateres Tempo einschwenken 
dürfte.

Der Weiterbau der Bundesautobahn A100, die 
die Anbindung der Gewerbegebiete im Osten 
der Stadt und den neuen Flughafen BER ver-
bessern wird, ist expliziter Bestandteil des Ko-
alitionsvertrages zwischen SPD und CDU, der 
nach der Neuwahl zum Abgeordnetenhaus ab-
geschlossen wurde. Die Baukosten i.H.v. 420 
Mio. Euro trägt der Bund, die Planfeststellung ist 
erfolgreich abgeschlossen. Für die Instandhal-
tung des sonstigen Berliner Straßennetzes be-
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steht ein Nachholbedarf an Instandhaltungsin-
vestitionen i.H.v. ca. 450 Mio. Euro.

2011 wuchs die Wirtschaft des Landes Branden-
burg real um +2,8% und entwickelte sich damit 
dynamischer als im Vorjahr. Das brandenbur-
gische Wirtschaftswachstum lag 2011 leicht über 
dem durchschnittlichen Wirtschaftswachstum in 
den ostdeutschen Bundesländern (einschließ-
lich Berlin) von +2,6%, aber unter demjenigen 
der westdeutschen Länder von +3,1%. In Bran-
denburg trugen insbesondere das Verarbeiten-
de Gewerbe und das Baugewerbe mit großen 
Zuwächsen zum Wirtschaftswachstum bei. Bei-
de Wirtschaftsbereiche entwickelten sich 2011 
besser als im Bundesdurchschnitt.

Nach der jährlichen Gemeinschaftsumfrage der 
brandenburgischen IHKn vom Januar 2012, hat 
sich die Einschätzung der aktuellen Geschäfts-
lage im dritten Jahr in Folge verbessert und 
wird von einer überwältigenden Mehrheit der 
befragten Unternehmen als gut bzw. befriedi-
gend eingestuft. Leicht eingetrübt hat sich der 
Ausblick auf die kommenden Monate. Dennoch 
will die Mehrheit der  Unternehmen Investitionen 
und Beschäftigung ausweiten, mit leicht nach 
unten revidierten Planungen.

In den letzten zwei Jahren war die Umsatzent-
wicklung im Verarbeitenden Gewerbe im Land 
Brandenburg sehr positiv. Nachdem schon im 
Jahr 2010 die Umsätze im Verarbeitenden Ge-
werbe deutlich um +13,5% wuchsen (Deutsch-
land +14,7%), entwickelten sich die Umsätze im 
Jahr 2011 mit +14,3% noch dynamischer als im 
Vorjahr. Damit lag der Umsatzzuwachs in Bran-
denburg auch klar über dem Wert für Deutsch-
land insgesamt (+10,9%). Besonders hohe 
Umsatzgewinne verzeichneten die Hersteller 
von Papier, Pappe und Waren daraus, der son-
stige Fahrzeugbau, die Hersteller von Kraftwa-
gen und Kraftwagenteilen sowie die Hersteller 
von Metallerzeugnissen. Der Auslandsumsatz 
trug 2011 mit einem Wachstum von +21,7% zur 
Umsatzentwicklung im Land Brandenburg bei. 
Auch bei den Auslandsumsätzen entwickelte 
sich Brandenburg besser als im Vergleich zu 
Deutschland (+10,9%). Gegenüber dem Vorjahr 

schwächte sich die Entwicklung der Auslandum-
sätze leicht ab. 2010 hatte das Wachstum noch 
+23,7% betragen (Deutschland +19,8%). In den 
ersten drei Monaten des Jahres 2012 stieg der 
Umsatz im Verarbeitenden Gewerbe um +2,8% 
im Vergleich zum Vorjahreszeitraum, wobei der 
Auslandsumsatz um +13,0% anstieg.

Während 2010 die Beschäftigung im Verarbei-
tenden Gewerbe in Brandenburg noch stagnierte 
(+0,2%), wuchs die Beschäftigung im Jahr 2011 
kräftig um +7,8%. In Deutschland stieg die Be-
schäftigung im Verarbeitenden Gewerbe 2011 
indessen nur um +3,0% gegenüber dem Vorjahr.
Der Auftragseingangsindex (Volumenindex) im 
Verarbeitenden Gewerbe lag 2010 um +10,8% 
über dem Vorjahresniveau. Noch dynamischer 
entwickelte sich die Auftragslage in 2011. Der 
Anstieg von +20,4% im Vergleich zum Vorjahr 
basierte größtenteils auf neuen Aufträgen aus 
dem Ausland, die um +31,2% zulegten (2010: 
+29,2). Doch auch Inlandsaufträge konnten mit 
+15,8% im Vergleich zum Vorjahr kräftig zulegen 
(2010: +4,5). Die Auftragslage entwickelte sich 
besonders gut für die Hersteller von DV-Gerä-
ten, elektronischen und optischen Geräten, für 
die Hersteller von elektronischen Ausrüstungen 
sowie im Fahrzeugbau. Es gab allerdings auch 
Wirtschaftsbereiche, in denen die Aufträge rück-
läufig waren, wie z.B. in den metallerzeugenden/-
verarbeitenden Betrieben und in der chemischen 
Industrie.

Im Jahr 2011 stieg der baugewerbliche Umsatz 
in Brandenburg mit +15,9% jedoch wieder deut-
lich an, was sich u. a. auf den milden Winter zu-
rückführen lässt. Im Ausbaugewerbe schwäch-
te sich die Umsatzentwicklung 2011 etwas ab, 
blieb mit einem Wachstum von +6,7% aber klar 
positiv.

Während der Auftragseingang im Bauhaupt-
gewerbe 2010 witterungsbedingt schrumpfte 
(-6,2%), gingen im Jahr 2011 mit +9,3% deut-
lich mehr Aufträge ein als noch im Vorjahr. Zu 
der positiven Entwicklung dürfte u. a. der milde 
Winter sowie die gute Konjunktur beigetragen 
haben. 
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Nachdem die Umsätze im brandenburgischen 
Einzelhandel (ohne Kraftfahrzeughandel) 2010 
schon leicht um +0,7% angestiegen waren, ge-
wann die Umsatzentwicklung 2011 noch einmal 
an Dynamik. Der reale Umsatz stieg 2011 um 
+2,0%. Die Beschäftigung entwickelte sich 2011 
mit +0,2% ebenfalls besser als in 2010 (-0,8%).

Die Zahl der Erwerbstätigen ist 2011 im Land 
Brandenburg nur moderat gestiegen. Mit einem 
Anstieg um +0,4% liegt Brandenburg aber über 
dem Durchschnitt der neuen Bundesländer 
(ohne Berlin). Im Bundesdurchschnitt erhöhte 
sich die Erwerbstätigkeit mit +1,3% deutlich stär-
ker. Das verlangsamte Wachstum lässt sich in 
Brandenburg insbesondere auf den Rückgang 
der marginalen Beschäftigungsverhältnisse zu-
rückführen. Der Erwerbstätigenzuwachs war 
unter den Selbstständigen mit +1,3% besonders 
hoch. Bezogen auf die Wirtschaftsbereiche ka-
men deutliche Impulse für die Beschäftigung vom 
Verarbeitenden Gewerbe (+4,0%) sowie vom 
Baugewerbe (+2,5%), die in der Entwicklung je-
weils über dem Bundesdurchschnitt lagen. Der 
Wirtschaftsbereich der Dienstleistungen verlor 
2011 seinen positiven Einfluss auf die Entwick-
lung der Erwerbstätigen (-0,4 %).

2011 betrug die Arbeitslosenquote im Land 
Brandenburg im Jahresdurchschnitt 10,7% und 
sank damit um -0,4 Prozentpunkte gegenüber 
dem Durchschnittwert von 2010 (11,1%). Der 
Abstand zur Arbeitslosenquote in Deutschland 
erhöhte sich 2011 leicht auf 3,6 Prozentpunkte 
(2010: 3,4 Prozentpunkte).

1.5 Entwicklung im Güter- und Personenver-
kehrsmarkt

1.5.1 Entwicklung im Güterverkehr

Die Fortsetzung des wirtschaftlichen Auf-
schwungs hat dem deutschen Güterverkehrs-
marktim vergangenen Jahr weiteren Auftrieb 
verliehen. Die im Straßen-, Eisenbahn- undBin-
nenschiffsgüterverkehr beförderte Gütermenge 
erhöhte sich im Vergleich zum Jahr 2010 insge-
samt um 7,9 % auf knapp 3,6 Mrd. t, die erbrachte 
Verkehrsleistung stieg um 2,3 % auf 461,8 Mrd. 

tkm (ohne Straßengüterverkehr ausländischer 
Fahrzeuge in Deutschland). Der Aufholprozess 
nach der Wirtschaftskrise setzte sich damit auch 
im Güterverkehr weiter fort. Allerdings entwi-
ckelten sich die Mengen und Leistungen bei 
den einzelnen Verkehrsträgern unterschiedlich. 
Hohen Zuwachsraten im Straßen- und Schie-
nengüterverkehr standen Rückgänge in der 
Binnenschifffahrt gegenüber. Letztere sind im 
Wesentlichen auf erhebliche witterungsbedingte 

Beeinträchtigungen im Frühjahr und Spätherbst 
2011 sowie die mehrwöchige massive Behinde-
rung der Rheinschifffahrt infolge einer Schiffs-
havarie bei St. Goarshausen zu Jahresbeginn 
2011 zurückzuführen.

Aussichten auf der Straße

Nach einer Eintrübung der Nachfrage um die 
Jahreswende 2011/2012 wird die aktuelle Auf-
tragslage im Güterkraftverkehrsgewerbe von der 
weit überwiegenden Anzahl der in die Marktbeo-
bachtung einbezogenen Transport-, Speditions- 
und Logistikunternehmen mittlerweile wieder als 
gut bezeichnet. Nachdem sich die Mengen und 
Leistungen gefestigt haben, sind die Unterneh-
men für den weiteren Jahresverlauf grundsätz-
lich positiv gestimmt. Allerdings wird vor dem 
Hintergrund unsicherer Konjunkturaussichten 
und hoher Energiepreise für den weiteren Jah-
resverlauf eine Abschwächung des Wachstums 

Abbildung 5: Güterverkehr in Deutschland - Veränderungen im Jahr 
2011 gegenüber dem Jahr 2010 in %, eigene Darstellung
Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt, Statistisches Bundesamt
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im Straßengüterverkehr erwartet. Ein Indikator 
für die Entwicklung der Verkehrsnachfrage ist 
die bislang für das 1. Quartal 2012 vorliegende 
Mautstatistik. Demnach lagen die mautpflichti-
gen Fahrleistungen im Zeitraum von Januar bis 
März 2012 insgesamt 0,5 % über dem entspre-
chenden Vorjahreswert. Dabei erhöhten sich die 
von gebietsfremden Fahrzeugen im 1. Quartal 
2012 zurückgelegten mautpflichtigen Strecken 
um 2,7 %, während die Fahrleistungen deut-
scher Fahrzeuge um 0,9 % abnahmen.

Ausblick bis 2015

Die im Auftrag des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung durch Intraplan 
Consult GmbH erstellte „Gleitende Mittelfristpro-
gnose für den Güter- und Personenverkehr - Mit-
telfristprognose Winter 2011/2012“ erwartet für 
das laufende Jahr eine Stagnation des gesamt-
modalen Transportaufkommens in Deutschland; 
für die Leistung zeichnet sich dagegen noch ein 
moderater Anstieg um gut 2 % ab. Nach der Pro-
gnose werden im Jahr 2012 nahezu alle trans-
portintensiven Branchen deutlich schwächer 
wachsen als im Vorjahr. In den Folgejahren bis 
einschließlich 2015 erwartet Intraplan für den ge-
samten Güterverkehr in Deutschland ein durch-
schnittliches Mengen- und Leistungswachstum 
von 1,9 % bzw. 2,9 % p.a.

Entwicklung des Modal-Split

Die nach Verkehrsträgern unterschiedliche Ent-
wicklung der Transportleistung im vergangenen 
Jahr schlägt sich in den jeweiligen Anteilen am 
Modal Split nieder. Das nachfolgende Schaubild 
stellt die Entwicklung der Modal Split-Anteile der 
drei Landverkehrsträger seit dem Jahr 2007 dar.

Dabei werden gebietsfremde Fahrzeuge in die 
Berechnung mit einbezogen. Diese verzeichne-
ten im vergangenen Jahr nach aktuellen Schät-
zungen in Bezug auf die Beförderungsleistung 
mit einer Steigerung um 7,1 % im Vergleich zum 
Jahr 2010 ein deutlich höheres Wachstum als 
ihre inländischen Wettbewerber. Letztgenannte 
konnten im Vorjahresvergleich die Transportlei-
stung im Inland um 4,2 % ausweiten. Zuwächse 

verbuchte ebenso der Schienengüterverkehr, 
dessen Transportleistung im Vergleich der Jah-
re 2011 zu 2010 um 5,4 % anstieg. Die Bin-
nenschifffahrt erlitt hingegen einen deutlichen 
Einbruch der Transportleistung. Diese sank im 
Jahr 2011 um 11,6 % gegenüber dem Jahr 2010. 
Dieser vergleichsweise hohe Rückgang entfalte-
te seine Wirkung auf die Verteilung der Gesamt-
verkehrsleistung auf die drei Landverkehrsträger 
in Deutschland: Der Anteil der Binnenschifffahrt 
am Modal Split sank im Vorjahresvergleich um 
1,5 Prozentpunkte auf 8,8 % ab. 

Wenngleich bereits in den Vorjahren der Mo-
dal Split-Anteil der Binnenschifffahrt tendenziell 
rückläufig war, stellt dies im Vergleich zu den 
vorliegenden Daten aus der Vergangenheit den 
mit Abstand niedrigsten Anteilswert dar. Im Ge-
genzug konnten der Eisenbahn- und Straßen-
güterverkehr im vergangenen Jahr ihre Anteile 
am Modal Split ausbauen. So stieg der Anteil der 
Schiene an der Verkehrsleistung der drei Land-
verkehrsträger in Deutschland im Jahr 2011 auf 
18,0 %. Der Lkw erreichte einen Modal Split-An-
teil von 73,2 %.

Abbildung 6: Anteile der Landverkehrsträger an der Verkehrsleistung 
im Güterverkehr in den Jahren 2007 bis 2011 in Prozent, eigene 

Dartellung

Anmerkung: Daten für den Straßengüterverkehr gebietsfremder Fahr-
zeuge werden regelmäßig an die neuen Prognosewerte bzw. an vor-
liegende endgültige Werte angepasst. Dies erklärt mögliche Abwei-
chungen zu früheren Veröffentlichungen. 
Quellen: Statistische Mitteilungen des Kraftfahrt-Bundesamtes; Sta-
tistisches Bundesamt Reihen 2 und 4; Intraplan Consult GmbH, Ralf 
Ratzenberger, Gleitende Mittelfristprognose für den Güter- und Perso-
nenverkehr, Kurzfristprognose Sommer 2010, Kurzfristprognose Som-
mer 2011 Mittelfristprognose Winter 2011/2012; Statistisches Amt der 
Europäischen Union (Eurostat).
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Straßengüterverkehr mit deutschen Last-
kraftfahrzeugen

Nachdem sich die Nachfrage auf dem deutschen 
Güterkraftverkehrsmarkt im Jahr 2010 bereits 
belebt hatte, kam es im Straßengüterverkehr 
im Gesamtjahr 2011 erstmals nach der Wirt-
schafts- und Finanzkrise wieder zu einem kräf-
tigen Wachstum der Mengen und Leistungen. 
Begleitet wurde dies von temporär auftretenden 
Laderaumengpässen. Die insgesamt beförderte 
Gütermenge stieg im Jahr 2011 im Vergleich 
zum Jahr 2010 um 250,5 Mio. t bzw. 9,2 % auf 
2,97 Mrd. t. Damit erreichte der Straßengüter-
verkehr im Jahr 2011 das höchste prozentuale 
Wachstum dieses Jahrtausends. 

Die Beförderungsleistung lag mit rund 293,6 
Mrd. tkm um 4,2 % über dem entsprechenden 
Wert des Jahres 2010. Obwohl sich die Wachs-
tumsdynamik im Laufe des 2. Halbjahres 2011 
verringerte, hat sich die Verkehrsentwicklung 
im vergangenen Jahr im Zuge der gesamtwirt-
schaftlichen Erholung deutlich stabilisiert. Trotz 
der hohen Wachstumsraten im Straßengüterver-
kehr mit deutschen Lastkraftfahrzeugen reichten 
die Mengen- und Leistungswerte im Jahr 2011 
nicht an das Vorkrisenniveau des Jahres 2008 in 
Höhe von 3,05 Mrd. t bzw.301,4 Mrd. tkm heran. 
Insgesamt lagen das Güteraufkommen und die 
Beförderungsleistung im Jahr 2011 jeweils um 
rund 3 % unter den damaligen Höchstwerten. 
Das dynamische Wachstum im Straßengüter-
verkehr erlaubte es den Unternehmen, teilwei-
se wieder selektiver bei der Annahme von Auf-
trägen vorzugehen. So wurde vermehrt darauf 
geachtet, inwieweit einzelne Aufträge mit dem 
Kerngeschäft harmonisieren und Synergieef-
fekte ermöglichen.

Die mehr als doppelt so hohe Wachstumsra-
te der Gütermenge im Vergleich zu den   Ton-
nenkilometerleistungen ist vor allem auf das 
außergewöhnlich starke Wachstum der Bau-
stoffbeförderungen aufgrund hoher Zuwächse 
im Hochbaubereich zurückzuführen. Diese Be-
förderungen erfolgen vorrangig im Nahbereich 
und weisen entsprechend einen hohen Men-
gen- und niedrigen Leistungsanteil am Straßen-

güterverkehr auf. Weitere positive Impulse für 
den Straßengüterverkehr gingen von den hohen 
Nachfragesteigerungen aus dem Bereich der 
Automobilindustrie und deren Zulieferbranchen 
aus. Bei der Interpretation der Daten sind ferner 
starke Basiseffekte zu berücksichtigen. So ist 
der außergewöhnlich hohe Anstieg der Mengen 
und Leistungen zum Jahresbeginn 2011 zum 
Teil auf witterungsbedingte Nachholeffekte aus 
dem Jahr 2010 zurückzuführen. Des Weiteren 
begünstigten die milden Witterungsbedingungen 
zu Beginn und am Ende des Jahres 2011 eine 
rege Bautätigkeit.

Binnen-  und grenzüberschreitender Verkehr

Die außergewöhnlich hohen Zuwächse des Stra-
ßengüterverkehrs im Jahr 2011 sind primär auf 
das Wachstum im Binnenverkehr – und hier ins-
besondere im Nahbereich – zurückzuführen,der 
um 183,5 Mio. t bzw. 12,4 % gegenüber 2010 
gestiegen ist. Obwohl die deutschen Im- und 
Exporte im Jahr 2011 deutliche Zuwachsra-
ten verzeichneten, verlief die Entwicklung im 
grenzüberschreitenden Verkehr mit deutschen 
Fahrzeugen deutlich moderater als im Binnen-
verkehr. Das Aufkommen stieg hier um lediglich 
0,9 %, die Leistungen verringerten sich sogar 
um 2,7 % gegenüber dem Vorjahr. Nach Er-
kenntnissen des Bundesamtes übernahmen im 
Jahr 2011 nicht wenige deutsche Unternehmen 
nach Möglichkeit renditereichere Binnenbeför-
derungen und überließen weniger ertragreiche 
grenzüberschreitende Beförderungen auslän-
dischen Transportunternehmern.

Gewerblicher Verkehr und Werkverkehr

Nachdem sich der gewerbliche Güterkraftver-
kehr und der Werkverkehr im Jahr 2010 nach 
Angaben des Kraftfahrt-Bundesamtes noch ge-
genläufig entwickelt hatten, näherten sich die 
Entwicklungsverläufe im Jahr 2011 einander an. 
Dennoch nahm das Güteraufkommen im ge-
werblichen Verkehr mit 10,1 % deutlich stärker 
zu als die beförderten Mengen durch Industrie 
und Handel (6,8 %). Sowohl im gewerblichen 
Verkehr als auch im Werkverkehr kam es vor 
allem in den Güterabteilungen „Erze, Steine 
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und Erden“ sowie „Sonstige Mineralerzeugnisse 
(Glas, Zement, Gips etc.)“ zu einem deutlichen 
Wachstum.

Güternahverkehr

Nachdem es in den Jahren 2009 und 2010 im 
Nahbereich (bis 50 km) zu deutlichen Rückgän-
gen der beförderten Gütermenge gekommen 
war, zeigte sich in diesem Entfernungsbereich 
im Jahr 2011 vor dem Hintergrund des kon-
junkturellen Aufholprozesses ein ungewöhnlich 
hohes Wachstum. Während die Gütermenge 
im Jahr 2011 gegenüber dem Jahr 2010 um 
12,4 % wuchs, erhöhte sich die Beförderungs-
leistung im Nahbereich um 10,6 %. Die positive 
Entwicklung der Bauwirtschaft, die von dem mil-
den Winterwetter zu Jahresbeginn 2011 begün-
stigt wurde und maßgeblich zu den Zuwächsen 
beitrug, schlug sich dabei in den baustoffaffinen 
Güterabteilungen „Erze, Steine und Erden“ so-
wie „Sonstige Mineralerzeugnisse (Glas, Ze-
ment, Gips etc.)“ nieder. In den zurückliegenden 
Jahren entfielen rund 60 % der im Nahbereich 
beförderten Gütermenge allein auf Baustoffbe-
förderungen.

Regional- und Güterfernverkehr

Im Regionalbereich (51 - 150 km) stiegen die 
Mengen und Leistungen im Jahr 2011 im Ver-
gleich zum Jahr 2010 um 8,3 % bzw. 7,9 %. 

Ursächlich waren neben zu verzeichnenden 
Aufkommenszuwächsen in den vorgenannten 
Güterabteilungen insbesondere die höheren 
Aufkommensmengen an Sekundärrohstoffen 
und Abfällen. Im Fernbereich (151 km und mehr) 
zeigte sich im Jahr 2011 vor allem im Bereich 
der Sammelgüter ein deutliches Wachstum. Ins-
gesamt wiesen die Beförderungen in diesem 
Entfernungsbereich im Vergleich zum Jahr 2010 
jedoch unterdurchschnittliche Zuwachsraten 
aus. Das Mengenwachstum im Fernbereich be-
trug 2,6 %, der Leistungszuwachs 2,3 %. Von 
der insgesamt im Straßengüterverkehr beför-
derten Gütermenge entfielen im Jahr 2011 rund 
78 % auf den Nah- und Regionalbereich, im 
Fernbereich wurden 71 % der Gesamtverkehrs-
leistungen erbracht.

Grenzüberschreitender Güterverkehr mit 
deutschen Lastkraftfahrzeugen

Die Zunahme des deutschen Außenhandels 
spiegelte sich im Jahr 2011 nur bedingt in der 
Entwicklung des grenzüberschreitenden Güter-
verkehrs mit deutschen Lastkraftfahrzeugen wi-
der. Zwar zeigte sich nach den krisenbedingten 
Mengen- und Leistungsrückgängen in den Jah-
ren 2008, 2009 und 2010 im Jahr 2011 erst-
mals wieder ein Aufkommensanstieg. Allerdings 
entwickelten sich die Leistungswerte erneut 
rückläufig. Insgesamt nahm die beförderte Gü-
termenge im grenzüberschreitenden Straßen-
güterverkehr mit deutschen Lastkraftfahrzeugen 
im Jahr 2011 gegenüber dem Jahr 2010 um 
0,9 % aufrund 128,5 Mio. t zu; die Verkehrslei-
stung verringerte sich um 2,7 % auf rund 29 Mrd.
tkm. Statistische Erhebungen erbrachten, dass 
im Betrachtungszeitraum die Versandmengen in 
die übrigen EU-Mitgliedstaaten deutlich gestie-
gen sind. Demgegenüber entwickelte sich der 
grenzüberschreitende Empfang aus den EU-
Mitgliedstaaten rückläufig.

Beförderungsentgelte

Der Teil der Unternehmen des gewerblichen 
Straßengüterverkehrs konnte im Jahr 2011 sei-
ne Vertragsfrachten erhöhen. Insbesondere vor 
dem Hintergrund gestiegener Kraftstoffkosten 

Abbildung 7: Güterverkehr deutscher Lastkraftfahrzeuge nach Entfer-
nungsbereichen - Veränderung der beförderten Gütermengen gegen-

über den Vorjahren in %, eigene Darstellung.
Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt.
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erreichten sie Entgelterhöhungen von durch-
schnittlich 3 % bis 5 %. Diese erfolgten zu einem 
hohen Anteil über Dieselpreisgleitklauseln, die 
eine Anpassung der Entgelte an die Entwick-
lung der Kraftstoffkosten ohne stetiges Nach-
verhandeln ermöglichen. Kleinere Unterneh-
men, häufig reine Frachtführer, konnten solche 
Klauseln vergleichsweise seltener durchsetzen 
als größere Wettbewerber. Sie waren vermehrt 
darauf angewiesen, bei Preissteigerungen Die-
selzuschläge auszuhandeln. Eine Erhöhung der 
Vertragsfrachten über eine Anpassung an die 
gestiegenen Kosten hinaus war nur wenigen 
Unternehmen des gewerblichen Güterkraftver-
kehrs möglich. Der Erzeugerpreisindex des Sta-
tistischen Bundesamtes für Güterbeförderungen 
im Straßenverkehr stützt die Erkenntnisse aus 
der Marktbeobachtung zur Entwicklung der Ver-
tragsfrachten. Er lag im Jahr 2011 mit 107,1 
(Jahr 2006 = 100) deutlich über dem Wert des 
Jahres 2010. Seinerzeit notierte der Index bei 
104,3. Besonders schwierig waren Verhand-
lungen über Entgelterhöhungen bei Großver-
ladern, die teilweise – trotz guter Auftragslage 
– das Budget für den Logistikbereich konstant 
halten wollten. Insbesondere im Bereich der Au-
tomobilindustrie blieb der Druck auf die Beför-
derungsentgelte hoch. Unterdurchschnittliche 
Entgeltsteigerungen waren auch im Schüttgut-
bereich zu beobachten.

Im Jahr 2011 berichteten Gesprächspartner 
des BAG generell von einer hohen Ausschrei-
bungsaktivität der verladenden Wirtschaft. Da-
bei wurden tendenziell häufiger elektronische 
Ausschreibungsplattformen genutzt. Viele Un-
ternehmen des gewerblichen Straßengüterver-
kehrs verzichteten nach eigenen Angaben auf 
die Teilnahme an Ausschreibungen, die erkenn-
bar ausschließlich zur Ermittlung der aktuellen 
Marktpreise erfolgen oder einen vergleichswei-
se hohen Aufwand bei gering eingeschätzten 
Erfolgsaussichten bedeuten.

Kostenentwicklung

Die in die Marktbeobachtung des BAG eingebun-
denen Güterkraftverkehrsunternehmen berich-
teten im Verlauf des Jahres 2011 fast ausnahms-

los über eine Erhöhung ihrer Gesamtkosten im 
Vergleich zum entsprechenden Vorjahreszeit-
raum. Dabei erwiesen sich die Kraftstoffkosten 
erneut als größter Kostentreiber. Dies korreliert 
mit den Preiserhebungen des Statistischen Bun-
desamtes für Dieselkraftstoff bei Lieferung von 
50 - 70 hl an Großverbraucher: Im gesamten 
Jahresverlauf 2011 lagen die Preise für Diesel-
kraftstoff stets über den Vorjahreswerten, durch-
schnittlich um 15,9 %. So waren vor allem in den 
ersten vier Monaten des Jahres 2011 kontinu-
ierliche Preissteigerungen bis zu 114,39 Euro / 
100  l zu verzeichnen. Danach sank das Preis-
niveau leicht, ehe sich ab Oktober 2011 erneute 
deutliche Preissteigerungen zeigten. Im März 
2012 mussten Großverbraucher pro 100 Liter 
Diesel 121,27 Euro zahlen. Das nachstehende 
Schaubild stellt die Entwicklung der Preise für 
Dieselkraftstoff seit Anfang 2007 dar. 

Da auf die Kraftstoffkosten bei Fernverkehr be-
treibenden Transportunternehmen ein Anteil von 
etwa 25 %, in Hochpreisphasen ein Anteil von 
bis zu einem Drittel der Gesamtkostenent fällt, 
ist die betriebswirtschaftliche Bedeutung dieses 
Kostenfaktors vergleichsweise hoch. Entspre-
chend groß ist der Handlungsdruck der Trans-
portunternehmen, etwaige Steigerungen der 
Kraftstoffkosten zeitnah an ihre Auftraggeber 

Abbildung 8: Entwicklung der Preise für Dieselkraftstoff ab Januar 
2007 bei Lieferung von 50 bis 70 hl an Großverbraucher, frei 

Verbrauchsstelle; Angaben in Euro je hl

Hinweis: ohne Umsatzsteuer; einschließlich Mineralölsteuer und 
Erdölbevorratungsbeitrag (EBV) / Stichtag: 15. eines jeden Monats
Quelle: Statistisches Bundesamt.
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folgen	oder	einen	vergleichsweise	hohen	Aufwand	bei	gering	eingeschätzten	Erfolgsaus-

sichten	bedeuten.	

Obgleich	hoher	Volatilität	lagen	im	Jahr	2011	die	Frachtraten	auf	dem	Spotmarkt	vor	dem	

Hintergrund	 länger	 andauernder	 Laderaumengpässe	 und	 gestiegener	 Treibstoffkosten	

auf	vergleichsweise	hohem	Niveau.	Ab	November	2011	kam	es	 in	Folge	eines	geringe-

ren	 Beförderungsaufkommens	 zu	 einem	 Laderaumüberhang	 und	 damit	 zu	 deutlichen	

Entgeltrückgängen	auf	dem	nationalen	und	grenzüberschreitenden	Spotmarkt.	

3.2.2	 Kosten	

Die	in	die	Marktbeobachtung	des	Bundesamtes	eingebundenen	Güterkraftverkehrsunter-

nehmen	berichteten	 im	Verlauf	des	Jahres	2011	 fast	ausnahmslos	über	eine	Erhöhung	

ihrer	Gesamtkosten	 im	Vergleich	 zum	entsprechenden	Vorjahreszeitraum.	Dabei	erwie-

sen	 sich	 die	 Kraftstoffkosten	 erneut	 als	 größter	 Kostentreiber.	 Dies	 korreliert	 mit	 den	

Preiserhebungen	 des	 Statistischen	 Bundesamtes	 für	 Dieselkraftstoff	 bei	 Lieferung	 von	

50	-	70	hl	 an	 Großverbraucher:	 Im	 gesamten	 Jahresverlauf	 2011	 lagen	 die	 Preise	 für	

Dieselkraftstoff	 stets	 über	 den	 Vorjahreswerten,	 durchschnittlich	 um	 15,9	%.	 So	 waren	

vor	allem	in	den	ersten	vier	Monaten	des	Jahres	2011	kontinuierliche	Preissteigerungen	

bis	zu	114,39	Euro	/	100	l	zu	verzeichnen.	Danach	sank	das	Preisniveau	leicht,	ehe	sich	

ab	 Oktober	 2011	 erneute	 deutliche	 Preissteigerungen	 zeigten.	 Im	 März	 2012	mussten	

Großverbraucher	pro	100	Liter	Diesel	121,27	Euro	zahlen.	Das	nachstehende	Schaubild	

stellt	die	Entwicklung	der	Preise	für	Dieselkraftstoff	seit	Anfang	2007	dar.	

Schaubild	9:		Entwicklung	der	Preise	für	Dieselkraftstoff	ab	Januar	2007	bei	Lieferung	von	50	bis		
70	hl	an	Großverbraucher,	frei	Verbrauchsstelle;	Angaben	in	Euro	je	hl	
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Ohne	Umsatzsteuer;	einschließlich	Mineralölsteuer	und	Erdölbevorratungsbeitrag	(EBV).	
Stichtag:	15.	eines	jeden	Monats.	
Quelle:	Statistisches	Bundesamt.	Eigene	Darstellung.	
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weiterzugeben. Marktgesprächen des BAG zu-
folge betragen die zeitlichen Verzögerungen der 
Abrechnungen an Auftraggeber im Rahmen von 
Dieselpreisgleitklauseln zumeist drei Monate. 
Den Transportunternehmen entstehen hierdurch 
Kosten für die Zwischenfinanzierung, die sich 
etwa in einer Erhöhung des Kontokorrentkredit-
rahmens niederschlagen.

Ein Hauptanliegen des Transportgewerbes im 
Jahr 2011 war mithin die Erhöhung der  Beför-
derungsentgelte bzw. – soweit noch nicht ver-
traglich festgeschrieben – die Vereinbarung von 
Dieselpreisgleitklauseln bzw. Dieselzuschlägen. 
Erfolge zur Dämpfung der gestiegenen Kraft-
stoffkosten erzielten Transportunternehmen 
etwa durch Schulungen im Rahmen des Berufs-
kraftfahrer-Qualifikations-Gesetzes (BKrFQG), 
die ein Kraftstoff sparendes Fahrverhalten ver-
mitteln. Vielfach wurde durch eine permanente 
Verbrauchskontrolle sowie Prämiensysteme 
versucht, den Fahrern Anreize zu einer nachhal-
tigen, Kraftstoffsparenden Fahrweise zu bieten.

Ein Gutteil der Unternehmer wies im Verlauf 
des Jahres 2011 herstellerabhängig aufgestie-
gene Preise für den Kauf von Lastkraftfahrzeu-
gen hin, sowie generell auf höhere Kosten für 
die Wartung des Fuhrparks, Reparaturen und 
Ersatzteile. Um eine bessere Kalkulationsbasis 
zu haben, schlossen vor diesem Hintergrund 
Transportunternehmen für Teile ihres Fuhrparks 
vermehrt Vollservice-Wartungsverträge ab. Ho-
hen Preissteigerungen unterlagen im Jahr 2011 
insbesondere Reifen. Ursächlich hierfür waren 
vorrangig die gestiegenen Rohstoffpreise. Die 
Nachfrage nach Leichtlaufreifen wurde unter 
anderem durch die finanzielle Bezuschussung 
im Rahmen des vom BAG betreuten Förder-
programms „De-minimis“ gestärkt. Gleichzeitig 
konnte durch das Förderprogramm ein beträcht-
licher Anteil der Sachkosten kompensiert wer-
den.

Letzteres gilt entsprechend für die Personalko-
sten. Zwar führten die zeitlichen Umsetzungs-
vorgaben des BKrFQG zu einer Intensivierung 
der Aus- und Fortbildungsmaßnahmen. Die Ko-
sten hierfür konnten jedoch durch das Förder-

programm „Aus- und Weiterbildung“ vielerorts 
zu einem hohen Anteil gedeckt werden. Die im 
Jahresverlauf bis in den Spätherbst 2011 zu be-
obachtende erheblich verbesserte Auftragslage 
führte zu einer entsprechend erhöhten Nachfra-
ge von Frachtführern nach Berufskraftfahrern. 
Vor allem Unternehmen, die selbst keine Berufs-
kraftfahrer ausbilden, gaben in Marktgesprächen 
des BAG wachsende Schwierigkeiten, Personal 
zu verpflichten, an. Zudem sei die Bewerberan-
zahl stark rückläufig. Bei Ausbildungsbetrieben 
stellte sich die Lage hingegen regelmäßig be-
deutend besser dar. Insgesamt scheinen die 
Transportunternehmen ihre Anstrengungen 
erheblich intensiviert zu haben, qualifiziertes 
Personal an den eigenen Betrieb zu binden. Ne-
ben Anreizsystemen für gute Arbeitsleistungen 
wurden im Verlauf des Jahres 2011 vielfach Er-
höhungen des Grundentgelts vorgenommen. 
Marktgesprächen zufolge bewegten sich diese 
bei größerer Streuung in der Regel im einstelli-
gen Prozentbereich. Tarifgebundene Unterneh-
men besserten die Abschlüsse teilweise auf.

Ertragslage

Vor dem Hintergrund des über weite Strecken 
guten Konjunkturverlaufs im Jahr 2011, der sich 
bis etwa November 2011 in einer Zunahme der 
Güterverkehrsnachfrage widerspiegelte, konnte 
im vergangenen Jahr ein deutlich zunehmender 
Anteil der in die Marktgesprächedes BAG ein-
bezogenen Transportunternehmen seine Er-
tragslage im Vergleich zum Vorjahr verbessern. 
Der Mehrheit der Unternehmen gelang es, ihre 
Gewinne im Jahr 2011 moderat zu steigern oder 
zumindest ein ausgeglichendes Betriebsergeb-
nis zu erzielen. Dies erreichten sie in der Regel 
nicht allein durch Entgelterhöhungen, sondern 
in Verbindung mit konjunkturbedingten Umsatz-
zuwächsen sowie erzielten Produktivitätssteige-
rungen.

Dennoch verblieb ein Teil an Transporteuren, 
der die gestiegenen Gesamtkosten nicht voll-
ständig durch Entgelterhöhungen sowie inner-
betriebliche Maßnahmen kompensieren konnte. 
Zufrieden mit ihrer Erlösentwicklung zeigten sich 
im Jahr 2011 gut aufgestellte Logistikdienstlei-
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ster, die ihre Transporte als gewachsene Basis 
nutzten, um vorrangig qualitativ hochwertige Lo-
gistikdienstleistungen auszubauen, und die sich 
im Logistikbereich neue lukrative Direktkunden 
und Geschäftsfelder erschließen konnten.

Da eine Anpassung der Vertragsfrachten über 
die gestiegenen Kosten hinaus nach Einschät-
zung des BAG nur sehr bedingt möglich war, 
blieben die Gewinnmargen im Transportgewer-
be unter Druck. So setzte vielfach nach den Ent-
geltverhandlungen im Verlauf des 2. Halbjahres 
2011 ein weiterer Preisschub für Dieselkraft-
stoffe ein, und das Güteraufkommen nahm seit 
November 2011 merklich ab. Folglich stieg im 1. 
Quartal 2012 der Anteil der Unternehmen, die im 
Vergleich zum entsprechenden Vorjahresquartal 
Ertragsverschlechterungen hinnehmen muss-
ten, wieder an. Der Anteil derjenigen, die besse-
re Erträge verbuchen konnten, nahm ab.

Im Jahr 2011 konzentrierte sich ein Großteil der 
Unternehmen weiterhin auf Ersatzinvestitionen.
Dabei wurden insbesondere die im mautträch-
tigen Fern- und grenzüberschreitenden Güter-
verkehr eingesetzten Lastkraftfahrzeuge ein-
heitlich auf Euro V- bzw. EEV-Niveau umgestellt. 

In diesem Zusammenhang spielten auch Nach-
holeffekte aus Zeiten der Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise eine Rolle. Trotz hoher Auslastung der 
vorhandenen Fuhrparkkapazitäten fanden Er-

weiterungsinvestitionen hingegen seltener statt. 
Sie wurden vor allem von Unternehmen getätigt, 
die neben dem Transport in erheblichem Umfang 
Logistikdienstleistungen erbringen und sich in 
ihren kundenseitigen Vertragsbeziehungen gut 
aufgestellt sehen. Kleinere Unternehmen erwar-
ben im Rahmen von Erweiterungsinvestitionen 
anstatt neuer Lkw nicht selten gute gebrauchte 
Euro V-Fahrzeuge.

Vor dem Hintergrund der verbesserten Wirt-
schaftslage gingen die Unternehmensinsol-
venzen in Deutschland im Jahr 2011 im Ver-
gleich zum Vorjahr insgesamt um 5,9 % auf 
30.099 Verfahren zurück. Dabei nahmen die 
Insolvenzverfahren bei Transportunternehmen 
des Straßengüterverkehrs (inklusive Umzugs-
unternehmen) mit 11,5 % und bei Speditionsun-
ternehmen ohne eigenen Fuhrpark mit 13,4 % 
überproportional ab. Insgesamt beantragten 855 
Transportunternehmen und 472 Speditionen im 
Jahr 2011 die Insolvenz. 7.172 Beschäftigte – 
rund 14 % weniger als im Jahr 2010 – waren 
von diesen Insolvenzen betroffen.

Die Quote der durch Insolvenz bedrohten Be-
triebe (massiver Zahlungsverzug oder gestellter 
Insolvenzantrag) ging von 421 je 10.000 aktive 
Unternehmen im Jahr 2010 auf 403 im Jahr 
2011 zurück. Trotz dieser positiven Entwicklung 
wies der Wirtschaftsbereich Transport und Logi-
stik nach Angaben von Wirtschaftsauskunfteien 
weiterhin ein stark erhöhtes Insolvenzrisiko ge-
genüber dem Durchschnitt aller Branchen auf.
Auf Rang 2 der vom Insolvenzrisiko am häu-
figsten betroffenen Wirtschaftssektoren lag im 
Jahr 2011 mit 281 von Insolvenz bedrohten Be-
trieben je 10.000 aktiven Unternehmen die Bau-
wirtschaft.

Neben der Insolvenzstatistik gibt die Statistik 
über Gewerbean- und -abmeldungen Hinwei-
se auf die wirtschaftliche Situation eines Wirt-
schaftszweiges. Insbesondere Kleinunterneh-
men stellen häufig den Betrieb ein, ohne ein 
Insolvenzverfahren zu eröffnen. Nachdem die 
Anzahl der Betriebsaufgaben bzw. Gewerbeab-
meldungen von Kleinunternehmen im Jahr 2010 
deutlich gesunken war, erhöhte sie sich im Jahr 

Abbildung 9: Anzahl der beantragten Insolvenzen in den unterschiedli-
chen Wirtschaftszweigen. Jahre 2007 - 2011, eigene Darstellung.

Quelle: Statistisches Bundesamt.
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2011 wieder um 5,0 % und erreichte damit fast 
das Niveau des Jahres 2009. Die Anzahl der Be-
triebsaufgaben von Unternehmen mit größerer 
wirtschaftlicher Bedeutung nahm hingegen um 
2,9 % gegenüber dem Jahr 2010 ab.

Bei kleinen Unternehmen setzte sich im Jahr 
2011 der Trend der letzten zwei Jahre zu ve-
mehrten Betriebsgründungen fort. Letztere stie-
gen um 2,1 % gegenüber dem Jahr 2010 an. 
Betriebsgründungen von Unternehmen mit grö-
ßerer wirtschaftlicher Bedeutung gingen dage-
gen um 0,6 % zurück. Seit dem Jahr 2008 ist 
die Anzahl der neu gegründeten Unternehmen 
kontinuierlich kleiner als die Anzahl der Unter-
nehmen, die aus dem Sektor Landverkehr aus-
scheiden.

1.5.2 Entwicklung im Omnibusverkehr

Wie von Experten bereits prognostiziert und in-
zwischen von den Unternehmen bestätigt, war 
das Geschäftsklima im Jahr 2011 ernüchternd für 
die Busbranche. Neben den gestiegenen Treib-
stoffkosten wirken sich weiterhin erschwerte 
Rahmenbedingungen aus. Dies sind im Touris-
mus immer noch die steuerlichen Nachteile des 
umweltfreundlichsten Verkehrsmittels. Auch die 
bundesweit mittlerweile mehr als 40 Umweltzo-
nen benachteiligen die mittelständische Bran-
che massiv. Im ÖPNV hingegen ist die Novellie-
rung des PBefG im Rahmen der EU-Verordnung 
1370 von zentraler Bedeutung für die Zukunft 
der privaten Busunternehmer. Die Reduzie-
rung wichtiger Finanzierungsströme, wie die 
Busförderung und die Ausgleichsleistungen für 
den Schülerverkehr, führt dazu, dass die Omni-
busbranche weiterhin um ihre Existenz bangen 
muss. Die stetige Steigerung der Kraftstoff- und 
Energiekosten schlägt sich in Gewinneinbußen 
bei den Unternehmen nieder. Dies ist das Er-
gebnis der siebten bdo-Konjunkturumfrage des 
Jahres 2011/2012.

Die Buchungszahlen in den einzelnen Marktseg-
menten der Bustouristik haben sich zwar im Jahr 
2011 positiv entwickelt, aber trotzdem mussten 
tendenziell Verluste hingenommen werden. Dies 
zeigt sich in einer verschlechterten Gewinnsitu-

ation im Vergleich zum Vorjahr und einer dra-
matisch schlechten Geschäftserwartung für die 
Zukunft. Neben dem Trend zum Deutschland-
tourismus haben bustouristische Kurzreisen 
nach wie vor ein großes Erfolgspotential. Gera-
de für den boomenden Städte- und Kulturtouris-
mus sowie Musical- und Eventreisen sind Rei-
sebusse als flexibles und umweltfreundliches 
Verkehrsmittel unverzichtbar.

Im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) ist 
die Bilanz für das Jahr 2011 ebenfalls enttäu-
schend.

Eine leichte Positivtendenz zeigt sich ledig-
lich bei den Umsatzzahlen. Aufgrund der ge-
stiegenen Ausgaben sind allerdings unter dem 
Strich mehrheitlich Gewinneinbußen zu ver-
zeichnen. Auch für 2012 geht die Branche da-
von aus, dass sich wichtige Einflussfaktoren 
der Busunternehmer tendenziell verschlechtern 
werden. Steigende Treibstoffkosten, politische 
Rahmenbedingungen und der zunehmende 
Fahrermangel werden als wesentliche Probleme 
genannt, die Busunternehmer vor Herausforde-
rungen stellen.

Chancen und Perspektiven bieten hingegen 
zielgruppengerechte Angebote und moderne 
Kommunikationslösungen für Busreisen. Die 
bdo-Konjunkturumfrage belegt, dass in der Zu-
kunft zwei aussichtsreiche Zielgruppen die Bus-
branche dominieren werden: Best Ager und Ju-
gendliche. 

Hinsichtlich des wachsenden Onlinegeschäftes 
bei Busreisen bietet der Großteil der Bustouri-
stiker (58 Prozent) seinen Reisegästen zwar 
eine Homepage, oftmals aber noch keine web-
basierte Buchungsmöglichkeit für Busreisen an. 
Marktchancen im Falle der Liberalisierung des 
Fernlinienverkehrs sehen die Busunternehmer 
mehrheitlich für andere Unternehmen. Lediglich 
11 Prozent sehen für ihren eigenen Betrieb eine 
reale Chance. 28 Prozent der Unternehmer pro-
gnostizieren durch die Freigabe des Fernlinien-
verkehrs eine wachsende Popularität des Ver-
kehrsmittels Bus, die wiederum Vorteile für die 
Gesamtheit der Unternehmerschaft bedeutet.
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Touristische Geschäftslage erreicht tiefsten 
Stand seit 2005

Die heimischen Busunternehmer blicken auf 
ein mäßiges Geschäftsjahr 2011 zurück. Laut 
diesjähriger Konjunkturumfrage hat sich für 32 
Prozent der Unternehmer die allgemeine Ge-
schäftslage verschlechtert. Nur 22 Prozent der 
Befragten schätzen ihre Situation besser ein. 
Das sind sechs Prozent weniger als noch im Vor-
jahr. Damit war die allgemeine Stimmung in der 
Bustouristik 2011 um 3 Prozentpunkte schlech-
ter als im Vorjahr und erreicht mit einem Saldo 
von minus neun Prozent ihren tiefsten Stand seit 
2005.

Die Umsatzentwicklung in der Touristik verlief 
im Jahr 2011 relativ stabil. Der Saldo aus po-
sitiven und negativen Lageurteilen liegt 13 Pro-
zentpunkte höher als im Vorjahr und steigt auf 
neun Prozent. Das Busgewerbe bewertet die 
Umsatzentwicklung mehrheitlich gut oder befrie-
digend. Während 33 Prozent der Unternehmer 
steigende Umsätze verzeichnen, re-
gistrieren 24 Prozent der Bustouristi-
ker sinkende Umsätze.

Trotz der recht beständigen Umsatz-
entwicklunghat sich die Gewinnsitu-
ation gegenüber dem Vorjahr noch-
mals dramatisch verschlechtert. Der 
Vorjahressaldo von minus 23 Prozent 
sank 2011 auf minus 32 Prozent. Mehr 
als die Hälfte der Unternehmer hatte 
mit einer negativen Gewinnentwick-
lung zu kämpfen. Nur 22 Prozent der 

Omnibusunternehmer gaben gestiegene Ge-
winne  an. Die Entwicklung sinkender Gewinne 
bei stabilen Umsätzen ist mit steigenden Investi-
tionen und Kosten der Unternehmer zu begrün-
den. Aufgrund der Preisbindung konnten diese 
oftmals nicht in vollem Umfang an die Kunden 
weitergegeben werden und drücken somit den 
Gewinn der Branche. Insgesamt betrachtet, bu-
chen die Kunden sowohl im Inlands- als auch 
im Auslandsgeschäft im Jahr 2011 mehr Busrei-
sen. Während beide Bereiche im vorletzten Jahr 
Rückgänge verzeichnen mussten, konnten 2011 
positive Entwicklungen registriert werden.

Für das Inland verbuchten 38 Prozent der Un-
ternehmer eine größere Zahl an 
Reisen. Hingegen verzeichneten 
23 Prozent einen Rückgang der 
Buchungszahlen. Der Inlandstou-
rismus entwickelt sich damit posi-
tiv und erreicht einen Saldo von 15 
Prozent.

Auch hinsichtlich der Auslandsrei-
sen erlebte die Mehrheit der Bu-
stouristiker ein besseres Jahr als 
2010. Bei Auslandsreisen konnten 
19 Prozent der Unternehmer mehr 
Fahrten als im Vorjahr aufweisen. 

37 Prozent mussten auch im letzten Jahr erneut 
Rückgänge feststellen. Das sind im Vergleich 
zum Vorjahr sieben Prozent weniger. Der Sal-
do im grenzüberschreitenden Personenverkehr 
liegt mit minus 19 Prozent weiterhin im nega-
tiven Bereich. Er verbessert sich aber um 13 
Prozentpunkte.
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2. Politische und rechtliche Rahmenbe-
dingungen für Güter- und Personenver-
kehrsunternehmer

2.1 Europäische Politik und EU-Recht

Eurovignette: Kompromiss zur künftigen Ge-
staltung der LKW-Maut vom EU-Parlament 
verabschiedet

Das EU-Parlament hat am 07.06.2011 der über-
arbeiteten Wegekostenrichtlinie (Eurovignette) 
zugestimmt. Damit soll es EU-Mitgliedsstaaten 
künftig möglich sein, zusätzlich zu den bishe-
rigen Straßennutzungsgebühren auch Kosten 
für Luftverschmutzung und Lärm in den Lkw-
Mautpreis einzubeziehen. Obwohl der Kompro-
miss mit 505 Stimmen, 141 Gegenstimmen und 
17 Enthaltungen durchgewunken wurde, stößt 
die Eurovignette teilweise auf harsche Kritik, 
nicht zuletzt im betroffenen Transportgewerbe 
selbst. 

Mit der überarbeiteten Eurovignette soll der 
LKW-Verkehr auf der Straße künftig an den Ko-
sten für Umweltmaßnahmen beteiligt werden 
können. Es bleibt wie bisher jedem Mitglieds-
staat selbst überlassen, eine Lkw-Maut zu erhe-
ben, ebenso die Möglichkeit, Fahrzeuge bis 12 t 
zGG von der Maut zu befreien.

Die Richtlinie enthält eine „starke Empfehlung“ 
an die Mitgliedsstaaten, die Mehreinnahmen aus 
der Lkw-Maut in eine nachhaltige Infrastruktur 
zu investieren. Rechtlich vorgeschrieben ist die 
Mittelverwendung nur in sensiblen Ökoräumen 
wie den Alpen oder bei grenzüberschreitenden 
Strecken wie dem Brennerpass. 

Peripherie-Staaten wie Spanien, Portugal, Grie-
chenland und die Baltischen Staaten hatten 
Bedenken wegen möglicher negativer Auswir-
kungen auf ihre Wettbewerbsfähigkeit.

Schwerlastverkehr-Transitstaaten wie Frank-
reich, Deutschland, Österreich, Belgien, Nie-
derlande und Luxemburg unterstützten die Vor-
schläge.

Digitaler Tachograf: Einführung der 1-Minu-
ten-Regel

Die Einführung des digitalen Tachografen hat 
dem Güter- und Personenverkehrsgewerbe be-
kanntlich einige technische und praktische Pro-
bleme gebracht. Dies war in der Vergangenheit 
wiederholt kritisiert worden. Zumindest eine die-
ser Forderungen wird nun seitens der EU be-
rücksichtigt.

Ab 1. Oktober 2011 trat die Verordnung Nr. 
1266/2009/EU in Kraft, mit der die EU-Verord-
nung für das Kontrollgerät im Straßenverkehr 
(3821/85/EWG) überarbeitet wird. Die unmittel-
barste Auswirkung auf unsere Branche dürfte 
dabei die Einführung der sogenannten “1-Minu-
ten-Regel” bei der Aufzeichnung der Lenkzeit 
haben. 

Bislang rundete der digitale Tachograf die Lenk-
zeit immer zu vollen Minuten bzw. sogar zu voll-
ständigen Blöcken von drei Minuten auf, unab-
hängig von der tatsächlichen Zeit, in der sich 
das Fahrzeug in Bewegung befand. Nach der 
bisherigen Regelung wurde insofern jede Minute 
mit mindestens 5 Sekunden Lenkzeit als Fahrt 
aufgezeichnet. Dies bedeutete, dass eine gan-
ze Minute Lenkzeit verbraucht wurde, wenn z.B. 
auf einem Parkplatz kurz noch einmal rangiert 
werden musste. 

Seit dem 1.10.2011 gilt nun stattdessen die 
„1-Minuten-Regel“. Neufahrzeuge müssen seit 
diesem Zeitpunkt vom Hersteller mit einer neu-
en Tachografen-Generation ausgestattet sein, 
die nur die längste kontinuierliche Aktivität auf-
zeichnet, die während einer Minute stattfindet. 
Demnach wird das Gerät im Falle von 31 Sekun-
den erfolgter Lenkzeit diese Minute als Lenkzeit 
aufzeichnen. Wurden jedoch 30 Sekunden oder 
weniger aufgezeichnet, so wird diese Minute als 
andere Arbeit oder Ruhe aufgezeichnet. Dies ist 
eine positive Änderung von großer praktischer 
Bedeutung, weil dadurch pro Tag zusätzliche 
Lenkzeit gewonnen werden kann. Andererseits 
führen kurze Fahrzeugbewegungen z. B. beim 
Vorrücken auf einem Rastplatz nicht mehr zur 
Annullierung der Pausenaufzeichnung.
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Interoperabilität der elektronischen Maut-
systeme in Deutschland und Österreich

Um die Mautsysteme in Europa zu harmonisie-
ren und den grenzüberschreitenden Straßen-
güterverkehr zu erleichtern, haben sich die Mit-
gliedstaaten bereits im April 2004 in der Richtlinie 
über die Interoperabilität elektronischer Mautsy-
steme u. a. auf das Ziel verständigt, den Zugang 
zum mautpflichtigen Straßennetz in Europa mit 
nur einem Fahrzeuggerät zu ermöglichen.

Mit dem Projekt „TOLL2GO“ nehmen Deutsch-
land und Österreich eine Vorreiterrolle ein. Seit 
01.09.2011 können Lkw ab 12 Tonnen, die über 
ein Fahrzeuggerät zur elektronischen Entrich-
tung der Autobahnmaut in Deutschland („On 
Board Unit“ = OBU) verfügen, dieses auch zur 
Mautzahlung in Österreich verwenden. Vo-
raussetzung ist die Anmeldung zur Teilnahme 
an „TOLL2GO“ bei der österreichischen Au-
tobahnen- und Schnellstraßen- und Finanzie-
rungsgesellschaft (ASFINAG).

Die automatische Mautverrechnung läuft in 
Deutschland über Satelliten-Kommunikation des 
Fahrzeuggerätes (OBU). Um die Mautentrich-
tung im österreichischen Mikrowellen-System 
mit diesem Fahrzeuggerät zu ermöglichen, wur-
de per Software eine bereits vorhandene Mikro-
wellenschnittstelle im Gerät aktiviert. Bei Ver-
tragsabschluss und damit Teilnahme am Projekt 
„TOLL2GO“ wird diese durch den deutschen 

Mautbetreiber Toll Collect GmbH (TC) zur Nut-
zung freigeschaltet. Das Anfahren einer Werk-
statt ist dazu nicht erforderlich. Die bisher für die 
Mautentrichtung in Österreich notwendige zu-
sätzliche Ausrüstung mit einer österreichischen 
„GO-Box“ ist dann nicht mehr notwendig.

Mit „TOLL2GO“ werden erstmals satellitenge-
steuerte und mikrowellenbasierte Mauterhe-
bung zusammengeführt. Das ist ein wichtiger 
Schritt auf dem Weg zu einem einheitlichen eu-
ropäischen Mautsystem sowie ein erheblicher 
Komfortgewinn für die Nutzer. 

Fahrgastrechte-Verordnung veröffentlicht

Die Verordnung (EU) Nr. 181/2011 über Fahr-
gastrechte im Kraftomnibusverkehr ist im ver-
gangenen Jahr im Amtsblatt der Europäischen 
Union veröffentlicht worden. Sie gilt ab dem 01. 
März 2013.

Die Verordnung gilt für Fahrgäste von Linien-
verkehrsdiensten mit planmäßiger Wegstrecke 
von mindestens 250 km. Die ursprüngliche For-
derung lautete 50 km Mindestwegstrecke. Der 
bdo Bundesverband Deutscher Omnibusunter-
nehmer hat sich – gemeinsam mit engagierten 
Busunternehmern, dem Bundevsrekehrsmini-
sterium, der IRU und vielen europäischen Bus-
verbänden – massiv für eine Vergrößerung die-
ser Distanz eingesetzt. Dies ist nach unzähligen 
Verhandlungen letztendlich gelungen. 

Auch hat der bdo gegenüber der EU-Kommissi-
on immer wieder darauf hingewiesen, dass der 
Busunternehmer nicht für eine Verspätung haf-
ten kann, die durch außerhalb seines Einfluss-
bereichs liegende Umstände begründet ist (Bsp. 
Stau auf der Autobahn durch liegengebliebene 
Fahrzeuge). Dazu hat die EU-Kommission aus-
geführt, dass der Fahrpreis nur erstattet werden 
muss, wenn sich die Abfahrt des Busses um 120 
Minuten oder mehr verzögert und der Fahrgast 
die Fahrt nicht mit geänderter Streckenführung 
fortsetzt.

Hinsichtlich der massiven Informationspflichten, 
die den Omnibusunternehmern durch Art. 11 
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VO 181/2011 der Verordnung auferlegt werden, 
hat der bdo wiederholt appelliert, dass diese 
Pflichten verhältnismäßig und erfüllbar gestaltet 
sein müssen. Nach Auskunft der Kommission 
müssen diese Informationen über angebotene 
Dienste, mögliche Verspätungen und die Fahr-
gastrechte nicht - wie ursprünglich gefordert - in 
sämtlichen Sprachen der Mitgliedstaaten, son-
dern nur in der jeweiligen offiziellen Landesspra-
che zur Verfügung gestellt werden.

Auch bezüglich der Beförderung von Fahrgä-
sten mit Behinderungen oder eingeschränkter 
Mobilität ist es dank intensiver Lobbyarbeit ge-
lungen, die ursprünglich stark überzogenen For-
derungen und damit verbundenen ausufernden 
Kosten für die Unternehmer abzumildern. So  
besteht die Verpflichtung zur Unterstützung be-
hinderter Fahrgäste nur an ausgewählten Bus-
bahnhöfen, die von dem jeweiligen Mitgliedstaat 
zu benennen sind. Ferner können Busunterneh-
men von der Verpflichtung, Fahrgästen mit Be-
hinderung Zugang zu gewähren, ausgenommen 
werden, wenn geltende gesetzliche Sicherheits-
bestimmungen nicht eingehalten werden kön-
nen oder eine sichere Beförderung wegen der 
Bauart des Fahrzeugs oder infrastrukturbedingt 
nicht möglich ist. Allerdings muss der Betroffene 
auf Verlangen schriftlich innerhalb von fünf Ta-
gen über die Gründe der Beförderungsverwei-
gerung unterrichtet werden.

Nicht abgewendet werden konnte die völlig über-
zogene Haftung für den Verlust oder die Beschä-
digung von Gepäck in Höhe von 1.200,- EURO 
je Gepäckstück. Und auch hinsichtlich der An-
nullierung oder verzögerten Abfahrt von Reisen 
mit planmäßiger Dauer über drei Stunden wer-
den die Unternehmer mit sehr weitgehenden 
Forderungen konfrontiert: Gemäß der Verord-
nung haben sie in derartigen Fällen den Fahrgä-
sten kostenlose Imbisse und Erfrischungen an-
zubieten bzw. sogar für Hotelkosten von bis zu 
80,- EURO je Fahrgast (für max. zwei Nächte) 
aufzukommen.

Die Mitgliedstaaten haben nach Art. 2 Abs. 4 der 
VO die Möglichkeit, inländische Verkehrsdienste 
von der Anwendung vieler in der Verordnung 

enthaltener Bestimmungen für eine „Schonfrist“ 
von maximal acht Jahren auszunehmen. Inwie-
weit der deutsche Gesetzgeber davon Gebrauch 
machen wird, war im Berichtsjahr noch nicht ab-
zusehen. Aus dem Bundesverkehrsministerium 
hieß es dazu, man stehe noch ganz am Anfang 
der Überlegungen hinsichtlich der Ausgestal-
tung der Anwendung dieser Verordnung. Außer-
dem komme es diesbezüglich auf den Willen der 
Bundesländer an. 

2.2 Güterkraftverkehrs- und Personenbeför-
derungsrecht

Neuregelungen zum Berufszugang im Gü-
ter- und Personenverkehr/Verkehrsunterneh-
mensdatei

Am 04.12.2009 trat das sogenannte „Road Pa-
ckage“ in Kraft. Dieses EU-Verordnungspaket 
regelt den Markt- und Berufszugang für Kraftver-
kehrsunternehmer umfassend neu und fasst die 
bislang im Bereich des Personen- und Güter-
kraftverkehrs geltenden europäischen Rechts-
vorschriften in drei EU-Verordnungen zusam-
men. Sie wurden am 04.12.2011 wirksam und 
damit in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union unmittelbar anwendbar.

Vorwegzuschicken ist, dass die EU-Verord-
nungen zwar unmittelbar gelten (d. h. der deut-
sche Gesetzgeber müsste theoretisch keine 
eigenen Regelwerke erlassen), jedoch entspre-
chende Anpassungen im Güterkraftverkehrs- 
und Personenbeförderungsrecht vorgenommen 
wurden. Während das Verfahren zur Änderung 
des Güterkraftverkehrs- und des Personenbe-
förderungsgesetzes mit den Beschlüssen des 
Bundesrats im November bereits den Bundesrat 
passiert hatte und am 25.11.2011 das Gesetz im 
Bundesgesetzblatt veröffentlicht wurde, lagen 
die Verordnungen im Güterverkehr als abge-
stimmte Entwürfe, die personenbeförderungs-
rechtliche Verordnung zunächst lediglich als – 
noch nicht abschließend diskutierter – Entwurf 
vor. Zu den wesentlichsten Bestimmungen:

Neu eingeführt wurde die Funktion des Ver-
kehrsleiters. Als Verkehrsleiter werden vorläufig 
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die mit dem letzten Erlaubnis-, Lizenz- oder Ge-
nehmigungsverfahren benannten, zur Führung 
der Geschäfte i. S. d. GüKG bzw. PBefG be-
stellten Personen registriert. Erst beim nächsten 
turnusmäßigen Antragsverfahren oder wenn die 
Behörde aus anderen Gründen den Unterneh-
mensvorgang bearbeiten und das Unternehmen 
auffordern, ist explizit der Verkehrsleiter zu be-
nennen. Dabei muss der zuständigen Behörde 
mindestens ein Verkehrsleiter benannt werden, 
es können aber auch mehrere sein. Diese gel-
ten dann allerdings seitens der Behörde alle als 
für das Unternehmen verantwortlich. Bei Benen-
nung mehrerer Verkehrsleiter müssen für diese 
alle Fachkunde- und Zuverlässigkeitsvorausset-
zungen erfüllt sein.

Alle befristet ausgestellten Lizenzen und Geneh-
migungen behalten ihre Gültigkeit bis zum Ende 
der auf der jeweiligen Urkunde angegebenen 
Frist. Die Erteilung auf den nunmehr wirksamen 
Geltungszeitraum von zehn Jahren erfolgt bei 
der nächsten turnusgemäßen  Neuerteilung.

Seit Herbst 2011 führt das BAG ein elektro-
nisches Zentralregister für Güter- und Perso-
nenkraftverkehrsunternehmen: die Verkehrsun-
ternehmensdatei (VUDat). Die relevanten Daten 
werden von den zuständigen Behörden aus-
schließlich auf elektronischem Wege gemeldet. 
In der VUDat werden allgemeine Informationen 
zu den im Inland ansässigen Straßenverkehrs-
unternehmen gespeichert, wie etwa Name und 
Rechtsform des Unternehmens, Anschrift und 
Anzahl der eingesetzten Fahrzeuge. Den euro-
parechtlichen Vorgaben entsprechend werden 
gewisse Inhalte der Verkehrsunternehmensdatei 
über das Internet allgemein zugänglich sein. 

Auch schwerwiegende Zuwiderhandlungen, 
die im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen 
Betätigung des Kraftverkehrsunternehmens 
begangen worden sind, sowie bestimmte Ver-
waltungsentscheidungen sollen gemäß den Be-
stimmungen des „Straßenpakets“ zentral erfasst 
werden - jedoch nicht zwingend zusammen mit 
den allgemeinen Unternehmensinformationen, 
sondern gegebenenfalls von diesen getrennt 
in separaten Dateien. Voraussetzung ist, dass 

die relevanten Informationen allen zuständigen 
Behörden des betreffenden Mitgliedstaats zu-
mindest auf Anfrage zugänglich sind. Die vom 
Bundesamt für Justiz (BfJ) geführten Zentral-
register - Gewerbezentralregister und Bundes-
zentralregister - erfüllen diese Anforderungen, 
sodass schwerwiegende Verstöße und Verwal-
tungssanktionen grundsätzlich nicht noch ein-
mal in der Verkehrsunternehmensdatei des BAG 
gespeichert werden. Unberührt hiervon bleibt 
die vom BAG auf Grundlage des § 16 GüKG 
geführte Datei über abgeschlossene Bußgeld-
verfahren wegen Zuwiderhandlungen nach § 19 
GüKG.

Darüber hinaus hat das BAG in Deutschland die 
Aufgaben einer „nationalen Kontaktstelle“ über-
tragen bekommen, über die die zuständigen Be-
hörden in den Mitgliedstaaten miteinander kom-
munizieren. Auf diese Weise soll sichergestellt 
werden, dass auch Verstöße im EU-Ausland bei 
der Beurteilung der Zuverlässigkeit eines Kraft-
verkehrsunternehmers durch die zuständige in-
ländische Behörde Berücksichtigung finden.

BAG-Förderprogramme - Geänderte Antrags-
fristen für die Förderperiode 2012

Im Rahmen der seit 2009 geltenden BAG-
Förderprogramme zur Mautharmonisierung im 
Güterkraftverkehr wurden 2011 für die Förder-
periode 2012 die Förderrichtlinien „Aus- und 
Weiterbildung“ und „De-minimis“ geändert.

Nach der seit dem 15. Juli 2011 geänderten 
Richtlinie über die Förderung der Aus- und Wei-
terbildung, der Qualifizierung und Beschäftigung 
in Unternehmen des Güterkraftverkehrs mit 
schweren Nutzfahrzeugen (Aus- und Weiterbil-
dung) vom 14. Oktober 2010 begann für die För-
derperiode 2012 die Antragsfrist am 01. Oktober 
des Vorjahres und endet am 15. Januar des 
Jahres, in dem mit der geförderten Maßnahme 
begonnen werden soll.

Mit der zweiten Änderung der Richtlinie über die 
Förderung der Sicherheit und der Umwelt in Un-
ternehmen des Güterkraftverkehrs mit schweren 
Nutzfahrzeugen (De-minimis) vom 19. Oktober 
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2009 gilt seit dem 15. Juli 2011 die geänderte 
Antragsfrist vom 01. Oktober des Vorjahres bis 
zum 28. Februar des Jahres, in dem mit der ge-
förderten Maßnahme begonnen werden soll.

PBefG-Novelle

Am 03.08.2011 hat das Bundeskabinett den Re-
gierungsentwurf zur Novellierung des Personen-
beförderungsgesetzes verabschiedet. Bekannt-
lich vereint der Entwurf zwei Bereiche, nämlich 
die Umsetzung der EGVO 1370/70 (ÖPNV) und 
die Liberalisierung des Buslinienfernverkehrs.

In beiden Bereichen hat es Veränderungen zum 
bekannten Referentenentwurf aus dem Januar 
2011 gegeben. 

Positiv zu bewerten ist, dass die Forderungen 
des privaten Busgewerbes im Hinblick auf den 
Vorrang eigenwirtschaftlicher Verkehre vollum-
fänglich aufgenommen wurden. Der Begriff der 
Eigenwirtschaftlichkeit ist weit gefasst. Fahr-
geldsurrogate wie § 45 a Mittel und Leistungen 
für Schwerbehinderte werden gänzlich aus der 
Verordnung ausgenommen. Dies gilt allerdings 
nur, soweit die Länder nicht von  § 45 a PBefG 
abweichende Regelungen getroffen haben. Aber 
auch in diesen Fällen kann über den Erlass von 
Allgemeinen Vorschriften eigenwirtschaftlicher 
Verkehr betrieben werden. 

Forderungen der kommunalen Spitzenvereini-
gungen sowie einiger Bundesländer nach der 
Verbindlichkeit von Nahverkehrsplänen ist die 
Bundesregierung nicht nachgekommen. Es 
bleibt im Regierungsentwurf beim Status Quo.
 
Anders als es der Referentenentwurf noch vor-
gesehen hat, soll das wettbewerbliche Verfah-
ren nach der EGVO 1370/07 in einem neuen § 
8a ausdrücklich geregelt werden. Damit rückt 
das wettbewerbliche Verfahren nach der EGVO 
(nicht der Genehmigungswettbewerb um eigen-
wirtschaftliche Verkehre) weiter in Richtung Kar-
tellwettbewerb. Für den Rechtsweg zuständig 
sollen in diesen Fällen die ordentlichen Gerichte 
und nicht die Verwaltungsgerichte sein. 

Im Hinblick auf die Liberalisierung des Fernlini-
enverkehrs ist vorgesehen, dass die bestehen-
den Genehmigungs- und Haltestellenplichten 
fortbestehen werden. Allerdings wird in diesem 
Rahmen nur noch die fachliche und finanzielle 
Zuverlässigkeit der Unternehmen überprüft. 
Doppel- und Mehrfachbedienungen von Bus-
fernlinien sind damit in Zukunft wesentlich ein-
facher genehmigungsfähig. Der noch nach dem 
ersten Entwurf bestehende teilweise   Eisen-
bahnvorrang ist in dem Regierungsentwurf nicht 
mehr zu finden. Damit gäbe es keinen Konkur-
renzschutz mehr zur Bahn. Um eine Aushöh-
lung des ÖPNV zu verhindern will man ein Un-
terwegsbedienungsverbot unterhalb von 50 km 
einführen. Allerdings kam es 2011 nicht mehr 
zum Beschluss des Gesetzes im Bundesrat, 
nicht zuletzt wegen des Widerstands der kom-
munalen Spitzenverbände. Stattdessen legte 
der Bundesrat auf Initiative einiger Länder einen 
eigenen Entwurf vor, der für die privaten Busun-
ternehmen im ÖPNV mit erheblichen Nachteilen 
verbunden wäre. Bis Ende 2011 blieb das Ver-
fahren somit völlig offen.

2.3 Straßenverkehrsrecht

Berufskraftfahrerqualifikation – Eintragung 
der Schlüsselzahl „95“ bei Besitzstand

Mit dem Ersten Gesetz zur Änderung des Be-
rufkraftfahrerqualifikationsgesetzes, in Kraft ge-
treten am 31.05.2011, wurde ein sogenannter 
erweiterter Besitzstand geschaffen. Dieser gilt 
für Fälle, in denen eine vor dem jeweiligen im 
Gesetz genannten Stichtagen (10.09.2008 für 
Busfahrer, 10.09.2009 für LKW-Fahrer) erteilte 
Fahrerlaubnis der Klassen C oder D erloschen, 
entzogen oder auf diese verzichtet wurde und 
die Fahrerlaubnis der entsprechenden Klasse 
anschließend neu erteilt wird. Dieser „erwei-
terte“ Besitzstand wird durch Eintragung der 
Schlüsselzahl „95“ im Führerschein dokumen-
tiert, ohne dass der Inhaber des Führerscheins 
bereits die Weiterbildung nachweisen muss.

Seit Wirksamwerden dieser Neuregelungen 
kann auf Antrag auch in Fällen des „einfachen“ 
Besitzstandes, wenn also der Führerschein 
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fristgemäß verlängert wird, die Eintragung der 
Schlüsselzahl „95“ ohne Weiterbildungsnach-
weis erfolgen. Allerdings ist die Gültigkeit der 
Schlüsselzahl „95“ bei Führerscheinneuaustel-
lung ab dem 10.09.2010 für Busfahrer und ab 
10.09.2011 für LKW-Fahrer dann auf das Ende 
der Übergangsfristen (09.09.2013 für Busfahrer, 
09.09.2014 für LKW-Fahrer) befristet, wenn kei-
ne Weiterbildungsnachweise vorgelegt werden.
Wurden beim fristgemäßen Tausch von Bus-
führerscheinen vor dem 10.09.2010 und beim 
fristgemäßen Tausch von LKW-Führerscheinen 
bereits Weiterbildungsnachweise vorgelegt, 
gelten diese als „nicht verbraucht“ und können 
beim nächsten turnusmäßigen Tausch erneut 
vorgelegt werden. Auslöser der jetzt geänderten 
Verfahrensweise waren Kontrollen deutscher 
Kraftfahrer in europäischen Nachbarländern, 
in denen andere Fristen für den Nachweis der 
Qualifikationen und der Schlüsselzahl im Füh-
rerschein gelten. Auch wenn es im Einzelfall 
nicht zur Sanktionen kam, führt das Festhalten 
des Fahrzeugs am Kontrollort bis zur Klärung 
der Rechtslage und der damit einhergehenden 
Zeitverluste für die Fahrer zu erheblichen Beein-
trächtigungen.

Ausnahmegenehmigung vom Feiertagsfahr-
verbot am Reformationstag in Brandenburg

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
Berlin hat wieder eine Ausnahmegenehmigung 
vom Feiertagsfahrverbot für Lastkraftwagen mit 
einem zulässigen Gesamtgewicht über 7,5 t 
und für Anhänger hinter Lastkraftwagen am 31. 
Oktober (Reformationstag) der Jahre 2011 bis 
2015 auf bestimmten Autobahnstrecken in den 
Ländern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
veröffentlicht:

Im Benehmen mit den zuständigen Ministerien 
der Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
wird gemäß § 46 Abs. 2 Straßenverkehrs-Ord-
nung (StVO) unter dem Vorbehalt des jeder-
zeitigen Widerrufs ausnahmsweise genehmigt, 
dass Lastkraftwagen mit einem zulässigen Ge-
samtgewicht über 7,5 t sowie Anhänger hinter 

Lastkraftwagen entgegen § 30 Abs. 3 und 4 
StVO am 31. Oktober der Jahre 2011 bis 2015 
von 0.00 bis 22.00 Uhr eine Reihe von Bundes-
autobahnen in den genannten Bundesländern 
bei Fahrten von Berlin oder nach Berlin (Ab-
fahrts-oder Zielort befahren dürfen.

Ein Verlassen der Autobahn in den genannten 
Ländern, in denen das Feiertagsfahrverbot des § 
30 Abs. 3 StVO am Reformationstag gilt, ist nicht 
zulässig. Dies gilt nicht für den Fall einer unfall- 
oder baustellenbedingten Vollsperrung der Auto-
bahn. Dann ist der ausgewiesenen Umleitung zu 
folgen. Ist eine Umleitung nicht vorhanden, so ist 
die kürzeste Strecke zur nächsten Autobahnauf-
fahrt zu benutzen. Das Fahrzeug darf ferner die 
Autobahn verlassen, wenn es gem. § 15 a StVO 
abgeschleppt werden muss. Es ist dann an der 
nächstgelegenen, hierfür geeigneten Stelle ab-
zustellen.

Auch Fahrten auf den anliegenden Bundesstra-
ßen zwischen Berlin und den Güterverkehrszen-
tren im Umland sind zulässig.

LKW-Konturmarkierungen wurden Pflicht bei 
Neuzulassungen

Die Vorschrift zur reflektierenden Konturmar-
kierung bei Lkw bzw. deren Anhängern und 
Aufliegern gilt seit 10.07.2011 für alle Neuzu-
lassungen, allerdings nur solche ab 7,5 Tonnen 
zulässigem Gesamtgewicht (Anhänger ab 3,5 
Tonnen).

Reflex-Konturmarkierungen an Lkw seit Sommer 2011 Pflicht 
Bildquelle: TÜV Süd
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2.4 Umwelt- und Abfallrecht

Bundestag beschließt Kreislaufwirtschafts-
gesetz, Bundesrat schickt das Gesetz in den 
Vermittlungsausschuss 

Im Berichtsjahr hat der Bundestag in Umsetzung 
der EU-Abfallrahmenrichtlinie das neue Kreis-
laufwirtschaftsgesetz beschlossen. Es soll das 
seit 1996 geltende Kreislaufwirtschafts- und Ab-
fallgesetz ersetzen. 

Mit der Gesetzesnovelle werde der Schwerpunkt 
des Abfallrechts nach Auffassung der Bundesre-
gierung wesentlich stärker auf die Vorbereitung 
zur Wiederverwendung und das Recycling ge-
legt. Entscheidend nach der neuen Abfallhie-
rarchie sei, dass Abfallerzeuger und -besitzer 
jeweils die beste ökologische Option für die je-
weilige Abfallart wählen müssten. Das schließe 
auch soziale und ökonomische Kriterien ein.

Mit der Pflicht zur getrennten Sammlung von Bi-
oabfällen sowie von Papier-, Metall-, Kunststoff- 
und Glasabfällen ab dem Jahr 2015 schaffe das 
Gesetz eine entscheidende Voraussetzung für 
weiter steigende Recyclingquoten. Bis zum Jahr 
2020 sollen 65 Prozent aller Siedlungsabfälle re-
cycelt und 70 Prozent aller Bau- und Abbruchab-
fälle stofflich verwertet werden.

Gewerbliche Sammlungen sind dem Gesetzent-
wurf der Bundesregierung zufolge zwar möglich, 
müssen jedoch den zuständigen Behörden an-
gezeigt werden. Eine gewerbliche Sammlung 
kann untersagt werden, wenn sie die Funkti-
onsfähigkeit, Planungssicherheit oder Organi-
sationsverantwortung des öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträgers gefährdet.

Gewerbliche Sammlungen können zudem ein-
geschränkt oder verboten werden, wenn sie die 
Gebührenstabilität gefährden oder die Vergabe 
von Entsorgungsleistungen im Ausschreibungs-
wettbewerb erschweren oder unterlaufen wür-
den.

Der Bundesrat hat in seiner 890. Sitzung am 
25. November 2011 beschlossen, zu dem vom 

Deutschen Bundestag am 28. Oktober 2011 
verabschiedeten Gesetz zu verlangen, dass 
der Vermittlungsausschuss einberufen wird. 
Der durch die SPD-geführten Bundesländer mit 
entsprechender SPD-Mehrheit votierende Bun-
desrat hat sich in erster Linie die Kritik der Kom-
munalverbände am Gesetzentwurf angenom-
men, die im Regierungsentwurf Gefährdungen 
der Kommunalentsorger durch Private sehen, 
wenn diese die gewerblichen Sammlungen wie 
im Regierungsentwurf vorgesehen durchführen 
könnten. In welche Richtung sich der Vermitt-
lungsausschuss orientieren wird, blieb bis Jah-
resende offen. 

In der Privatwirtschaft stießen die unverkenn-
baren (Re-)Kommunalisierungsbemühungen  
der Länder und Kommunen auf massive Kritik. 
Allerdings nahmen zum Jahresende Befürch-
tungen zu, wonach sich die Bundesländer im 
Vermittlungsausschuss mit ihren Vorstellungen 
durchsetzen könnten.

Neue Aufgaben für die Sonderabfallgesell-
schaft in Brandenburg

Seit dem 1. März 2011 erledigt die SBB Son-
derbafallgesellschaft Brandenburg/Berlin mbH 
zusätzlich zu den bisherigen Aufgaben weitere 
behördliche Aufgaben, die ihr vom Land Bran-
denburg übertragen wurden. Im Einzelnen sind 
dies

•	 Vergabe und Änderung von Erzeuger-, Be-
förderer-, Entsorger- und Dienstleisternum-
mern inkl. der dazu gehörigen Bearbeitung 
der Registrierung bei der ZKS-Abfall

•	 Entscheidung über Transportgenehmi-
gungen;

•	 Entscheidung über Abfallmaklergenehmi-
gungen;

•	 Entgegennahme von Anzeigen über geneh-
migungsfreie Abfallmakler oder Transpor-
teure;

•	 Aufgaben im Zusammenhang mit der grenz-
überschreitenden Verbringung von Abfällen.

Seit 01.03.2011 müssen sich betroffene Unter-
nehmer an die SBB mbH wenden, wenn sie An-
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träge in den genannten Angelegenheiten stellen 
möchten. In Berlin blieben die bisherigen Zu-
ständigkeiten erhalten. 

2.5 Arbeits- und Sozialrecht

Änderung bei befristeten Arbeitsverhältnis-
sen

Das Bundesarbeitsgericht hat am 6. April 2011 
seine Entscheidungspraxis zum Befristungs-
recht geändert. Eine sachgrundlose (d.h. ohne 
Angabe von Gründen erfolgte) Befristung des 
Arbeitsvertrags bis zu zwei Jahren ist seither 
unter bestimmten Voraussetzungen auch dann 
möglich, wenn der Arbeitnehmer bereits früher 
im selben Unternehmen beschäftigt war.

Nach § 14 Abs. 2 S. 1 Teilzeit- und Befristungsge-
setz (TzBfG) ist eine sachgrundlose Befristung 
von Arbeitsverträgen grundsätzlich unwirksam, 
wenn der Arbeitnehmer bereits zuvor schon ein-
mal bei dem Arbeitgeber tätig war. Dies hatte zur 
Folge, dass z.B. Werkstudenten oder ehemalige 
Auszubildende in dem betreffenden Unterneh-
men nicht mehr erneut befristet eingestellt wer-
den konnten. 

Die in § 14 Abs. 2 S. 1 TzBfG enthaltene Rege-
lung soll durch das Verbot der „Zuvor-Beschäfti-
gung“  den Missbrauch befristeter Arbeitsverträ-
ge (Stichwort „Befristungsketten“) verhindern. In 
der Praxis hatte sich die Regelung allerdings oft 
als Einstellungshindernis ausgewirkt. 

Das BAG hatte dann 2011 entschieden, dass 
„zuvor“ nicht endlos zurückreicht. Liegt die Vor-
beschäftigung länger als drei Jahre zurück, kann 
später noch einmal ein sachgrundlos befristeter 
Arbeitsvertrag geschlossen werden; dies ergebe 
die „an ihrem Sinn und Zweck orientierte verfas-
sungskonforme Auslegung der gesetzlichen Re-
gelung“, so das BAG.

Arbeitgebern ist es nun leichter möglich, auf 
schwankende Auftragslagen und wechselnde 
Marktbedingungen durch befristete Einstel-
lungen (bereits zuvor Beschäftigter) zu reagie-
ren.

ELENA-Verfahren wird eingestellt

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nologie und das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales haben sich nach eingehender 
Überprüfung des ELENA-Verfahrens im Be-
richtsjahr darauf verständigt, das Verfahren 
schnellstmöglich einzustellen.

Grund ist die fehlende Verbreitung der qualifi-
zierten elektronischen Signatur. Umfassende 
Untersuchungen haben jetzt gezeigt, dass sich 
dieser Sicherheitsstandard, der für das ELENA-
Verfahren datenschutzrechtlich zwingend gebo-
ten ist, trotz aller Bemühungen in absehbarer 
Zeit nicht flächendeckend verbreiten würde. 
Hiervon hätte aber der Erfolg des ELENA-Ver-
fahrens abgehangen.

Die Bundesregierung übernahm es, dafür Sorge 
zu tragen, dass die bisher gespeicherten Daten 
unverzüglich gelöscht und die Arbeitgeber von 
den bestehenden elektronischen Meldepflichten 
entlastet werden. 

Arbeitnehmer aus dem Ausland - Ände-
rungen seit 1. Mai 2011 

Die Bürger der meisten osteuropäischen Staaten 
dürfen seit dem 1. Mai 2011 ohne Arbeitserlaub-
nis in Deutschland arbeiten. Arbeitnehmer aus 
den Staaten Estland, Lettland, Litauen, Polen, 
Slowakei, Slowenien, Tschechien und Ungarn 
genießen somit seit diesem Tag die gleiche Ar-
beitnehmerfreizügigkeit wie die Bürger der mei-
sten anderen europäischen Staaten. 

Rumänische und bulgarische Staatsbürger be-
nötigen allerdings weiterhin eine Arbeitserlaub-
nis, wenn sie in Deutschland arbeiten möchten. 
Auch Bürger aus Nicht-EU-Staaten benötigen 
eine Arbeitserlaubnis. 

Änderungen im Arbeitnehmerüberlassungsrecht
2011 haben Bundestag und Bundesrat für das 
„Erste Gesetz zur Änderung des Arbeitnehmerü-
berlassungsgesetzes - Verhinderung von Miss-
brauch der Arbeitnehmerüberlassung“ votiert, 
das folgende Schwerpunktregelungen enthält. 
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Mit dem Gesetz soll verhindert werden, dass 
die Arbeitnehmerüberlassung als „Drehtür“ zur 
Verschlechterung der Arbeitsbedingungen miss-
braucht wird. Paradigma des vom Gesetzgeber 
als Missbrauch empfundenen Einsatzes von 
Arbeitnehmerüberlassung war der „Fall Schle-
cker“, der eine breite öffentliche Diskussion über 
konzerninterne Arbeitnehmerüberlassung aus-
löste. Nach der nun in das Gesetz eingefügten 
„Drehtürklausel“ gilt eine vom Gleichstellungs-
grundsatz abweichende tarifliche Regelung 
nicht für Zeitarbeitnehmer, die in den letzten 6 
Monaten vor der Überlassung an den Einsatz-
betrieb aus einem Arbeitsverhältnis bei diesem 
oder einem Arbeitgeber, der mit dem Einsatzbe-
trieb einen Konzern i. S. d. § 18 des AktG bil-
det, ausgeschieden sind. Die Regelung ist nicht 
tarifdispositiv und schränkt damit zukünftig be-
schäftigungssichernde tarifliche Vereinbarungen 
ein. Ein Einsatz der Zeitarbeit bleibt zwar wei-
terhin möglich, jedoch gilt dann zwingend equal-
pay/equal-treatment. Die Drehtürklausel trat am 
01.05.2011 in Kraft.

In dem neu eingefügten § 3a Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetz (AÜG) ist das Verfahren zur Ein-
führung einer Lohnuntergrenze gemäß §§ 3 Abs. 
1 Nr. 3 S. 2, 9 Nr. 2 AÜG in der Zeitarbeit gere-
gelt. Nach dieser Regelung kann das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales auf Antrag der 
vorschlagsberechtigten Tarifvertragsparteien 
bundesweit tarifliche Mindeststundenentgelte 
als Lohnuntergrenze in einer Rechtsverordnung 
verbindlich festsetzen. Der in Deutschland be-
reits faktisch flächendeckend geltende Mindest-
lohn der Zeitarbeit soll mit der Lohnuntergrenze 
auch auf Zeitarbeitnehmer aus dem Ausland er-
streckt werden. Auch diese Regelungen wurden 
zum 01.05.2011 wirksam.

In Umsetzung der Richtlinie 2008/104/EG über 
Leiharbeit vom 19.11.2008 wurden weitere Neu-
erungen in das AÜG aufgenommen. Die nach-
folgend erläuterten Änderungen traten jedoch 
erst zum 01.12.2011 in Kraft.

Das AÜG ist auch bei „nicht gewerbsmäßiger“ 
Arbeitnehmerüberlassung anwendbar. Nach der 

Gesetzesänderung gilt das nunmehrige AÜG für 
Arbeitgeber, die als Verleiher den Einsatzbetrie-
ben Arbeitnehmer „im Rahmen ihrer wirtschaft-
lichen Tätigkeit“ zur Arbeitsleistung überlassen. 
Das Merkmal der Gewerbsmäßigkeit wurde 
gestrichen und durch die Wörter „im Rahmen 
ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit“ ersetzt. Die Er-
laubnispflicht gilt also künftig für die im Rahmen 
einer wirtschaftlichen Tätigkeit ausgeübte Ar-
beitnehmerüberlassung unabhängig davon, ob 
die Überlassung gewerbsmäßig geschieht. Er-
laubnispflichtig ist damit grundsätzlich auch eine 
ohne Gewinnerzielungsabsicht oder nicht auf 
Dauer angelegte Arbeitnehmerüberlassung.

Gemäß des neuen § 1 Abs. 1 S. 2 AÜG muss 
die Überlassung von Arbeitnehmern an Ein-
satzbetriebe vorübergehend erfolgen. Nach 
der Gesetzesbegründung dient dieser Satz der 
„KlarsteIlung“. Der Begriff „vorübergehend“ soll 
danach i. S. d. Zeitarbeitsrichtlinie als „flexible 
Zeitkomponente“ verstanden werden und nicht 
als bestimmte Höchstüberlassungsgrenze. Eine 
Höchstüberlassungsdauer ist damit auch nach 
den Neuregelungen im AÜG nicht enthalten.

Ebenfalls in das AÜG aufgenommen wurden 
neue Regelungen zu Ansprüchen von Zeitarbeit-
nehmern gegen den Einsatzbetrieb. 

Mindestlohn in der Entsorgungswirtschaft

Am 14.12.2010 war im Bundesanzeiger die 
„Zweite Verordnung über zwingende Arbeitsbe-
dingungen für die Abfallwirtschaft einschließlich 
Straßenreinigung und Winterdienst“ veröffentli-
cht worden, der zufolge seit 01.01.2011 in den 
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Unternehmen, die ausschließlich oder überwie-
gend Abfälle einsammeln, befördern, lagern, be-
seitigen oder verwerten sowie in Betrieben des 
Kehrens und Reinigens, der Schnee- und Eisbe-
seitigung einschließlich Streudienste öffentlicher 
Verkehrsflächen ein Mindestlohn von EUR 8,24 
brutto je Stunde vorgeschrieben ist. Die frühere 
Mindestlohnverordnung war am 31.10.2010 
ausgelaufen. Eine rückwirkende Gültigkeit des 
neuen Mindestlohns vor dem 01.01.2011 war 
ausgeschlossen. Diese Verordnung galt bis 
31.08.2011.

Bereits im Februar hatten sich die Tarifparteien 
erstmals 2011 getroffen, um über die Fortset-
zung des Mindestlohns zu verhandeln, im Juli 
kam eine Einigung zustande. Der neue Mindest-
lohntarifvertrag galt ab dem 01.09.2011 und be-
inhaltete eine Erhöhung des Mindestlohnes auf 
8,33 € pro Stunde. Er hat eine Laufzeit bis zum 
31.03.2012. Nach dem Antrag auf Allgemeinver-
bindlichkeit und Veröffentlichung der entspre-
chenden Verordnung im Bundesanzeiger trat 
der neue Mindestlohn für alle Unternehmen der 
Branche am 01.11.2011 in Kraft.

Änderung der Unfallverhütungsvorschrift 
(UVV) „Betriebsärzte und Fachkräfte für Ar-
beitssicherheit“

Zum 01.01.2011 ist die Unfallverhütungsvor-
schrift „Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit“ geändert worden.Im Mittelpunkt der 
Neuregelung stehen nicht mehr ausschließlich 
feste Einsatzzeiten, sondern Leistungskataloge, 
aus denen sich die notwendigen personellen 
Ressourcen ableiten lassen. Der Unternehmer 
soll nun wesentlich flexibler entscheiden kön-
nen, welche Betreuung er braucht. Folgende 
Regelungen sind in der Vorschrift vorgesehen:

•	 Im Unternehmen mit bis zu zehn Beschäf-
tigten hat der Unternehmer die Wahl: Er 
kann entweder sich selbst in Fragen des 
Arbeitsschutzes schulen und sensibilisieren 
lassen (sog. alternative Betreuung). Oder 
er entscheidet sich für die Regelbetreuung. 
In Unternehmen bis zu zehn Beschäftigten 
besteht diese aus einer Grundbetreuung und 

aus der anlassbezogenen Betreuung. Die 
Grundbetreuung ist je nach  Gefährdungsla-
ge im Betrieb im Abstand von 4 Jahren zu 
wiederholen. Die anlassbezogene Betreu-
ung legt für bestimmte Ereignisse die Pflicht 
zur Beratung fest.

•	 Unternehmen mit mehr als 10 Beschäftigten 
mussten sich dagegen auf Änderungen bei 
der Regelbetreuung einstellen. Diese be-
steht ebenfalls aus einer Grundbetreuung 
und einer betriebsspezifischen Betreuung. 
Für die Grundbetreuung gelten feste Einsatz-
zeiten je Beschäftigten, die der Unternehmer 
auf Betriebsarzt und Fachkraft für Arbeits-
sicherheit verteilt. Hier geht es im Wesent-
lichen um die grundlegenden Aufgaben im 
Arbeitsschutz, z. B. die Gefährdungsbeurtei-
lung und die Organisation des betrieblichen 
Arbeitsschutzes. Auf der Grundbetreuung 
setzt die betriebsspezifische Betreuung auf. 
Sie betrifft besondere Risiken und Verhält-
nisse des Unternehmens und umfasst Auf-
gabenfelder, die von Sicherheitsfragen bei 
der Beschaffung neuer Maschinen bis zur 
Weiterentwicklung des betrieblichen Ge-
sundheitsmanagements reichen.

•	 Unternehmen mit 11 bis 30 Beschäftigten 
können sich zwischen alternativer Betreu-
ung und Regelbetreuung entscheiden.

2.6 Steuer- und Abgabenrecht

Bundesrat beschließt gegen die Proteste der 
Wirtschaft Mautausweitung auf vierstreifige 
Bundesstraßen

Die Länder vertraten allerdings die Auffassung, 
dass innerörtliche Bundesstraßen und Strecken 
unter fünf Kilometer Länge für eine Mauterhe-
bung nicht geeignet seien. Dies stellten sie Mitte 
Februar 2011 in ihrer Stellungnahme zum Ge-
setzentwurf der Bundesregierung klar, der die 
Lkw-Maut auch auf Bundesstraßen ausdehnen 
soll. Diese Strecken würden von den Fahrern 
mit hoher Wahrscheinlichkeit umgangen. Das 
Ausweichverhalten führe zu einer Überlastung 
des dann nicht mehr ausreichenden nachgeord-



Geschäftsbericht 2011

37

neten Straßennetzes und damit zu einer hohen 
Belastung der Bevölkerung, heißt es seitens der 
Länder. Dies sei zu vermeiden. 

Von der geplanten generellen Ausdehnung der 
Lkw-Maut auf Bundesstraßen sind Verkehrs-
wege mit mindestens zwei Fahrstreifen je Fahrt-
richtung betroffen, die über eine Anbindung an 
eine Autobahn verfügen. Der Bund erwartet 
nach vorsichtigen Schätzungen jährliche Mehr-
einnahmen von rund 100 Millionen Euro ab dem 
Jahr 2012.

Die Bundesregierung begründete ihren Vorstoß 
unter anderem mit der hohen Qualität der Bun-
desstraßen. Diese hätten zwischenzeitlich viel-
fach ein Ausbauniveau erreicht, das dem von 
Bundesautobahnen nahekomme. Eine Einord-
nung als Autobahn - mit der Folge einer Maut-
pflicht für schwere Nutzfahrzeuge - sei allerdings 
in der Regel nicht möglich, da diese Strecken 
nicht alle an eine Autobahn gestellten Anforde-
rungen erfüllten. Diese Situation ist angesichts 
der voraussichtlichen Entwicklung der finanzi-
ellen Anforderungen zum Erhalt und Ausbau der 
Verkehrsinfrastruktur aus Regierungssicht un-
befriedigend. 

Bereits Mitte Januar 2011 hatten die Verbände 
des Güterkraftverkehrs-, Speditions- und Logi-
stikgewerbes in Berlin und Brandenburg sowie 
die vier regionalen Industrie- und Handelskam-
mern in einer gemeinsamen Stellungnahme 

gegenüber den Ländern Berlin und Branden-
burg massive Kritik am Vorhaben der Maut-
ausweitung geübt. In der Stellungnahme heißt 
es u. a.: „Die mit dem Gesetzentwurf verfolgte 
Ausweitung der Autobahnmaut für schwere 
Lkw auf vierstreifige Bundesstraßen bringt für 
das deutsche Transportlogistikgewerbe erneut 
zusätzliche Belastungen. Die zurückliegende 
rund 50%ige Anhebung der Autobahnmaut aus 
dem Jahr 2009 ist für viele Unternehmer noch 
lange nicht verkraftet. Zugleich konterkariert die 
geplante Mautausweitung die Bemühungen zur 
Entlastung der Transportbranche. Wenn auf der 
einen Seite die zum 1. Januar 2011 geplante 
Mautstrukturveränderung zurückgenommen 
wird, kann nicht kurz darauf die „Bemessungs-
grundlage“ der Lkw-Maut verbreitert werden. 

Die Lkw-Maut wurde zur Lösung der Finanzie-
rungs- und Instandhaltungskrise bei den Bun-
desfernstraßen eingeführt. Sie sollte „on top“ zu 
bisherigen Haushaltsmitteln eingesetzt werden. 
Stattdessen wurden reguläre Haushaltsmittel 
gegen Mauteinnahmen ausgetauscht, wobei 
die Höhe der Investitionsmittel im Wesentlichen 
unverändert blieb. Der von der schwarz-gelben 
Koalition geplante eigenständige Finanzierungs-
kreislauf Straße existiert noch immer nicht. Es 
ist also zukünftig davon auszugehen, dass die 
zusätzlichen Einnahmen aus der Bundesstra-
ßenmaut in den Gesamthaushalt des Bundes 
fließen. Eine nachhaltige Erhöhung des Mitte-
leinsatzes für den Straßenbau ist somit sehr un-
wahrscheinlich.

Die Autobahnmaut auf vierstreifigen Bundes-
straßen wird in besonderem Umfang Fahrzeuge 
des regionalen Wirtschaftsverkehrs erfassen. 
Diese Lastkraftwagen, die etwa im Baustellen- 
und Entsorgungsverkehr eingesetzt werden, 
dürften zu einem uns nicht bekannten Anteil 
nicht mit On-Board-Units ausgestattet sein. Die 
Unternehmer wären daher auf die manuelle Ein-
buchung für die Nutzung der vierstreifigen Bun-
desstraßen angewiesen.

Die Berlin und Brandenburg betreffenden Ab-
schnitte zur Bemautung von Bundesstraßen 
liegen in Bereichen, die durch eine besondere 
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Dynamik für die wirtschaftliche Entwicklung un-
serer Länder geprägt sind. Insbesondere die 
Verteilung der Güter über die GVZ Großbeeren 
und Wustermark würde durch die zusätzliche 
Bemautung erheblich verteuert. Es besteht so 
die Gefahr, dass einerseits in großem Umfang 
Ausweichverkehr auf nicht geeigneten Straßen 
erzeugt wird. Andererseits würde die bisher sehr 
gute wirtschaftliche Entwicklung der GVZs lei-
den. Der Logistikstandort Berlin/Brandenburg 
verliert dadurch nicht nur an Attraktivität insge-
samt, sondern auch an Wettbewerbsfähigkeit 
gegenüber Standorten, deren regionaler Ver-
kehr nicht durch neue Mautzahlungen belastet 
wird.

Trotz aller Widerstände blieben die Bundeslän-
der bei ihrer Haltung, allerdings wird die Mauter-
hebung später als geplant, nämlich zum August 
2012, wirksam. In Brandenburg sind vier Bun-
desstraßenabschnitte von der Mautpflicht be-
troffen.

Umkehr der Umsatzsteuerschuld bei Ge-
schäften mit Schrotten/Altmetallen

Zum 01.01.2011 traten zwei wesentliche Än-
derungen der Rechtslage bei der Besteuerung 
von Umsätzen mit Abfällen und Schrotten in 
Kraft. Mit dem Jahressteuergesetz 2010 wurde 
der Übergang der Steuerschuld bei der Liefe-
rung bestimmter Abfallstoffe in das Umsatzsteu-
ergesetz (UStG) aufgenommen. Dies betrifft 
vor allem die Lieferung von Metallabfällen und 
Stahlschrotten. 

Daneben lief die Übergangsfrist des BMF-
Schreibens zur Entsorgung werthaltiger Abfälle 
aus. Aufgrund der in der Praxis üblichen Verrech-
nung der beiden sich gegenüberstehenden Zah-
lungsansprüche kam es deshalb nicht selten zu 
einer fehlerhaften Berechnung der umsatzsteu-
erlich maßgeblichen Bemessungsgrundlage. 
Um umsatzsteuerliche Risiken zu vermeiden, 
mussten die teilweise nur schwer erkennbaren 
Leistungsbeziehungen und die für die Umsatz-
steuer relevanten Bemessungsgrundlagen auf 
den Prüfstand gestellt werden. 

Als Beispiel sei angeführt, dass viele Container-
dienste bei der Bauabfallentsorgung Schrott in 
gesonderten Containern erfassen und entsor-
gen. An den Erlösen werden nicht selten die Ab-
fallerzeuger beteiligt, in dem diesen Gutschriften 
erteilt und/oder Nachlässe auf die Entsorgungs-
leistung gewährt werden.

In der Vergangenheit erhielt der Containerdienst 
eine Nettogutschrift zzgl. USt mit ausgewie-
senem Bruttobetrag. Er hat dann gegenüber 
seinem Auftrageber ebenfalls Gutschrift aus 
Nettobetrag zzgl. USt. und Bruttobetrag erteilt, 
die Umsatzsteuer schuldete der Containerdienst 
im ersten Schritt, der Abfallerzeuger im zweiten 
Schritt.

Seit 01.01.2011 stellen die Schrotthändler ih-
rerseits Netto-Belege aus, nach § 13 Abs. 2 Nr. 
7 schulden sie die Umsatzsteuer. Der Contai-
nerdienst seinerseits muss gegenüber seinem 
Auftraggeber/Abfallerzeuger auf der Gutschrift 
aus den Schrotterlösen ebenfalls lediglich den 
Nettobetrag ausweisen und schuldet selbst die 
Umsatzsteuer.

Für die Unternehmen zusätzlich problematisch 
war, dass zunächst lediglich eine Eingrup-
pierung der betroffenen Sorten nach Zollvor-
schriften existierte, die nicht deckungsgleich mit 
den geltenden Abfallschlüsselnummern sind. 
Hier konnte die Innung ihre Mitgliedsunterneh-
men mit einer vom VDM Verband Deutscher 
Metallhändler e. V. dankenswerterweise zur 
Verfügung gestellten Sortenliste der betroffenen 
Metallfraktionen mit sechsstelliger Abfallschlüs-
selnummer unterstützen.



Geschäftsbericht 2011

39

3. Tätigkeit der Innung 2011

3.1 Wirtschaftliche Situation der Innungsbe-
triebe

Während sich die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung in Deutschland 2011 stabilisierte, galt 
das für die Transportunternehmen in der Regi-
on Berlin-Brandenburg nur eingeschränkt. Zwar 
waren in allen Segmenten des Güterverkehrs im 
Jahresverlauf gewisse Stabilisierungsprozesse 
bei Aufkommen und Auslastung feststellbar, di-
ese schwächten sich in einzelnen Bereichen im 
letzten Quartal jedoch wieder deutlich ab. Nach 
wie vor waren jedoch die notwendigen Entgel-
tanpassungen an die gestiegenen Kosten am 
Markt aber nur schwer, teilweise überhaupt nicht 
durchsetzbar.

Besonders problematisch blieb die Situation in 
den Segmenten Schüttguttransporte und spedi-
tionelle Sammel- und Verteilerverkehre. Der an-
haltende Marktdruck ließ oft keine oder nur eine 
zeitlich sehr verzögerte und geringe Anhebung 
der Beförderungsentgelte zu. Allerdings verstär-
kten sich erste Tendenzen, dass der Preisdruck 
seitens der Verlader und Speditionen gegenüber 
den Frachtführern auf abnehmendes Interesse 
stößt, Transportaufgaben überhaupt zu über-
nehmen. 

Fuhrparkerweiterungen werden seltener ange-
strebt, auch der Fahrzeugersatz erfolgt nicht 
mehr in jedem Fall, wenn die Finanzierung ab-
geschlossen ist. Stattdessen mehren sich Hin-
weise, dass vakante Fahrerstellen nicht neu 
besetzt und überzählige Fahrzeuge veräußert 
werden. Die zunehmend schwierigere Perso-
nalsituation auf dem Kraftfahrermarkt begünstigt 
diesen Trend.

Stabiler verlief die Entwicklung noch im Segment 
der Containerdienste und Abfallentsorgung, so-
fern die Unternehmen nicht ausschließlich im 
Trucking von Behältern für Großentsorger tätig 
waren. Aber gerade im Bereich der Bauabfal-
lentsorgung nehmen die Aufkommensschwan-
kungen zu. Die Unternehmen berichten von – 
gegenüber früheren Jahren – deutlich längeren 

Schwächeperioden in den Wintermonaten und 
zum Teil regelrechten Auftragseinbrüchen mit 
Beginn der Sommerferien.

Im nationalen Fernverkehr tätige Innungsbe-
triebe konnten teilweise auch eine Auslastungs-
stabilisierung feststellen, die allerdings gegen 
Ende des dritten Quartals abrupt abbrach. Letz-
teres führte zudem zu einem erheblichen Preis-
rutsch, es wurde oft Frachtraten aufgerufen, die 
noch nicht einmal als klassische Rückfrachten 
kostendeckend waren. 

Kaum Veränderungen gegenüber dem Vorjahr 
verzeichnete der internationale Güterfernver-
kehr. Von einigen Ausnahmen abgesehen ha-
ben die Innungsbetriebe die in der Krise aufge-
gebenen Verkehre nach Süd- und Westeuropa 
nicht wieder aufgenommen, teils wegen zu ge-
ringer Auslastung, teils wegen nach wie vor un-
zureichender Frachtentgelte. Ost-/Südosteuro-
paverkehre führen unter den Innungsbetrieben 
ein Nischendasein.

Die Situation im Umzugsverkehr blieb problema-
tisch, was letztlich durch einen Marktbeobach-
tungsbericht des BAG zu Umzugsverkehren 
in Ballungsgebieten – u. a. am Beispiel Berli-
ns – bestätigt wurde. Die in der Region weithin 
schwierige Situation der Privathaushalte bedingt 
anhaltend eine ausgeprägte Preissensibilität, in 
deren Folge sich viele Umzugskunden eher dem 
Risiko unseriöser Anbieter am Umzugsmarkt 
aussetzen. Deren Wettbewerb, oft verbunden 
mit illegaler Beschäftigung, erschwert seriösen 
Umzugsunternehmen nach wie vor die Marktbe-
hauptung.

Die Auslastungssituation im Omnibusgelegen-
heitsverkehr war 2011 vergleichsweise stabil, 
als zunehmend problematisch stellte sich je-
doch die Dieselpreisentwicklung dar. Da im Ge-
legenheitsverkehr langfristige Angebote z. B. 
im Rahmen von Katalogen angeboten werden, 
können später wirksam gewordene Kostenerhö-
hungen nicht unmittelbar weiter gegeben wer-
den. Auch im Linienverkehr für die BVG tätige 
Unternehmen erbringen ihre Leistungen auf Ba-
sis mehrjähriger Verträge, so dass die teilweise 
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massiven Kraftstoffpreisschwankungen für die 
Ertragssituation nicht unproblematisch sind. Die 
anhaltenden Probleme bei der Berliner S-Bahn 
verhalfen allerdings einem Teil der Berliner Bu-
sunternehmen weiterhin zu einer stärkeren Aus-
lastung im Bereich der Schienenersatzverkehre. 
Von rechtlichen und abrechnungstechnischen 
Auseinandersetzungen mit der AOK Nordost 
nach wie vor geprägt war die Situation im Krank-
entransportgewerbe. Das Agieren der AOK im 
Hinblick auf die ärztlichen Verordnungen bezüg-
lich des Einsatzes von Krankentransportwagen 
(KTW) führte zu einem Erfolg vor dem Sozialge-
richt Berlin, den die im Landesverband Private 
Rettungsdienste organisierten Unternehmen 
erstritten. Demnach ist es der AOK untersagt, 
Versicherten gegenüber zu behaupten, KTW-
Fahrten zu ambulanter Behandlung seien nur 
dann zugelassen, wenn sie kassenseitig vorab 
genehmigt seien. Ungeachtet dessen wurde 
AOK-seitig an weiteren rechtswidrigen Praktiken 
gegenüber den Krankentransportunternehmen 
festgehalten.

3.2 Gewerbepolitik und Interessenvertretung 
in der Region

Die gewerbepolitische Tätigkeit der Innung war 
auch 2011 geprägt von einer Vielzahl von Stel-
lungnahmen und persönlichen Gesprächen mit 
Abgeordneten der Länderparlamente sowie 
Repräsentanten der Senatsverwaltungen bzw. 
Ministerien der Länder Berlin und Branden-
burg. Der Meinungsaustausch gesucht und ge-
führt wurde zudem in zahlreichen Gremien auf 
Bundes- und  Landesebene, mit Kammern und 
Verbänden sowie der Industrie. Auf einige soll im 
Folgenden näher eingegangen werden.

Gespräch der Verbände der Arbeitsgemein-
schaft beim Leiter der Verkehrsministerkon-
ferenz

Am 02.05.2011 trafen sich Repräsentanten der 
Arbeitsgemeinschaft der Verbände des Ver-
kehrsgewerbes in Berlin und Brandenburg zu 
einem Gespräch mit dem derzeitigen Leiter der 
Verkehrsministerkonferenz, dem Brandenburger 
Infrastrukturminister Jörg Vogelsänger. Erörtert 

wurden aktuelle Themen 
der Verkehrspolitik, sowohl 
bundespolitische als auch 
landespolitische.

Zunächst erläuterte Vo-
gelsänger den Stand des 
Verfahrens zur Einführung 
der LKW-Maut auf vier-
streifigen Bundsstraßen. 
Wenngleich er die Argu-
mente der Kammern und 
Verbände, die sich im Vorfeld massiv gegen die 
Bemautung der Bundesstraße ausgesprochen 
hatten, nachvollziehen könne, habe es im Bun-
desrat keine Mehrheiten gegeben, die diesen 
Argumenten gefolgt wären. Als positiven Effekt 
bewertete Vogelsänger einzig die Freihaltung 
der B 101 südlich Trebbin, die keiner Mautpflicht 
unterworfen werde, da neben dem Bund auch 
der Landkreis Kostenträger des Straßenbaus 
sei.

Weitere Güterkraftverkehrsthemen, die erörtert 
wurden, betrafen den geplanten Feldversuch 
mit Lang-LKW (von Brandenburg nicht mitge-
tragen), die Freistellung der Bundesautobahnen 
sowie einzelner Bundesstraßen vom Feiertags-
fahrverbot am Reformationstag in den kommen-
den Jahren, und LKW-Transitverkehre auf ein-
zelnen Bundesstraßen. 

Aus dem Segment des Personenverkehrs wur-
den Details der anstehenden PBefG-Novelle 
diskutiert und Fragestellungen der künftigen 
Ausgestaltung des ÖPNV erörtert. Der Wieder-
einführung einer konkreten Fahrzeugfinanzie-
rung im Brandenburger Busverkehr erteilte der 
Minister eine Absage.

Neuregelungen zum Berufszugang im Güter- 
und Personenverkehr – Workshop von Re-
präsentanten aus Behörden, Kammern und 
Verbänden in Potsdam

Am 04. Dezember 2009 trat das sogenannte 
„Road Package“ in Kraft. Dieses EU-Verord-
nungspaket regelt den Markt- und Berufszugang 
für Kraftverkehrsunternehmer umfassend neu 
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und fasst die bislang im Bereich des Personen- 
und Güterkraftverkehrs geltenden europäischen 
Rechtsvorschriften in drei EU-Verordnungen zu-
sammen. Sie wurden am 04. Dezember 2011 
wirksam und damit in den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union unmittelbar anwendbar. 
Details sind an anderer Stelle dieses Berichts 
bereits erläutert worden.

Allerdings bestanden zunächst noch zahlreiche 
offene Fragen, insbesondere bezogen auf die 
praktische Umsetzung der Vorschriften. Am 
21.11.2011 fand dazu im Ministerium für Infra-
struktur und Landwirtschaft des Landes Bran-
denburg ein Workshop statt, bei dem die pra-
xisrelevanten Fragen zwischen den Verbänden 
des Verkehrsgewerbes, den Behörden und den 
IHK`n der Länder Berlin und Brandenburg erör-
tert wurden. 

Stadtentwicklungsplan Verkehr berücksich-
tigt Wirtschaftsverkehrsbedürfnisse nicht 
ausreichend

Ende 2010 hatte die Berliner Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung einen neuen Stadtentwick-
lungsplan Verkehr (StEP) vorgelegt, der ein 
übergreifendes Maßnahmenbündel für die Berli-
ner Verkehrsentwicklung bis 2025 definiert. 

Dabei stand bereits damals fest: Ohne eine trag-
fähige Finanzierung für die enthaltenen Infra-
strukturmaßnahmen bei Schienen, Straßen und 
Wasserwegen wird dieses Konzept den Ansprü-
chen an ein zukunftsfähiges Verkehrskonzept 
nicht gerecht. Vom Gesamtpaket blieben nur 
Einschränkungen übrig, die den motorisierten 
Verkehr aus der Innenstadt drängen, ohne dass 
Alternativen geschaffen werden.

Der Ansatz, der Erhaltung der Infrastruktur end-
lich Priorität zu geben, ist richtig. Das darf jedoch 
nicht dazu führen, dass auf den Ausbau der Ver-
kehrsnetze verzichtet wird. Maßnahmen wie 
Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit auf Haupt-
verkehrsstraßen, Grüne Wellen für den Radver-
kehr oder die Verschärfung der Umweltzonen-
regelung lehnten Fuhrgewerbe-Innung, IHK, 
Handwerkskammer und ADAC dagegen explizit 

ab, wie sie in einer gemeinsamen Pressekonfe-
renz Ende Januar 2011 in Berlin betonten.

Positiv bewertete die Innung allerdings die Ar-
beit des im Rahmen der STEP-Erarbeitung ein-
gerichteten „Runden Tisches“, dem neben Ver-
kehrspolitikern der Landes- und Bezirksebene 
auch Organisationen der Wirtschaft und zahl-
reiche unterschiedliche Interessenvertretungen 
angehörten. Dieser begleitete den Erarbeitungs-
prozeß, gab Anregungen und bot die Möglich-
keit zur Kritik. Für die Beteiligten gewann der 
Erstellungsprozeß ein höheres Maß an Trans-
parenz und bot die Möglichkeit zum Dialog auch 
bei unterschiedlichen Auffassungen. Eine der 
Kernforderungen der Innung lautet, ein solches 
Instrument auch in ähnlichen Prozessen zu in-
stallieren.

bdo, Fuhrgewerbe-Innung und IHK Berlin 
lehnen Berliner Forderung nach Einführung 
einer Busmaut ab

Das Land Berlin wollte 2011 die Bundesfern-
straßenmaut auszudehnen und zukünftig auch 
Omnibusse für die Benutzung von Autobahnen 
zusätzlich bezahlen lassen. Der Bundesverband 
Deutscher Omnibusunternehmer bdo, die Fuhr-
gewerbe-Innung und die Berliner IHK reagierten 
auf diesen Berliner Alleingang mit großem Un-
verständnis und befürchten darin weitere Wett-
bewerbsverzerrungen zu Lasten der Busunter-
nehmen.

Das Land Berlin hatte für die Sitzung des Ver-
kehrsausschusses des Bundesrats Ende Januar 
den Antrag eingebracht, bei der Änderung des 
Mautgesetzes für Bundesstraßen die Mauterhe-
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bung auch auf Kraftomnibusse auszudehnen. 
Weder der bdo noch die Fuhrgewerbe-Innung 
als Interessenvertretung der Berliner Busunter-
nehmen wurden im Vorfeld darüber informiert 
oder zu möglichen Auswirkungen für Berliner 
Unternehmen befragt. Auch die Berliner IHK 
als Repräsentantin der Gesamtwirtschaft in der 
Hauptstadt war nicht informiert worden.

Unverständlich war den Organisationen der 
Wirtschaft, warum Berlin ohne Not so vorprescht 
und den Berliner Busunternehmern zusätzliche 
Kostenbelastungen verschaffen will. Eine Maut 
für Busse träfe gerade die Berliner Busunter-
nehmen besonders heftig, denn historisch ge-
wachsen ist Berlin die einzige deutsche Stadt, 
die über gute nationale und internationale Fern-
busverbindungen verfügt. 

Die Maut würde den Wettbewerb zu Lasten des 
Omnibusses weiter verzerren und nicht zuletzt 
auch die Preise für Bustickets erhöhen. Und 
das trifft besonders auch den Reiseverkehr und 
konterkariert alle Bemühungen des Landes, den 
Tourismusstandort Berlin zu stärken. 

Tausende Touristen erreichen Berlin jährlich aus 
unterschiedlichsten Anlässen mit dem Reisebus. 
Gerade der Reiseverkehr ist aber ein besonders 
preissensibles Segment. Jeder fehlende Tou-
rist führt zu zusätzlich fehlenden Einnahmen in 
Handel, Gastronomie und Kultur, befürchten IHK 
und Fuhrgewerbe-Innung.

Arbeitskreis Reise- und Shuttlebusverkehre 
am künftigen BBI

Nach ersten Informationen über die Planungen 
zur künftigen Abwicklung der Verkehrs mit Rei-
se-/Shuttlebussen am künftigen Flughafen BBI 
(nunmehr BER) im Jahr 2010  wurde auf Initi-
ative von IHK und Fuhrgewerbe-Innung ein Ar-
beitskreis aus Vertretern der Unternehmerschaft 
und der Flughafengesellschaft ins Leben geru-
fen, der um eine Besserung der nach Einschät-
zung der Unternehmer mangelhaften Planungen 
der Beförderungen von Fluggästen insbesonde-
re zu oder von Großveranstaltungen (Messen, 
Kongresse, Konferenzen) mit punktuell sehr ho-

hem Passagieraufkommen durch die Busunter-
nehmen bemüht ist.

Am 05.05.2011 trat der Arbeitskreis erneut zu-
sammen. Zunächst wurde seitens der Flugha-
fengesellschaft über den aktuellen Fortgang der 
Planung und der Bauarbeiten sowie den Sach-
stand der künftigen Ausstattung des Buspark-
platzes informiert. Anschließend wurde das Bus-
konzept der Zufahrt zur Museumsinsel in Berlin 
vorgestellt, um Schlussfolgerungen abzuleiten, 
inwiefern dieses auf die Zufahrt zum künftigen 
Flughafen übertragbar ist.

Abschließend erläuterten die Unternehmer an 
verschiedenen Beispielfällen, welche organi-
satorischen Rahmenbedingungen mit einzel-
nen Großveranstaltungen verbunden sind. Im 
Ergebnis einigten sich die Teilnehmer der Zu-
sammenkunft darauf, dem Vorstand der Flugha-
fengesellschaft gegenüber die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe und die erarbeiteten Forderungen 
nochmals schriftlich zur Kenntnis zu geben.

Fuhrgewerbe-Innung lehnte Brandenburger 
Gesetzesvorhaben zur Stärkung der kommu-
nalen Daseinsvorsorge ab

Nach Auffassung der Fuhrgewerbe-Innung ist 
die von der Brandenburger Landesregierung 
geplante Erweiterung der wirtschaftlichen Be-
tätigungsmöglichkeiten der Kommunen mithilfe 
eines Gesetzes zur Stärkung der kommunalen 
Daseinsvorsorge ein Schritt in die falsche Rich-
tung. Dazu zählt auch die dabei angestrebte 
Abkehr vom Territorialitätsprinzip, das Kom-
munen und kommunalen Einrichtungen in der 
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Vergangenheit verbot, außerhalb der eigenen 
Kommunalgrenzte tätig zu werden. Jede Erwei-
terung der Optionen, sich wirtschaftlich zu betä-
tigen, schwächt die überwiegend klein und mit-
telständisch geprägten Unternehmen im Land. 
Nicht existentes Insolvenzrisiko, Quersubven-
tionierungsmöglichkeiten und organschaftliche 
bzw. personelle Verflechtungen in kommunalen 
Strukturen führen zu Wettbewerbsverzerrungen, 
die allein zulasten der privaten Unternehmen 
gingen. Verschiedene Segmente des Transport-
gewerbes wie Baustofftransporte oder Entsor-
gungsdienstleistungen, aber auch Winterdienste 
gehören zu den besonders stark gefährdeten 
Bereichen, die vom kommunalen Eigenengage-
ment erkennbar besonders nachteilig betroffen 
würden.

Zwar fordern die prognostizierten Entwicklungen 
der Alters- und Wirtschaftsstruktur in den näch-
sten Jahren besonders auch in Brandenburg 
geeignete Konzepte, die kommunalen Aufgaben 
der Daseinsvorsorge zu erfüllen, wo aber pri-
vatwirtschaftliche Strukturen mit dem entspre-
chenden Steueraufkommen vorhanden sind, 
sollten diese gestärkt werden, so die Forderung 
der Innung. Erfahrungsgemäß lassen sich die 
effektivsten Lösungen im Dialog zwischen Kom-
mune und den ortsansässigen Privatunterneh-
men erzielen.

Trotz aller Widerstände der Wirtschaft – neben 
der Innung hatten sich zahlreiche weitere Un-
ternehmensverbände sowie die Kammern des 
Landes Brandenburg gegen das Gesetzesvor-
haben ausgesprochen – und entgegen der Zu-
sage des Ministerpräsidenten an die Wirtschaft, 
verschiedene Aspekte nochmals zu erörtern, 
beschloß der Landtag im Dezember 2011 das 
Gesetz wie vorgesehen.

3.3 Verbandsveranstaltungen und Mitglieder-
betreuung 2011

Mitgliederversammlung der Innung am 26. 
November

Mitgliederversammlungen der Innung erfreuen 
sich traditionell hohen Teilnahmezuspruchs. Ob 

es am ersten Adventswochenende lag oder an-
dere Gründe ausschlaggebend waren, sei da-
hingestellt; jedenfalls hatten sich allein über 100 
Teilnehmer aus Innungsbetrieben für die Mitglie-
derversammlung am 26.11.2011 angemeldet. 
Hinzu kamen im öffentlichen Teil weitere rund 50 
Gäste aus Politik, Verbänden, Kammern, Ver-
waltungen und Medien, die der Einladung ins 
Hotel Coutyardby Marriott in Berlins Mitte gefolgt 
waren.  

Im ersten Teil der Zusammenkunft standen wie 
immer  die satzungsgemäßen Aufgaben auf der 
Tagesordnung. Michael Eichen würdigte im Be-
richt des Vorstandes die aktuellen politischen 
und gewerberechtlichen Entwicklungen. Im Mit-
telpunkt stehen dabei das EU-Weißbuch Ver-
kehr, die Novellierung von Güterkraftverkehrs- 
und Personenbeförderungsgesetzes sowie das 
Thema LKW-Maut auf Autobahnen und vierstrei-
figen Bundesstraßen.

Anschließend skizzierte Innungsgeschäftsführer 
Gerd Bretschneider im Bericht der Geschäfts-
führung die Schwerpunkte der Verbandsarbeit 
des Jahres 2010. Im Mittelpunkt standen dabei 
die Aktivitäten der Innung im Rahmen des soge-
nannten Runden Tischs zur Fortschreibung des 
Berliner Stadtentwicklungsplans Verkehr, die 
Begleitung der Einführung des elektronischen 
Abfallnachweisverfahrens in der Entsorgungs-
wirtschaft und die anstehende Novellierung des 
Abfallrechts, Themen des Gelegenheitsverkehrs 
mit Bussen bei Shuttleverkehren zum künftigen 
Großflughafen BER und bei Stadtrundfahrten 
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mit sogenannten Cabrio-Doppelstockbussen so-
wie zur Öffentlichkeits- und Verkehrssicherheits-
arbeit der Innung.

Es schlossen sich die Vorstellung der Jahres-
rechnung, der Bericht der Rechnungsprüfer und 
die einstimmige Entlastung von Vorstand und 
Geschäftsführung an.

Im öffentlichen 
Teil   wür-
digte nach 
der Begrü-
ßung zunächst 
Manfred Kuch-
lmayr, Leiter 
Kommunika-
tion der Iveco 
Magirus AG, 
die hervorra-
gende Zusam-
menarbeit zwi-
schen Innung 
und dem Haus 
Iveco, das in 
diesem Jahr exklusiver Unterstützer der Jahres-
mitgliederversammlung ist. 

Nach einer Einführung in die Thematik „Wie re-
alistisch sind die Ziele des EU-Weißbuchs Ver-
kehr für Güter- und Personenverkehre in Städten 
und Ballungsräumen?“ durch den Innungsvor-
sitzenden analysierte Prof. Dr. Heike Flämig 

vom Institut für 
Verkehrsplanung 
und Logistik der 
Universität Ham-
burg-Harburg die 
Wechselwirkungen 
der urbanen Ent-
wicklung und der 
Gestaltung von 
Wirtschaftsverkeh-
ren in Ballungsräu-
men unter Einbe-
ziehung der Ziele 
des EU-Weißbuchs 
Verkehr und deren 
Realisierbarkeit.

Im zweiten Teil stell-
te Meinrad Signer, 
General Manager 
der Iveco Moto-
renforschung AG 
Arbon (Schweiz) 
die Lösungen des 
Hauses Iveco zur 
Erreichung der 
Schads to f fno rm 
Euro 6. Hervorzu-
heben ist in die-
sem Zusammen-
hang, dass die 
Antriebsentwick-
ler für die näch-
sten Jahrzehnte   
im Segment der  
schwereren Nutzfahrzeuge im Masseneinsatz 
keine Alternative zum Dieselmotor erkennen! 
Zudem sei mit Euro 6 das Ende der Schadstoff-
reduzierung beim Diesel erreicht, weitere Ver-
besserungen ließen sich allenfalls in der Ver-
brauchsoptimierung erkennen.

Traditionell klang die Versammlung beim ge-
meinsamen Mittagsbuffet mit Gesprächen im 
Kreis der Kollegen und Gäste aus.

Versammlung der Fachgruppen Bau- und 
Verteilerverkehr bei Mercedes in Berlin-Ru-
dow

Rund 50 Unternehmer der Fachgruppen Ver- 
und Entsorgungsverkehre/Bau und Sammel- 
und Verteilerverkehre konnten der Innungsvor-
sitzende Michael Eichen und Gastgeber René 
Rudelt, Leiter des Nutzfahrzeug-Zentrums der 
Mercedes-Benz-Niederlassung Berlin am Neu-
decker Weg in Berlin-Rudow am Abend des 
09.03.2011 begrüßen. Auf der Tagesordnung 
stand das Thema „Technische Unterwegskon-
trollen durch die Berliner Polizei“.

Anlass, diese Thematik auszuwählen, waren die 
in den zurückliegenden Monaten häufiger an die 
Innung herangetragenen Fälle, bei denen sei-
tens der Polizei technische Mängel beanstan-
det wurden und oft auch eine Untersagung der 
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Weiterfahrt erfolgte. Erschwerend kam oft hinzu, 
dass die betreffenden Fahrzeuge kurze Zeit zu-
vor – mitunter nur einige Tage – einer Hauptun-
tersuchung oder Sicherheitsprüfung unterzogen 
worden waren, ohne dass es seitens der Prüfer 
zu Beanstandungen kam.

Im ersten Teil der Zusammenkunft gab Polizei-
oberkommissar Burkhard Köhler anhand zahl-
reicher Beispielfälle einen Einblick in Inhalte und 
Abläufe technischer Unterwegskontrollen. Da-
bei erläuterte er detailliert die Indizien, die den 
Anlass zur Kontrolle boten, die festgestellten 
Mängel und die seitens der Polizei getroffenen 
Veranlassungen.

Im zweiten Teil vermittelte Walter Henschel, 
Sachverständiger der TÜV Rheinland Kraftfahrt 
GmbH, anhand eines Beispiels, wie nach einer 
Fahrzeugsicherstellung seitens des betrauten 
Sachverständigen die Erfassung und Beurtei-
lung der festgestellten Mängel vonstatten geht 
und welche Bewertung daraus abgeleitet wird.

In der anschließenden Podiumsdiskussion, an 
der Michael Berndt, Erster Polizeihauptkom-
missar bei Zentralen Verkehrskontrolldienst 
der Polizei, Helmut Enk, Niederlassungsleiter 
der DEKRA Automobil GmbH, Andreas Röse, 
Geschäftsführer der TÜV Rheinland Kraft-
fahrt GmbH, und Innungsgeschäftsführer Gerd 
Bretschneider teilnahmen, wurde die Thematik 
weiter vertieft. Seitens der Unternehmer, die 
sich an der Diskussion beteiligten, wurde die 
Notwendigkeit und Wichtigkeit der Fahrzeug-
kontrollen bekräftigt, allerdings – so der mehr-
fach zum Ausdruck gebrachte Eindruck – sei 
nicht bei allen Kontrollbeamten im gleichen Um-
fang der Sachverstand erkennbar, tatsächliche 
von vorgeblichen Mängeln zu unterscheiden 
und die tatsächlich angemessenen Maßnahmen 
zu veranlassen. Hierfür wurden auch verschie-
dene Beispiele angeführt. EPHK Berndt schloß 
für seinen Zuständigkeitsbereich derartige Pro-
bleme aus, räumte aber ein, dass es zwischen 
den Beamten des ZVKD und denen der Direkti-
onen, die nicht ausschließlich auf Verkehrsüber-
wachungsaufgaben im Schwerverkehr speziali-
siert seien, sicher vereinzelt Unterschiede gäbe. 

Röse erläuterte auf Nachfrage nochmals die Un-
terschiede, die bei Prüfung eines Fahrzeugs im 
Rahmen der HU/SP und bei Untersuchung nach 
Sicherstellung durch die Polizei im Bewertungs-
maßstab anzulegen seien.

Wenngleich die Diskussion manche Frage of-
fen ließ oder in für die Unternehmer nicht be-
friedigendem Umfang zu Antworten führte, 
bekräftigten die Veranstaltungsteilnehmer die 
Notwendigkeit des Dialogs zwischen Gewerbe 
und Polizei. Die zahlreichen Einzelgespräche im 
Anschluss an den offiziellen Teil bewiesen das.

Der Dank der Innung galt nochmals ausdrück-
lich René Rudelt und seinem Team vom Nutz-
fahrzeug-Zentrum der Mercedes-Benz-Nieder-
lassung Berlin für die Gastfreundschaft und die 
Betreuung der Veranstaltung!

Versammlung der Fachgruppe Umzugsver-
kehre/Neumöbelbeföderungen – Jörg Röhli-
cke neuer Fachgruppensprecher

Als erster Punkt stand die Wahl eines neuen 
Sprechers der Fachgruppe Umzugsverkehre/
Neumöbelbeförderungen auf der Tagesordnung 
der Fachgruppenversammlung am 13.04.2011 
im Innungshaus. Marlis Lange (Lange GmbH, 
Lindenberg), die das Ehrenamt über viele Jahre 
ausübte, hatte die Funktion nach ihrem Wech-
sel in den Ruhestand niedergelegt. Zum neuen 
Fachgruppensprecher wählten die Mitglieder 
der Fachgruppe Jörg Röhlicke, Geschäftsführer 
des seit 60 Jahren am Berliner Markt bestehen-
den Unternehmens Bernd Thater Umzüge aus 
Berlin-Neukölln.

Hauptthema der Zusammenkunft war die Be-
kämpfung illegaler Beschäftigung und von 
Schwarzarbeit am Berliner Umzugsmarkt. An-
dreas Kellermann und Uwe Fieberg, Beamte der 
Finanzkontrolle Schwarzarbeit beim Hauptzoll-
amt Berlin, informierten hier über ihre Aufgaben 
und die Ergebnisse ihrer Überwachungs- und 
Ermittlungsarbeit.

Im Zusammenhang mit Aktivitäten gegen ille-
gale Beschäftigung stehen auch immer wieder 
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Internetplattformen, über die Umzugsleistungen 
vermittelt werden, kritisch zur Diskussion. Aus 
diesem Grund hatte die Innung, Michael Jurisch 
von der MY-HAMMER Aktiengesellschaft als 
Gast und Referenten eingeladen, aus der Per-
spektive des Plattformbetreibers „myhammer.
de“ zu berichten. 

Auslöser hierfür war ein Gespräch des Unter-
nehmens mit Vertretern Berliner Innungen, in 
dem über die Änderung des Geschäftsmodells – 
weg von der Auktionsplattform hin zu einer Aus-
schreibungsplattform – nach Wechsel der Ei-
gentümerstruktur informiert worden war. Jurisch 
räumte ein, dass myhammer unter den Hand-
werksgewerben auf massive Vorbehalte gesto-
ßen sei, aber vielfach inzwischen Annäherungen 
gefunden wurden, kleinen und mittelständischen 
seriösen Betrieben zu Aufträgen über das In-
ternet zu verhelfen. Dabei gehe es nicht mehr 
darum, möglichst dem Billigsten zum Auftrag zu 
verhelfen, was noch Ziel der Auktionsplattform 
bis 2010 war, sondern Auftraggebern ein hohes 
Maß an Transparenz und Marktübersicht zu ver-
schaffen.

Da die Innung bereits 2010 festgestellt hat, dass 
die mit Abstand größte Anzahl bei myhammer 
eingestellter und   vermittelter Aufträgen dem 
Segment Transporte/Umzüge zuzurechnen 
seien, sollte den Innungsmitgliedern selbst Ge-
legenheit gegeben werden, sich einen Eindruck 
zu verschaffen.

In der Diskussion wurde deutlich, dass die auch 
die Innungsunternehmer gegenüber Internet-
plattformen erhebliche Skepsis entwickelt ha-
ben. Gerade Umzüge erfordern häufig den di-
rekten Kontakt zwischen Umzugsunternehmen 
und Kunde, um überhaupt seriös ein Angebot 
kalkulieren zu können. Ferner – und das war 
und ist Kritik der Innung selbst – sind die von 
myhammer aufgestellten Zuverlässigkeitsregeln 
der Dienstleister nicht stringent genug, illegalen 
Wettbewerb zu verhindern. So steht es dem ge-
werblichen Dienstleister frei, seine EU-Lizenz 
oder Güterkraftverkehrserlaubnis sowie den 
Versicherungsnachweis als Zuverlässigkeits- 
und Transparenzkreiterien einzureichen. Auch 

die unter Mitwirkung der Innung erstellten Kun-
deninformationen seien für Privatkunden nur 
schwer auf der Homepage zu finden. 

Jurisch bestätigte, dass myhammer hier noch Ak-
tualisierungsbedarf habe, gerade diesem Zweck 
dienten ja auch derartige Veranstaltungen. So 
gesehen seien die Vorbehalte nachvollziehbar 
und – so das Resumée der Innung – auch im 
Rahmen der Zusammenkunft nicht vollständig 
abzubauen gewesen. Allerdings gewinnt das 
Medium Internet auf im Umzugssegment an Be-
deutung, hier müssen Unternehmen und Innung 
die Entwicklung aktiv begleiten, sollen doch die 
neben den unbestreitbaren Risiken durchaus 
bestehenden Chancen auch genutzt werden.

Informationsveranstaltung zum eANV

Am 01.02.2011 ist die vorläufig letzte Stufe der 
Einführung des elektronischen Abfallnachweis-
verfahrens eANV bei der Entsorgung gefähr-
licher Abfälle wirksam geworden: seit diesem 
Tag müssen auch Erzeuger und Beförderer 
derartiger Abfälle die entsprechenden Nach-
weise nicht nur elektronisch anlegen und Füh-
ren, sondern auch die qualifizierte elektronische 
Signatur einsetzen. Grund für die Fuhrgewer-
be-Innung, in Kooperation mit der SBB Son-
derabfallgesellschaft Brandenburg-Berlin mbH 
nochmals zu einer Informationsveranstaltung 
einzuladen, um insbesondere die Transportun-
ternehmer zu erreichen, die sich bislang mit dem 
eANV noch schwer getan hatten. Über 100 Teil-
nehmer aus Transport-, Containerdienst- und 
Werkverkehrsunternehmen der Region Berlin-
Brandenburg folgten dann auch der Einladung 
für den 24.01.2011 ins Van-der-Valk-Hotel nach 
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Rangsdorf, von denen nach Veranstalterein-
druck rund ein Drittel tatsächlich noch grund-
sätzlichen Informationsbedarf hatte. Einzelnen 
schien tatsächlich erst bei der Veranstaltung 
deutlich zu werden, dass die Anwendung des 
eANV für die weitere Entsorgung gefährlicher 
Abfälle und daraus resultierend wohl mitunter 
auch für den Fortbestand des Unternehmens 
existentiell wichtig ist. Erfahrungsgemäß erwar-
ten die Kunden die Bedienung der gesamten 
Abfallartenentsorgung wie z. B. bei Bauabfällen 
auch die Teerpappen- und  Asbestentsorgung.

Im Rahmen der Veranstaltung informierte nach 
der Begrüßung durch Innungsgeschäftsführer 
Gerd Bretschneider und SBB-Geschäftsführer 
Berend Wilkens zunächst Ulf Berger, bei der Ber-
liner Senatsumweltverwaltung für die Sonderab-
fallentsorgung zuständig, über die Erfahrungen 
aus der seit 01.04.2010 währenden ersten Pha-
se des eANV und den Stand der Lösungen der 
seither aufgetretenen technischen Probleme. 
Anschließend    erläuterte    Sabine   Fankhänel 
von der SBB GmbH über das Handling der 
Nachweiserstellung und -verwaltung sowie die 
Anwendung der elektronischen Signatur.

Aus der Praxis eines Containerdienstes berichte-
te Bernhard Lemmé, Geschäftsführer der NENN 
Entsorgung GmbH & Co. KG und zugleich Fach-
gruppensprecher Ver- und Entsorgungsverkehre 
Bau der Innung sowie Vorsitzender des Über-
wachungsausschusses der Entsorgergemein-
schaft Abfall Berlin-Brandenburg e. V. Er stellte 
die Abläufe der Vorbereitung auf die Einführung 
der elektronischen Nachweisführung bei einem 
klassischen Bauabfallentsorger vor. 

Er beschrieb dabei auch die – im Unterschied 
zu stationären industriellen Abfallanfallstellen 
– wieder schnell erkennbaren Probleme in der 
Baustellenentsorgung, wo eben z. B. oftmals 
niemand vor Ort ist, der bei der Übernahme der 
Abfälle diesen Vorgang quittiert oder von der 
Bestellung abweichende Abfalldeklarationen be-
stätigt. Wie mit letzteren bei bereits elektronisch 
erzeugten Dokumenten in der Praxis tatsächlich 
zu verfahren sein wird, ist bislang offen.

Im abschließenden Teil der Vorträge stellte Dr. 
Martin Konczalla, AVU Ingenieure Berlin, eine 
Plattformlösung der Nachweisführung in praxi 
vor und demonstrierte für Gelegenheitserzeuger 
und -beförderer gefährlicher Abfälle damit eine 
leicht verständliche Möglichkeit, die Pflichten 
des eANV anwenderfreundlich zu erfüllen.

Fachgespräche und der Dialog zwischen den 
Referenten und Veranstaltungsteilnehmern 
beim Imbiss im Anschluss rundeten die Veran-
staltung ab.

Winterwerkstatt 2011

Auch in den Wintermonaten des Jahres 2011 
konnte die Innung wieder mit einer Reihe von 
Veranstaltungen im Rahmen der sogenannten 
Winterwerkstatt aufwarten, die sich lebhaften 
Zuspruchs erfreuten.

Informationsveranstaltung Arbeitsschutzma-
nagement 

Effektive Betriebsorganisation und Arbeits-
schutzmanagement sollten auch bei kleineren 
Unternehmen nicht nur auf Basis verbindlicher 
Rechtsvorschriften gestaltet werden, sondern 
auch im Zusammenhang mit Unternehmens-
finanzierungen betrachtet werden. Für die 
Entwicklung derartiger betrieblicher Manage-
mentsysteme gibt es verschiedene Förderins-
trumente. Diese erläuterte Dr. Michael Meetz, 
Geschäftsführer der uve GmbH für Managment-
beratung,  im Rahmen einer Informationsveran-
staltung am 16.03.2011.

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nologie fördert Unternehmensberatungen für 
kleine und mittlere Unternehmen. Hierzu gehö-
ren Arbeitsschutzberatungen. Die Förderquote 
beträgt im Land Berlin 50 % und im Land Bran-
denburg 75 % der in Rechnung gestellten Be-
ratungskosten. Der Förderantrag ist im Nach-
hinein zu stellen. Zunächst wird die Beratung 
durchgeführt und ein Beratungsbericht erstellt. 
Dieser Beratungsbericht ist dann zusammen mit 
der Rechnung und einem Zahlungsbeleg bei der 
Bewilligungsbehörde einzureichen.
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uve hat ein Verbundvorhaben „Arbeitsschutz-
management“ für Mitgliedsbetriebe der Fuhr-
gewerbe-Innung entwickelt, das den Veranstal-
tungsteilnehmern vorgestellt wurde. uve hat 
entsprechende Beratungsmodule entwickelt, 
aus denen jedes Unternehmen nach eigenen 
Bedarf die gewünschten Bausteine auswählt. 
Für Unternehmen, bei denen alle Module durch-
geführt werden, richtet uve ein praxisorien-
tiertes „Arbeitsschutzmanagementsystem“ ein, 
welches später mit geringem Aufwand gepflegt 
und aktualisiert werden kann. 

Informationsveranstaltung Scheinselbständig-
keit vermeiden und Arbeitnehmerüberlassung 
rechtssicher gestalten 

Immer wieder erhält die Innung Anfragen hin-
sichtlich der Einbindung selbständiger Nach-
unternehmer, aber auch zu Bewerbungen so-
genannter selbständiger Kraftfahrer. Gerade 
letztere sind in der Rechtsprechung immer wie-
der als Scheinselbständige bewertet worden, 
was für die beschäftigenden Unternehmen zu 
teils erheblichen Nachforderungen der Sozial-
versicherungsbeiträge geführt hat. Aber auch 
das Thema Arbeitnehmerüberlassung hat im 
Güter- und Personenbeförderungsgewerbe an 
Bedeutung gewonnen.

Aus diesen Gründen hatte die Innung für den 
05.04.2011 zu einer entsprechenden Informati-
onsveranstaltung eingeladen. Dr. Markus Longi-
no und Matthias Stelzer, beide Fachanwälte für 
Arbeitsrecht in der Kanzlei SALANS LLP Berlin, 
gaben einen umfassenden Überblick über beide 
Themenbereiche. Die Fragen der anwesenden 
Unternehmer machten deutlich, wie vielschichtig 
die Thematik sein kann und wie wichtig eindeu-
tige vertragliche Regelungen sind. 

Besichtigungen

Aber nicht nur fachliche Themen bildeten den 
Rahmen der Veranstaltungen der Winterwerk-
statt. Auch zu einer Reihe Besichtigungen hat-
te die Innung eingeladen: Am 12. März konnten 
Innungsmitglieder hinter die Kulissen der O2-
World am Berliner Ostbahnhof schauen, am 

19.03.wurde aufgrund des hohen Interesses in 
den vergangenen Jahren erneut zu einer Be-
sichtigung der Berliner Unterwelten eingeladen. 
Einen Eindruck von der interessanten Geschich-
te der Berliner Brauereiwirtschaft sowie von der 
Herstellung, Abfüllung und Logistik der einzigen 
noch industriell betriebenen Berliner Brauerei 
bot die Besichtigung der Berliner-Kindl-Schult-
heiß-Brauerei in Berlin-Weißensee am 22. März. 
Sicher nicht nur deswegen, aber auch, weil sich 
eine Bierverkostung mit deftigem Abendessen 
anschloss, war die Teilnehmerzahl doch recht 
beachtlich. Den Abschluss der interessanten 
Veranstaltungen bildete eine Besichtigung des 
Bundeskanzleramtes am 26.03.2011, für die we-
gen des besonders hohen Interesses – nicht alle 
Anmeldungen konnten wegen der begrenzten 
Teilnehmerzahl berücksichtigt werden – bereits 
eine Wiederholung in den nächsten Wintermo-
naten geplant wurde.

Festival-of-lights für Innungsmitglieder   am 
14.10.2011 –   Impressionen aus dem beleuch-
teten Berlin

In Ergänzung der Besichtigungsveranstaltungen 
im Rahmen der Winterwerkstatt wurde noch 
eine besondere Anregung aufgegriffen: Am 
14.10.2011 lud die Fuhrgewerbe-Innung Ihre 
Mitgliedsbetriebe zu einem abendlichen Streif-
zug durch das im Rahmen des Lichterfestivals 
angeleuchtete Berlin ein. Unter kompetenter Er-
läuterung zweier Guides ging es mit zwei Reise-
bussen der BVB Bus-Verkehr Berlin KG zu den 
Sehenswürdigkeiten des Festival-of-lights in der 
Hauptstadt. Rund 100 Mitglieder folgten der Ein-
ladung und konnten beeindruckende Bilder live 
genießen und auf sich wirken lassen.  

Mitgliederservice

Informativ und fachlich aufbereitet erhalten die 
Innungsbetriebe zahlreiche Medien, die die be-
triebliche Praxis erleichtern helfen, aber zugleich 
auch über die gewerbepolitischen Schwer-
punktthemen, die aktuell bearbeitet werden, in-
formieren. Hierbei sind anhaltend die Mitglieder-
zeitschrift „Verkehrsnachrichten aus Berlin und 
Brandenburg“ und der Rundschreibendienst 
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führend, ergänzt durch zahlreiche eMail-Infor-
mationsdienste und Downloadmöglichkeiten im 
internen Bereich der Homepage der Innung. 
Zahlreiche Leitfäden und Merkblätter sowie die 
Musterarbeitsverträge der Innung ergänzen die 
Betreuungsarbeit.

Einige dieser Informationsmedien wurden 2011 
überarbeitet. So hat die Innung in Zusammen-
hang mit der Änderung der Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts zu befristeten Arbeitsver-
hältnissen ihren Leitfaden „Befristete Arbeitsver-
träge“ entsprechend geändert. 

Aufgrund sich mehrender Anfragen in der In-
nungsgeschäftsstelle wurde zum dem Thema 
„Lohnpfändung“  ein Leitfaden neu erstellt. Die-
ser informiert ausführlich über die Pfändungs-
formen, die Pflichten für den Arbeitgeber und 
gibt zahlreiche Hilfestellungen für die Praxis. 

Auch der für die Umzugsunternehmen der Innung 
zur Kundeninformation entwickelte  Umzugsflyer 
wurde aktualisiert und damit einhergehend eine 
Formatänderung aufgrund des zunehmenden 
inhaltlichen Umfangs vorgenommen. 

Weitere Rahmenverträge und Serviceangebote 
der Wirtschaftsorganisation der Innung, der 
FGIBB Service GmbH runden das Spektrum ab.

3.4 Öffentlichkeits- und Verkehrssicherheits-
arbeit

Desolater Straßenzustand in Berlin: Ver-
kehrs- und Bauwirtschaft fordern schnelles 
Sanierungskonzept

Der Zustand von Berlins Straßen und Verkehrs-
wegen ist so schlecht wie nie: Von den 5.700 
Kilometern Straße sind mittlerweile rund 4.000 
Kilometer dringend sanierungsbedürftig, und 
nach Expertenmeinung hat das Berliner Ver-
kehrsnetz von den durchschnittlich rund 60 Jah-
ren Straßen-Nutzungsdauer bereits das Jahr 55 
erreicht – notwendige Instandhaltungs- und Er-
neuerungsmaßnahmen erfolgen bislang jedoch 
nur in sehr geringem Maße.  

Gegen den anhaltenden Werteverzehr liefen 
Vertreter der Berliner Bau- und Verkehrswirt-
schaft Sturm: in einer Podiumsdiskussion zur Si-
tuation der Berliner Verkehrswege mit Fachpo-
litikern aller im Abgeordnetenhaus vertretenen 
Parteien am 03.08.2011 forderten sie die Ver-
dreifachung der bisherigen Mittel für Sanierung 
und Erneuerung der Straßen, um das Verkehrs-
netz vor dem endgültigen Kollaps zu bewahren. 
Die Frostschäden des vergangenen Winters 
hätten nur verdeutlicht, inwieweit der eigentliche 
Substanzverfall der Berliner Straßen bereits vo-
rangeschritten sei, so die Wirtschaftsvertreter.

Zeitraum zwischen Neubau und Eingreifzeitpunkt

Tragschicht ohne Bindemittel

Tragschicht mit hydraulischem 
Bindemittel

Asphalttragschicht

Asphaltbinder

Gussasphalt

Splittmastixasphalt 

Asphaltbeton

Eingreifzeitpunkt 
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Dipl.-Geol. Bernd Dudenhöfer, stellv. Vorsitzen-
der der Vereinigung der Straßenbau- und Ver-
kehrsingenieure Berlin-Brandenburg (VSVI), 
bezifferte den akuten Investitionsbedarf für Er-
haltungs- und Erneuerungsmaßnahmen auf 
rund 250 Millionen Euro jährlich. Davon seien 
rund 150 Mio. Euro für die reine Sanierung und 
100 Mio. Euro für die Erneuerung der Straßen 
vorzusehen. Im laufenden Haushalt hat der Ber-
liner Senat dafür jedoch nur 74 Mio. Euro einge-
plant. 

Vor diesem Hintergrund warnten die Wirtschafts-
vertreter eindringlich vor den negativen Folgen 
einer weiteren, durch Unterfinanzierung hervor-
gerufenen Substanzverschlechterung der Stra-
ßen: Ohne eine sorgfältige Erfassung des Zu-
standes des Berliner Straßennetzes werde eine 
Feststellung des nötigen Mittelbedarfs und da-
rauf aufbauend eine seriöse Erhaltungsplanung 
zwangsläufig scheitern, der Kollaps des Ver-
kehrsnetzes sei vorprogrammiert. Die aktuelle 
Vielzahl der nicht planbaren Baustellen sowie 
der geflickten und lauten Straßenoberflächen 
stünden darüber hinaus den Berliner Zielen hin-
sichtlich Lärmschutz und Luftreinhaltung massiv 
im Weg. 

Die Podiumsdiskussion war eine gemeinsame 
Veranstaltung von ADAC, Bauindustrieverband 
Berlin-Brandenburg, Fachgemeinschaft Bau 
Berlin und Brandenburg, Fuhrgewerbe-Innung 
Berlin und Brandenburg sowie der Vereinigung 
der Straßenbau- und Verkehrsingenieure (VSVI) 
in Berlin-Brandenburg. Sie wurde moderiert von 
Petra Schwarz, Journalistin. 

Mit dem Verkehrsminister auf Schleuderkurs 
- 3. Tag der Verkehrssicherheit der Fuhrge-
werbe-Innung in Linthe

Rund 1.800 Besucher nutzten am 28. Mai 2011  
das Innungsangebot und kamen zum Tag der 
Verkehrssicherheit auf das Gelände des ADAC-
Fahrsicherheitszentrums bei Linthe. Der Ak-
tionstag wurde von der Fuhrgewerbe-Innung 
Berlin-Brandenburg gemeinsam mit dem Land 
Brandenburg, in Kooperation mit dem Nutzfahr-
zeug-Zentrum der Berliner Mercedes-Benz-Nie-
derlassung der DAIMLER AG sowie zahlreichen 
weiteren Aktionspartnern organisiert.

Mit deutlich mehr Besuchern und mehr Akti-
onsfahrzeugen fand der 3. Tag der Verkehrssi-
cherheit statt. Den großen Zustrom von Unter-
nehmern und Berufskraftfahrern, die vielfach 
mit ihren Familien kamen, konnte die Innung als 
Veranstalterin als stilles Lob verbuchen. 

Mitveranstalter Land Brandenburg, Kooperati-
onspartner Daimler und die 23 Aktionspartner der 
Fuhrgewerbe-Innung hatten erneut mit viel En-
thusiasmus ein erlebnisreiches und informatives 
Zehn-Stunden-Programm auf die Beine gestellt, 
das kaum Wünsche offen ließ. Schwerpunkte 
waren 2011 eindeutig Sicherheitselemente an 
LKW und PKW, Umweltaspekte, Ladungssiche-
rung und die Berufskraftfahrerausbildung.

Attraktionen an diesem Tag waren zweifel-
los wieder die verschiedenen Module auf dem 
ADAC-Gelände bei Linthe. Dort konnten sich die 
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Unsere	Partner	am	Tag	der	Verkehrssicherheit	2011:
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Lkw-Fahrer mit den unterschiedlichsten Fahr-
zeugen von DAF, Iveco, Mercedes, Scania und 
Volvo testen. Ab 8 Uhr wurde jeweils im Zwei-
Stunden-Rhythmus innerhalb der fünf Module 
gewechselt. So ließ sich einmal ausgiebig er-
fahren, wie LKW trotz modernster Sicherheits-
technik auf unterschiedlichsten Fahrbahn- und 
Witterungsbedingungen reagieren. Die Verlän-
gerung der Intervalle gegenüber 2009 auf zwei 
Stunden bot zudem mehr Möglichkeiten, selbst 
zu fahren.

Die gesamte Konzeption dieses Verkehrssicher-
heitstages ist nach Einschätzung des Branden-
burger Verkehrsministers Vogelsänger einzigar-
tig, denn in dieser Konstellation gäbe es nicht 
Vergleichbares. Er nahm sich mehrere Stunden 
für den Besuch der Großveranstaltung Zeit, um 
dabei ausführlich mit vielen Teilnehmern und 
Ausstellern zu sprechen. Allerdings bedurfte es 
nicht einmal Überredungskünste, um den Mini-
ster nach Linthe zu bekommen. Denn schon von 
der Veranstaltungsidee war das Infrastruktur-

ministerium in Potsdam begeistert und erklärte 
sich sofort zur kooperativen Mitarbeit bereit. Und 
so nutzte auch der Verkehrsminister die Chan-
ce, unter dem Themenschwerpunkt Verkehrssi-
cherheit mit den verschiedensten Vertretern der 
Branche in unmittelbaren persönlichen Kontakt 
zu kommen. So erkundigte er sich über die kon-
kreten Probleme bei den BAG-Vertretern, fragte 
bei den Lkw-Verkäufern nach der Branchensitu-
ation und ließ sich von Aufbauherstellern über 
verschiedene Aspekte der Ladungssicherung 
informieren.

Wenig später informierte sich Minister Vogel-
sänger auf dem weiträumigen Gelände an den 
ADAC-Modulen über die Sicherheitsaspekte, 
die die Fahrer in den Lkws dort zu absolvieren 
hatten. Und schließlich stieg er als Beifahrer 
in eine der Mercedes-Sattelzugmaschinen und 
ging mit auf Schleuderkurs. Und auf den Mo-
dulen wurde auch für ihn augenscheinlich, was 
passiert, wenn der Fahrer eben nicht richtig und 
angepasst reagiert. 

Durchaus Wirkung zeigten auch die vier spek-
takulären Baumunfallsimulation, die die DEKRA 
eindrucksvoll präsentierte. Mit einem Kran wur-
den verschiedene Pkw-Typen in die Luft gehievt 
und aus unterschiedlichen Höhen auf einen gi-
gantischen Baumstamm fallen gelassen, um 
Frontal- und Seitencrashsituationen mit 50 und 
70 km/h darzustellen. Das waren einprägsame 
Bilder für eine typische Unfallbilanz in Branden-
burg. Denn Ministerialrat Gerd Lange, Referats-
leiter Straßenverkehr im Infrastrukturministeri-
um, informierte, dass zwischen 1995 und 2011 
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fest 3.000 Menschen bei Baumunfällen im Land 
starben. Hinzu komme der Aspekt, dass die An-
zahl dieser Unfälle 2010 gegenüber 2008 deut-
lich zunahmen. Allein im vorigen Jahr waren 61 
Prozent der bei Unfällen in Brandenburg getö-
teten Personen sogenannte Baumopfer. Damit 
bleibt das Land in puncto Getötete pro Einwoh-
ner Schlusslicht im bundesweiten Vergleich.

Neben Verkehrssicherheit standen auch Spiel 
und Spaß wieder auf dem Programm, und zwar 
nicht nur für die Kinder: Wer sich traute, konnte 
einen Segwaykurs absolvieren oder sich in einer 
Personengondel von einem langarmigen Auto-
kran auf 50 m Höhe über das Gelände ziehen 
lassen. Und die Innung ließ sogar für die großen 
Buddelfreunde Kindheitsträume wahr werden. 
Denn in der benachbarten Kiesgrube konnte sich 
einmal jeder auf einem vom Baumaschinenver-
mieter Swecon zur Verfügung gestellten Bagger 
ausprobieren. Im gleichen Terrain bestand auch 
die Chance zum Gasgeben auf einem Quad 
durch die Sandberge. Nicht neu, aber ebenfalls 
sehr beliebt war wieder die Mitfahrgelegenheit in 
einem Geländewagen auf dem Offroadparcours 
samt Wasserfallfahrt.

Neu im Tagesprogramm waren auch zwei Wett-
bewerbe. Da musste ein Geschicklichkeits-
parcours in möglichst kurzer Zeit und mit den 
wenigsten Fehlern absolviert werden. Die Bran-
denburger Polizei hatte an anderer Stelle nicht 
nur ihr neuestes Radargerät zur allgemeinen 
Kenntnisnahme, sondern auch eine Lkw-Ab-
fahrtskontrolle aufgebaut. Dabei wurde bewer-

tet, was der Fahrer vor Fahrtantritt alles prüft 
und ob er dabei auch die präparierten Mängel 
entdeckt. 

Bei Gegrilltem, Suppe, Kuchen und Getränken 
gab es ausreichend Möglichkeiten zur Unter-
haltung – mit Veranstaltern, Ausstellern, Be-
kannten, Freunden und Kollegen. Musikalisch 
umrahmt wurde das alles wieder durch Dagmar 
Lay D. und ihre Band.

Auch 2011 Informationskampagnen „Die Ge-
fahren des toten Winkels am LKW“ in Berlin 
und Brandenburg

Mit Unterstützung der VLB Verkehrslenkung 
Berlin, der Landesverkehrswacht Brandenburg 
und der Fuhrgewerbe-Innung führte das Tochte-
runternehmen der Innung, die VSBB Verkehrs-
sicherheit Berlin-Brandenburg GmbH auch 2011 
an Berliner und Brandenburger Grundschulen 
wieder Informationsveranstaltungen zu den Ge-
fahren des toten Winkels am LKW durch. 

Mit Beginn der Fahrradsaison starteten die 
beiden Demo-LKW, die für diese Kampa-
gnen zum Einsatz kommen, wieder ihre Tou-
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ren. Moderatoren erläutern den Schülern, die 
als Fußgänger oder Radfahrer besonders bei 
rechtsabbiegenden LKW gefährdet sind, die 
Sichtmöglichkeiten eines LKW-Fahrers, die ver-
schiedenen, für den Fahrer nicht jederzeit ein-
sehbaren Bereiche um das Fahrzeug und geben 
Tipps zum  richtigen Verhalten zur Verbesserung 
der Verkehrssicherheit.

Ergänzend zu diesen Aktionen stellten Innungs-
betriebe im April 2011 wieder Fahrzeuge mit 

Fahrer für Demonstrationen der Gefahren des 
toten Winkels im Rahmen der Verkehrserzie-
hungsaktion des Berliner Schulsenats „Mit dem 
Fahrrad sicher in den Frühling“ zur Verfügung.

Begleitet wurden die Aktionen 2011 ferner noch 
mit einer Kampagne des Lokalsenders tv Berlin, 
der mehrere Beiträge zur Thematik und zur In-
formationskampagne ausgestrahlt hat und somit 
für die Problematik sensibilisiert.
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